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Auskunft 

Klappe Durchwahl 

B e a n t W 0 r tun g 

der Anfrage der Abgeordneten PROBST und 

Genossen an den Bundesminister für Ge­
sundheit und Umweltschutz betreffend 
Krisenvorsorge im Bereich der medizi­
nischen Betreuung (Nr. 2148/J-NR/1982) 

In der Präambel der Anfrage wird darauf verwiesen, daß zu 
den Aufgaben, die sich Österreich im Rahmen der Krisenvor­
sorge stellen, ohne Zweifel auch eine jedem denkbaren Ernst­
fall gerecht werdende Vorsorge auf dem medizinisc~en Sektor 
gehöre, wobei es neben der Bereitstellung der erforderlichen 
Spitalseinrichtungen vor allem auch um eine ausreichende Be­
vorratung von medizinischen Geräten und Medikamenten gehe. 

In diesem Zusammenhang werden folgende Fragen gestellt: 

"10 Welche Maßnahmen hat Ihr Ressort im gegenständlichen Zu­

sammenhang bisher ergriffen? 

2. Was ist diesbezüglich für die nächste Zeit beabsichtigt?" 

Ich beehre mich, die Anfrage wie folgt zu beantworten: 

Zur· Sicherung der Gesundheit im Rahmen der zivilen Landesver­
teidigung hat das Bundesministerium für Gesundheit und Umwelt­
schutz eine Reihe von Sanitätskonzepten erstellt. Diese Konzepte 
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betreffen insbesondere folgende Gebiete: 

- Integrierter Sanitätsdienst 

- Sanitätsrahmenplan für Anlaßfälle der umfassenden Landes-

verteidigung und Ka~trophen 

- Sanitäts~Dmeldestelle 

Spitals~atastrophenplan (mit dem Muster einesSpitalskatastrophen­

einsatzplanes) • 

Weiters wurden Richtlinien für den Neubau von Sanitätsstationen 

sowie Richtlinien für Erste-Hilfe-Maßnahmen bei Strahlenunfällen 

erarbeitet. 

Die einzelnen Konzepte wurden in zahlreichen Besprec~ungen mit 

verschiedensten Fachleuten abgestimmt und haben die Zustimmung 

sowohl des beim Bundesruinisterium für Gesundheit und Umweltschutz 

eingerichteten Beirates für Katastrophenmedizin als auch des 

Arbeitskreises "Gesundheit" im Rahmen des Arbeitsausschusses 

"z" (Zivile Landesverteidigung) gefunden. 

Die Konzepte wurden ferner in praktischen Übungen erprobt und 

haben sich dabei ~ls hervorragend geeignet und durchführbar 

erwiesen. 

Die genannten Konzepte und Richtlinien wurden in Heft 4 vom 

15. April 1982 der "Mitteilungen der Österreichischen Sanitäts­

verwaltung", 83. Jahrgang, veröffentlicht und an alle Abonennten 

(alle P~tsärzte und Spitalsdirektoren), weiters aber auch an die 

Ämter der Landesregierungen zur Verteilung an alle Gemeinde-, 

Distrikts- und Spreng~lärzte sowie an die Spitäler, an alle Be­

zirkshauptmannschaften, an die zivilen Sanitätsorganisationen", an 

den Sanitätsdienst der FeuerNehren, an den Sanitätsdienst der 

Österreichischen Bundesbahnen, an das Bundesministerium für Landes-
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verteidigung und an denÖsterreichischen Zivilschutzverband 

übermittelt. 

Ich darf mir erlauben, diese umfassende Publikation der An­

fragebeantwortung als Anlage beizuschließen. 

Im Hinblick darauf, daß zur Bewältigung der in Rede stehenden 

Aufgaben ein hohes Maß an Koordination vieler Institutionen 

notwendig ~st, soll durch diese umfassende Darstellung den 

jeweils zuständigen Institutionen die Möglichkeit gegeben werden, 

die notwendigen Vorkehrungen nach weitgehend einheitlichen Ge­

sichtspunkten zu treffen. Es wird Aufgabe der nächsten Zeit sein, 

die vorliegenden Konzepte so: rasch als möglich zu verwirklichen. 

Insbesondere auch die Frage der Bevorratung von medizinischen 

Geräten und Medikamenten war Gegenstand zahlreicher Gespräche. 

Das Ergebnis dieser Gespräche kann ich dahingehend zusammenfassen, 

daß für eine angenommene Krisensituation in der Dauer von sechs 

Monaten im Hinblick auf das derzeitige Vertriebssystem die Bevor­

ratung von Medikamenten ausreichend gesichert ist. 

Weiters wurden über Ausbildungsfragen von Ärzten und Sanitäts­

personal in Katastrophenmedizin Vorschläge erarbeitet, für die 

Ausbildung des Sanitätspersonals wurde mit Unterstützung des 

Bundesministeriums für Gesundheit und Umweltschutz ein Skriptum 

hergestellt und den Sanitätsorganisationen zur Verfügung gestellt. 

In der nächsten Zeit ist vorgesehen, über Ausbildungsfragen der 

Ärzte· in Katstrophenmedizin einen bundeseinheitlichen Ausbildungs­

gang im Zusammenarbeit mit den Universitäten, den Ärztekammern 

und den zivilen Sanitätsorganisationen sowie dem Sanitätsdienst der 

Feuerwehr zu erarbeiten. 

Der Bundesminister: .-

(Ul r f'r 
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83. JAHRGANG 1 S. APRIL 1982 HEFT 4 

AUJ der Sektion 11 (I' olkJgeJundhelt I deJ BundeJmtnlJteriumJ für GeJundhelt und Umue/tschutz 
(Leiter.: SektlOn.rchef Dr. med. Albert Kr a J J ni g g) 

SaniiCitskonzepte als Maßnahme zur Sicherung der Gesundheit im 

!Rahmen der zivilen landesverteidigung*) 

Vorwort 

Die Vorsorgen auf dem Gebiet des Gesundheits­
wesens, wie sie für Katastrophensituationen und für 
Maßnahmen im Rahmen der Umfassenden Landesver­
teidigung notwendig sind, werden in diesem Heft zu­
sammenfassend dargestellt. Zur Bt'wältigung dieser 
Aufgaben ist ein hohes Maß an Koordination vieler 
Institutionen notwendig. Die Aufgabe der folgenden 
Darstellungen besteht darin, daß den jeweils zustän­
digen Institutionen die Möglichkeit gegeben wird, die 
notwendigen Vorkehrungen nach weitgehend einheit­
lichen Gesichtspunkten zu treffen. Alle angeführten 
Organisationspläne wurden von vielen Experten mit 
praktischer Erfahrung erstellt und beraten und im 
Beirat für Katastrophenmedizin sowie im Arbeitskreis 
"Gesundheit" begutachtet. Die Konzepte wurden in 
praktischen übungen erprobt und haben sich dabei 

$ I Die einzelnen Konzepte wurden - zum Teil als Ergeb­
nis eIDes Forschungsauftrages - von Univ.-Doz. Dr. Orto 
'\};' ruh s t, von Hofrat Dr. Herbert OIe x ins k j (Landes­
sanllätsdlrektor von Kärnten), von Ing. Paul Me i h s 1 (Arbei­
ter-Samariter-Bund Österreichs). sowie von den Sachbeamten 
des Bundesministenums für Gesundheit und Umweltschutz 
Min.-Rat Dr. Otto V e nt r U b a, Min.-Rat Univ.-Prof. 
DDr. Vratisla\ Ha \ 10\' 1 ( und Oberrat Dr. Lambrecht 

als hervorragend geeignet und durchführbar erwiesen. 
An dieser Stelle sei allen Mitarbeitern für ihre große 
Bereitwilligkeit und Einsatzfreudigkeit gedankt. Es 
wird Aufgabe der nächsten Zeit sein, die vorliegenden 
Konzepte so rasch als möglich zu verwirklichen. Ich 
glaube, daß es zu den wichtigsten Aufgaben gehön, 
alles daranzusetzen, die notwendigen Schutzvorkehrun­
gen zu treffen, die der Bevölkerung, wie es in der 
Entschließung des Nationalrates vom 10. Juni 1975 
zum Ausdruck kommt, ein größtmögliches Maß an 
Sicherheit und überlebenschancen gewährleisten. 

Obermedizinalrat Dr. Kurt S t e y r e r 

Bundesminister 
für Gesundheit und Umweltschutz 

W i ß g 0 t t, erarbeitet. Diese Konzepte wurden dann in zahl­
reichen Besprechungen mit verschiedensten Fachleuten abge­
stimmt und haben die Zustimmung sowohl des beim Bundes­
ministerium für Gesundheit und Vmweltschutz eingerichteten 
Beirats für KatastrophenmedizIn als auch des Arbeitskreises 
"Gesundheit" im Rahmen des Arbeitsausschusses "Z" (Zivile 
Landesverteidigung) gefunden. 
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MJITEILUNGEN DER. OSTER.R.. SANITl\TSVERWALTUNG Jg. 83/H. 4 

Verankerung der Umfassenden Landesverteidigung (ULV) in der Bundesverfassung 

Wortlaut des neuen Artikels 9 a 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung von 
1929 wird wie folgt geändert: 

l. Nach Art. 9 wird folgender Art. 9 a eingefügt: 
"Art. 9 a (1) aster reich bekennt sich zur umfassen­

den Landesverteidigung. Ihre Aufgabe ist es, die Unab­
hängigkeit nach außen sowie die Unverletzlichkeit und 
Einheit des Bundesgebietes zu bewahren, insbesondere 
zur Aufredlterhaltung und Verteidigung der immer­
währenden Neutralität. Hiebei sind aud1 die verfas­
sungsmäßigen Einrid1tungen und ihre Handlungsfähig­
keit sowie die demokratisd1en Freiheiten der Einwoh­
ner vor gewaltsamen Angriffen von außen zu schützen 
und zu verteidigen. 

(2) Zur umfassenden Landesverteidigung gehören die 
militärische, die geistige, die zivile und die wi rtschaft­
liche Landesverteidigung. 

(3) Jeder männliche österreichisd1e Staatsbürger ist 
wehrpflichtig. Wer aus Gewissensgründen die Erfüllung 
der Wehrpflicht verweigert und hievon befreit wird, 
hat einen Ersatzdienst zu leisten. Das Nähere bestim­
men die Gesetze." 

2. Art. 79 Abs. 1 bis 3 haben zu lauten: 
,,( I) Dem Bundesheer obliegt die militärische Landes­

verteidi~ung. 

(2) Das Bundesheer ist, soweit die gesetzmäßige 
zivile Gewalt seine ~v1itwirkung in Anspruch nimmt, 
ferner bestimmt 

l. luch über den Bereich der militärischen Landesver­
teidigung hinaus 

l) lum Schutz der verfassungsmäßigen Einrid1tun­
)!;en und Ihrer Handlungsfähigkeit sowie der 
demokratischen Freiheiten der Einwohner 

b) zur Aufrechterhaltung der Ordnung und Sicher­
heit im Inneren überhaupt; 

2. zur Hilfeleistung bei Elementarereignissen und 
Unglücksfällen außergewöhnlichen Umfanges. 

(3) Weitere Aufgaben de~ Bundöheerö werden durd1 
Bundesverfassungsgesetz geregelt.·· 

3. Die bisherigen Abs. 3 und -+ des Art. 79 erhalten 
die Absatzbezeichnungen 4 und 5. 

Artikel II 

'.-lit der Vollziehung dieses, Bundesverfassungsgeset­
',', .,t J,t' Bunde,regierung betraut. 

fnr~~hließung zur ULV; Verteidi-
~un)!;,doktrin ~ 

.\ u,~ehend \, \rn Bekt'nnrnls zur umfassenden Lan­
Je,vat,,;J:":It1~. w ,',:, '11 (;e'etzesbeschluß des Natio­
n.dLlt<:" " .. ~, ',.: ..:.", I I";': ~)etrt'ffend t'in Bundes-

verfassungs gesetz, mit dem das Bundes-Verfassungs­
gesetz in der Fassung von 1929 durch die Einfügung 
von Bestimmungen über die umfassende Landesvertei­
digung geändert wird, zum Ausdruck kommt, ersucht 
der Nationalrat die Bundesregierung im Rahmen ihre~ 
Aufgabenbereiches dafür vorzusorgen, daß die umfas­
sende Landesverteidigung der Republik Osterreid1 nad1 
folgenden Grundsätzen gestaltet wird: 

1. Zur Verwirklichung der um f ass end e n La n - , 
des ver t eid i gun g leistet das österreid1isd1e 
Volk unter Bedad1tnahme auf seine Möglichkeiten 
den erforderlid1en Beitrag. Darunter sind neben der 
Erfüllung der allgemeinen Wehrpflid1t und der Zu­
verfügungsteIlung entspred1ender finanzieller Mittel 
des Staates insbesondere zivile Sd1utzvorkehrungen 
und wirtschaftlid1e Bereitsd1aftsmaßnahmen zu ver­
stehen. Zu diesem Zweck ist das österreid1isd1e 
Volk über :-.fotwendigkeit, Aufgaben und Ziele de.r 
umfassenden Landesverteidigung ausreichend zu 
informieren. 

1 Dem Bundesheer obliegt die m i I i t ä r i s c h e 
L a n d es ver t eid i gun g. 

Das Bundesheer hat daher den Auftrag: 
a) Im Falle einer internationalen Spannung oder 

eines Konfliktes mit der Gefahr einer Auswei­
tung auf asterreich jedem Versuch einer solchen 
Ausweitung zu begegnen, die Grenzen zu 
schützen und die Lufthoheit zu wahren; hiezu 
sind je nach den Gegebenheiten aktive Verbän­
de, Grenzsd1utzverbände und territoriale 
Sicherungskräfte im voraussichtlich gefährdeten 
Raum einzusetzen (Krisenfall). 

b) Im Falle einer militärischen Auseinandersetzung 
in der Nachbarschaft durch den Einsatz der akti­
ven Verbände im bedrohten Gebiet und mobil­
gemachter Reserveverbände die Aufred1terhal­
tung der Neutralität zu Lande und in der Luft 
zu ermöglichen; das Eindringen fremder Trup­
pen auf österreichisches Territorium ist zu ver­
hindern, allenfalls übergetretene Teile dieser 
Truppen sind zu entwaffnen und zu internieren 
(~ eutralitätsfall). 

~) Im Falle eines militärisd1en Angriffes auf Oster­
reid1 den Abwehrkampf an der Grenze aufzu­
nehmen. durch Mobilmachung die volle militä­
risd1e Verteidigungsfähigkeit in k ürze,tmög­
lieber Zeit zu erzielen und allenfalls verloren­
gegangene Gebiete zurückzugewinnen \ Verteidi­
gungsfall). 

Die Streitkräfte des Bundesheeres haht'n nl..:h hr,':1 
Führungsgrundsätzen, ihrer Gllt."dt'r:Jn~, \~I,bil­
dung, Ausrüstung und Versorgun~ .lern Jt'tt'nSl\'t'n 
Charakter ihrer Aufgabe Rechnun~ 7U trl~en. ')ie 
sind so zu gliedern, dag auch irn Fr;eJt'n il)t,)rt 
einsatzfähige Verbände ,n ln~emt.""<'r1,'r 'itirke \ er­
fügb~r ,md. lhzu ~t'h,\rt'n lULh j,,' ai .. r,lt'ri ,ht."n 
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fllt:>generhand,> "'w,e bnndnungen für eine Luft­
raumuher\\ a,-t.ung und ein tedmisches Luftaufklä­
rung' un,l lilegnleltsvstem, die den Aufgaben der 
\'ertt' d,~ung und des Neutralitätsschutzes entspre~ 
,·!:en. m \1Ilh.lmachungsfall sind die Streitkräfte 
dd' ,+ cl, l\ut'lellung von Verbänden des Reserve­
heere' aui die erforderliche Stärke zu bringen. 

Im Fneden smd alle Maßnahmen vorzubereiten, 
dIe fur eIne unverzügliche und wirksame militäri­
sche ReaktIon beim Eintritt eines der Bedrohungs­
fälle erforderlich sind. Zu die~em gehilren Insbeson­
dere: d,e ständige Beobachtung der mil,tirischen 
l.age, die rasche Mobilmadlung um Re~er\t'\'erbän­
den In personeller und materieller Hlflsicht, eine 
auf Einsatzaufgaben ausgerichtete Ausbildung sowie 
Versorgungsvorkehrungen. 

Unabhängig von diesen militärischen Aufgaben hat 
das Bundesheer auch die anderen Bereiche der um­
fassenden Landesverteidigung zu unterstützen. 

3. Im Rahmen der gei ~ t I gen L a n des ver te i -
d i gun g soll das Verständnis der Bevölkerung für 
alle Bereiche der umfassenden Landesverteidigung 
ständig geweckt und verstärkt und gleichzeitig nach 
außen klargestellt werden, daß das österreichische 
Volk bereit und in der Lage ist, auch unter Opfern 
und unter Aufbietung aller Kräfte seine demokra­
tischen Freiheiten, dIe Ver! assungs- und Rechtsord­
nung. die Unabhängigkeit und territoriale Um'er­
sehrtheit der Republik. da' Einheit des Staatsgebie­
tes sowie die Handlungsfreiheit unseres Landes zu 
schützen und zu verteidigen. Die Voraussetzung 
hiefür ist bereits in der Schule dadurch zu schaffen, 
daß die Ziele der umfassenden Landeswrteidigung 
im Unterricht vermittelt werden. 

4. Zum SdlUtz der Bevölkerung und zur Sicherung 
der Funktionsfähigkeit der staatlichen Einrichtun­
gen ist im Rahmen der z i v i I e n La nd es y e r­
t eid i gun g wie folgt vorzusorgen: 

a) Im Falle einer internationalen Spannung oder 
eines Konfliktes mit der Gefahr einer A uswei­
tung auf österreich ist die Bereitschaft für das 
Wirksamwerden der für den Fall eines militäri­
schen Angriffes auf Osterreich und für den Fall 
einer militärischen Auseinandersetzung in der 
Nachbarschaft zu treffenden Maßnahmen zu 
erhöhen (Krisenfall ). 

b) Für den Fall einer militärischen Auseinander­
setzung in der Nachbarschaft sind Maßnahmen 
zum Schutz gegen allfällige Auswirkungen dieser 
Kampfhandlungen auf österreichisches Gebiet zu 
ergreifen, Vorkehrungen für die Aufnahme von 
Flüchtlingen und für die im Völkerrecht vor­
gesehene Behandlung der die Staatsgrenze über­
schreitenden Militärpersonen zu treffen und je 
nach der politischen und militärischen Lage das 
sofortige \\'irksamwerden der für den Fall eines 
militärischen Angriffes auf Osterreich zu tref­
fenden Maßnahmen sicherzustellen (Neutralitäts­
fall). 

e) Für den Fall eines militärischen Angriffes auf 
Osterre-ich sind die notwendigen Schutzvorkeh­
rungen zu treffen, die der Bevölkerung unter 

" 

Berücksichtigung der zu erwartenden "flepelfl 
wirkungen -ein größtmogliche, Maß an Sicherheit 

;.' und überlebenschancen gewahrJeisten: glelchul 
tig sind die Funktionsfähigkeit der Ge~et7-
gebung, der wichtigsten Organe der \,pllz.ehung 
und sonstiger lebenswichtiger Einricht ungen 
sowIe die Information der Bevölkerung SIcher­
zustellen (Verteidigungsfall). 

5. Im Rahmen der wir t se h a f t I ich e n L an -
des ver t eid i gun g sind zur Verme-idung von 
ökonoml~LtJen Stilrungen und zur Sicherung der 
Erhaltung der I el~tun~,tahi!.:I\t;l der ilqerrel,tJ;'c'hen 
\X'lrr,chaft tiJr Kn'entalle ent'pre,-nende \'(lrSllrgcn 
zu treHen. 

Diese Aufgaben sind durch ein wirtschaftliches Kri­
senmanagement zu besorgen. Das Kri>enmanage­
ment hat sicherzustellen, daß im Falle des Eintrittes 
internationaler Spannungen sowie mittelbarer ~der 
unmittelbarer Bedrohungen eine au;reichende Ver­
sorgung der gesamten österreich ischen Bevölkerung 
mit lebensnotwendigen Gütern, die Bereitstellung 
der für die Verteidigung erforderlichen materiellen 
Mittel und die we-itestgehende Sicherung der 
Arbeitsplätze gewährleistet sind. 

Das wirtschaftliche Krisenmanagement hat alle 
erforderlichen Vorkehrungen zu treffen, damit es 
~einen Aufgaben gerecht werden kann_ Insbeson­
dere obliegen ihm: 

Be\'orratungs- und Produktionsprogrammierung, 
Aufbringungs-, Zuführungs- sowie Verteilungs­
vorsorgen, Bewahrung der Ernährungsbasis, 
Sicherstellung einer Energienotversorgung, Devi­
senbewirtschaftung, Maßnahmen zur Aufrecht­
erhaltung der A ußenhandels\'erbindungen, Siche­
rung der für den Wirtschaftsablauf unumgänglich 
notwendigen Arbeitskräfte und Sicherung der 
Erhaltung der Arbeitsplätze mit dem Ziel weit­
gehender Erhaltung der Vollbeschäftigung, 
Flüchtlingsversorgung sowie Förderung der Haus­
halrsbe\'orratung. 

Die Aufwendungen fur eine Vorratshaltung sind 
entsprechend der Belastbarkeit der einzelnen Grup­
pen und Institutionen sowie unter besonderer Be­
rücksichtigung der Leistungsfähigkeit des einzelnen 
gerecht aufzuteilen. Der Bund hat dazu einen der 
Bedeutung dieser Aufgabe angemessenen Beitrag zu 
leisten. 

6. Die Bundesregierung hat in Zusammenarbeit mit 
den Organen der Länder und Gemeinden und mit 
allen nach ihrem Aufgabenbereich sonst in Betracht 
kommenden Einrichtungen vorbereitende Maßnah­
men zur Verwirklichung der in dieser Entschlie­
ßung dargelegten Ziele, insbesondere auch für den 
Fall zu treffen, daß Teile des Bundesgebiete~ vor­
übergehend oder längerfristig in den Besitz eines 
Angreifers fallen sollten. 

7. Die vorstehend niedergelegten Zielsetzungen der 
umfassenden Landesverteidigung sowie Maßnahmen 
zu ihrer Verwirklichung sind im Landesverteidi­
gungsplan zusammenzufassen, der vor Besdllußfas­
sung im Landesverteidi~unprat zu beraten ist. 
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1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

MITIElLUNGEN DER OSTERR. SANITlnSVERWALTUNG Jg. 83/H. 4 

Integrierter Sanitätsdienst 

Grundkonzept 

Aufgaben: Durch Zusammenwirken aller orgaru­
satorischen und personellen Mittel des Staates 
die Maßnahmen zur medizinischen Betreuung und 
zur Verhütung gesundheitlicher Gefahren in den 
Anlaßfällen der umfassenden Landesverteidigung 
zu ermöglichen. 

Die Maßnahmen zur Sicherung von Gesundheit 
und überleben erfordern die Zusammenfassung 
aller Sanitätsdienste. 

Bestandteile des integrierten Sanitätsdienstes sind: 

Offendicher Gesundheitsdienst 
Krankenanstalten 
Niedergelassene i\rzte 
Sanitätsdienst des Bundesheeres 

Zivile Sanitätsorganisacionen: 

Osterreichisches Rotes Kreuz 
Arbeitersamariterbund Osterreichs 
Malteser Hospitaldienst 
Johanniter Unfallhilfe 
Bergrettung 
Wasserrettung 
Flugrettungsdienste 

Ferner: 

Sonstige medizinische Einrichtungen 
Selbstschutzorganisationen 
Sanitätsdienste der Feuerwehr. 

Die Zusammenarbeit der Sanitätsdienste lSt zu 
sichern und so zu gestalten, daß auch in konzen­
trierten Einsatzfällen die sanitätsdienstliche 
Grundversorgung des Bundesgebi.etes nicht beein­
trächtigt wird und die normale Krankenbetreu­
ung durch die niedergelass,enen i\rzte, Ambula­
torien und Spitäler aufrecht erhalten bleibt. 

Der integrierte Sanitätsdienst versorgt alle Ver­
wundeten und Kranken, Militär- und Zivilperso­
nen jeder Nationalität. 

Der Sanitätsdienst des Bundesheeres steht in 
erster Linie der Truppe zur Verfügung, verstärkt 
aber nach militärischer Möglichkeit auch die Ver­
sorgung der Zivilbevölkerung. 

6. Die Einrichtungen aller Bestandteile des integrier­
ten Sanitätsdienstes sind weiter auszubauen, vor­
ratsmäßig aufzustocken und instand zu halten. 

7. Die mit der Planung zur Verwirklichung des 
inte"rierten Sanitätsdienstes beauftragten Stellen 
der Zentral verwaltung, der Bundesländer, Bezirke 
und Gemeinden sollen vor allem folgende Maß­
nahmen einer Lösung zuführen: 

7.1. Leitung im integrierten Sanitätsdienst: 
auf der Ebene der Gemeinde - der vom Bürger­

meister Beauftragte 

auf der Ebene des Bezirkes - der vom Bezirks­
hauptmann beauftragte Arzt 

auf der Ebene des Landes - der vom Landes­
hauptmann beauftragte Arzt im Rahmen des 
Koordinierungskomitees 

auf der Ebene des Bundes - der vom Bundes­
ministerium für Gesundheit und Umweltschutz 
beauftragte Arzt im Rahmen der Einrichtun­
gen der zivilen Landesverteidigung. 

7.2. Nachrichtenwesen im Sanitätsdienst - Funk. 

7.3. Rettung, Erste Hilfe, Patienten-Transport, Ber­
gung. 

7.4. Spitalsbehandlung - Beistellung von Spitalsbet­
ten - Notspitäler. 

7.5. Sanitätssammelstellen mit ambulanter Behand­
lungsmöglichkeit - Sanitätszonen - Sicherheits­
zonen im Sinne der Genfer Konvention. 

7.6. Einsatz von i\rzten - Pflegepersonal und Hilfs­
personal - Einsatzplanung - Alarmierung. 

7.7. Information der Bevölkerung über Verhalten in 
Notfällen (Selbstschutz). 

7.8. Bevorratung und Versorgung mit Medikamenten, 
Sanitätsmaterial, medizinischen Einrichtungen und 
Hilfsmitteln. 

7.9. Ausbildung in Katastrophenmedizin für Arzte 
und Hilfspersonal. Richtlinien für Katastrophen­
medizin. 

7.10. Festsetzung des Aufgabenkatalogs der zivilen 
Sanitätsorganisationen, Klärung der "sozialen 
Aufgaben", die in den Rahmen des integrierten 
Sanitätsdienstes fallen. 

Sanitätsrahmenplan für Anlaßfälle der Umfassenden Landesverteidigung und Katastrophen 

1. Allgemeines 

11. Ziel .Je, Rlhmen;>llnes: 

;\ieutralitits- und Verteidlgungsfälle, aber auch für 
Jen Fl:1 von Kltl'irrnphen (;\!"atur- und Verkehrs­
kata>tr,'phen. Seuchen. Massenvergiftungen er-:,) 
und radloakllver Verstrahlungen erstellen. Darin 
sollen sowuhl emeneits die nötigen Vorbereitungs­
maßnahmen festgelegt. als auch andererseits bei 
Eintritt dieser Fälle die erforderlichen Durchfüh­
rung<;magnlhmen sichergestellt werden. 

Auf Ja CrunJi.l.;e Jle,<?, Rahmenplane<; 'iollte 
jedes BunJe,lanJ ,n Eq~inzung bereits bestehen­
der Plan un~en e: nen Jen :eweltigen Verhältnissen 
ent'ipre,h"nc!<:'n [Jncle"an:titsplan für Krisen-, 
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1.2. Lau f end e 1:. r g ä n z u n g der L an des -
~anität5pläne: ... _. 

Die Plane SInd den sich ändernden' Gegebenheiten 
13 u' en J anl U passen und auf die Erfordernisse der 
l)mta.~'enden Landesverteidigung stetig abzustim­
men. Sie SInd daher in der Regel jährlich auf ihre 
allseitige Zeitgemäßheit hin zu überprüfen und 
nötigenfalls zu ergänzen oder neu zu fassen. 

1.3. K () m pe te n zen: 

lede~ Bundesland bestimmt unbe~dJa.det bestehen­
Jer Kompetenzen einen verantwortlldJen Koordi­
nator des Planes (z. B. der Leitende Sanitäts­
beamte). Dieser hat in ständiger Fühlungnahme 
mit anderen Kompetenz- bzw. Rechtsträgern 
innerhalb und außerhalb der Landesverwaltung 
(Bundeshe,er, Sicherheitsbehörden, zivile Sanitäts­
und andere Einsatzorgani!>ationen, Zivilschutzver­
band u. a.) dafür Sorge zu tragen, daß in allen 
Zuständigkeits- und Aufgabenbereichen das uner­
läßliche Zusammenwirken reibungslos erzielt, die 
erforderlichen Veranlassungen getroffen und die 
notwendigen Einzelpläne ausgearbeitet werden. 

1.4. 0 r g a n isa t ion: 

Die Lenkung aller Maßnahmen erfordert auf Lan­
desebene eine zentrale Organisation durch den ver­
antwortlichen Koordinator. Verschiedene Vor­
sorgen - z. B. Lagerung von Sanitätsbedarfs­
gütern - machen jedoch im Hinblick auf den 
Anlaßfall eine teilweise Dezentralis.ierung notwen­
dig, damit örtlichen Gefahrenlagen rasch und 
unabhängig von einer Zentrale begegnet werden 
kann. 

1.5. Er pro b u n gen: 
Fallweise, wenigstens aber jedes zweite ] ahr, sind 
durch die zuständige Behörde Teilbereiche des Lan­
dessanitätsplanes auf Landes- bzw. Bezirksebene 
durch geeignete Maßnahmen für den Anlaßfall zu 
erproben. In gleicher Weise sind für den Kranken­
hausbereich die Spitalskatastrophenpläne zu erpro­
ben. 

2. Vor b e r e i tun g s maß nah m e n 

2.1. Bezirks-Sanitätspläne: 
2.1.1. Die Bezirksverwaltungsbehörden haben unter 

Bedachtnahme auf allfällige Alarmpläne einen 
in Einzelheiten eingehenden Bezirks-Sanitätsplan 
für ihren Bereich auszuarbeiten. Der Bezirks­
Sanitätsplan soll folgendes enthalten: 

1. a) Straßenkarten des Bundeslandes und 
von österreich. 

b) Militärkarten des Bezirkes im Maßstab 
1 : 50.000 (öMK 50) mit Netzteiler. 

2. übersicht über die Rufnummern bzw. 
Funkfrequenzen des Amtes der Landes­
regierung, des Militärkommandos, der 
Sicherheitsdienststellen, der zivilen Sanitäts­
organisationen und der Feuerwehren des 
Bezirkes. 

3. übersicht über die Sanitätssammelstellen. 

4. übers.icht über alle Krankenanstalten de, 
Bezirkes mit Anschrift, Rufnummer und 
allfälliger Funkfrequenz. 

5. übers.icht über alle als "Annexspitäler" \'or· 
gesehenen Gebäude. 

6. übersicht über Krankenanstalten benach­
barter Bezirke, auch in anderen Bundeslän­
dern oder im Ausland, mit Anschrift, Ruf­
nummer und allfälliger Funkfrequenz, im 
Hinblick auf allfällige notwendige Zusam­
menarbeit. 

7. übersicht über alle GemeIDde-(Distrikts-, 
Sprengel- lärzte und sonstige Arzte des Be­
zirkes mit Anschrift, Rufnummer und all­
fälliger Funkfrequenz. 

8. übersicht über im Bezirk wohnhafte nicht­
ärztliche Sanitätspersonen (Pflegepersonal) 
mit Anschrift und Rufnummer. 

9. übersicht über alle Apotheken, Drogen­
großhandlungen, Depositf'Ure und pharma­
zeutische Betriebe des Bezirkes. 

10. Rufnummer und Funkfrequenz der Bezirks­
dienststellen und allfälliger Außenstellen 
der zivilen Sanitätsorganisationen. 

11. übersicht über im Bezirk vorhandene und 
für Krankentransporte geeignete Transport­
mittel (siehe Punkt 2.7.). 

12. Seuchen- und Pockenalarmplan. 

13. Anschriften und Rufnummern von Sauer­
stoffabfüllstationen. 

2.1.2. Eine Zweitausfertigung des Bezirkssanitätsplanes 
ist dem Amt der Landesregierung (Koordinator 
für den Landessanitätsplan) zu übermitteln. 

2.2. K e n n z eie h nun g : 

2.2.1. Die Kennzeichnung der Sanitätssammelstellen, 
aller öffentlichen und privaten Krankenanstal­
ten, der Annexspitäler sowie aller sonstigen 
Sanitätsobjekte, die den internationalen Schutz 
nach der Genfer Konvention genießen, ist vor­
zubereiten. 

2.2.2. Hinweistafeln für die Zufahrts- und Durchzugs­
straßen zu Krankenanstalten und Sanitätsein­
richtungen sind vorzubereiten. 

2.2.3. Die Zuständigkeit für die nötigen Veranlassun­
gen ist festzulegen. 

2.3. A n n e x s p i t ä I er: 

2.3.1. In Anlehnung an entsprechend leistungsfähige 
Krankenanstalten ist in deren Nachbarschaft 
oder näheren Umgebung die Einrichtung soge­
nannter "Annexspitälera in geeigneten Gebäu­
den (Heimen, Schulen mjt Internaten, Hotels 
u. a.) vorzusehen, die im Anlaß falle die zusätz­
liche Aufstellung von Krankenbetten zur Ver­
doppelung des Normalbettenstandes ermög­
lichen. Die Auswahl und Festlegung der Annex­
spitäler erfolgt durch den verantwortlichen 
Koordinator des Landessanitätsplanes im Ein­
vernehmen mit den zuständigen Stellen. 
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2.3.2. Die "Annexspitiler" sind listenmigig mit der 
erzielbaren Betten.lnzlhl zu erhssen. Ihre über­
nahme im Anll!Hall ist vorzubereiten, damit die 
Gebäude zum vorgesehenen Zweck rasch und 
reibungslos zur Verfügung stehen. 

2.3.3. Die Lagerung der Einrichtung der Annexspitäler 
ist festzulegen und der gemäß Punkt 2.3.4. zu­
ständigen Krankenanstalt bekanntzugeben. 

2.3.4. Die "Annexspitäler" werden den Krankenanstal­
ten organisatorisch einzugliedern sein; beide bil­
den eine Einheit und werden unter gemeinsamer 
Leitung stehen. 

2.4. Mob i I e San i t ä t sei n r ich tun gen: 

Die mobilen Sanitätseinrichtungen der zivilen 
Sanitätsorganisationen und mobile Lazarette des 
Bundesheeres dienen der Versorgung von Kranken 
und Verwundeten in Schwerpunktgebieten, in 
denen die dort bestehenden Krankenhäuser für die 
Versorgung nicht ausreidJen. Die mobilen Sanitäts­
einrichtungen sind vom verantwortlichen Koordi­
nator in einer übersidJt mit ihrer Leistungsfähig­
keit zu erfassen. 

2.5. Not s p i t ä I er: 

Heilstätten, Rehabilitationszentren u. ä. mit vor­
handenen Operationseinrichtungen sind soweit sie 
günstig gelegen sind und die sofortige Möglichkeit 
der Räumung besteht, als Notspitäler für chirurgi­
sche Patienten vorzusehen. 

2.6. San i t ä t s b e dar f : 

2.6.1. Es ist Vorsorge zu treffen, daß folgender Sani­
tätsbedarf gelagert wird und für den Anla!H all 
bereit steht: 

Krankenbetten, Matratzen, Bettwäsche, Decken, 
Krankentragen (2.6.1.1.), Medikamente, Ver­
bandstoffe, Narkose- und Desinfektionsmittel 
(2.6.1.2.), Operationssaal- und Laboreinrichtun­
gen, Instrumente, medizinische Geräte (2.6.1.3.), 
Lebensmittel (2.6.1.4.). 

2.6.1.1. Krankenbetten. Matratzen, Bettwäsche, Decken 
und Krankentragen: 

In jeder Krankenanstalt sollten Notbetten 
(wenigstens IOcr des planmäßigen :\"<>rmalbet­
tenstandes) eins.:hlle1QI.:h Jer Jazu nlHwend."en 
Matratzen. BettwäsdJe und De.:kt-n elngellg:rt 
werden. Auch eine zusätzli.:he Anzahl von 
Normkrankentragen Ist in Vorrat zu hllten. 

2.6.1.2. Medikamente, Verbandstoffe, Narkose- und 
Desinfektionsmittel : 

Dieser Sanitätsbedarf ist in den Krankenanstal­
ten einzulagern. Eine größere Materialreserve 
:st im Krankenhaus ... SOWle ... anzu­
legen. 

,\' \lc'Jikamente. :'-iarkose- und Desinfektions­
[11.(",1 , nJ einem pLtnmägigen Umwälzv~r-

fahren zu unterziehen, das von einem eigens 
dazu beauftragten Pharmazeuten Ltufend 
nach einem Zeitplan zu überwachen ist. 

Allgemein wäre vorzusorgen, daß im Bun­
desland immer ein Vorrat an Verbandstof­
fen und Medikamenten bereitgehalten wird. 
In sanitätsversorgungsmäßig weniger er­
schlossenen Gebieten sollen auch die l)ttent­
lichen Apotheken zur Bevorratung für 
emen Zeitraum von mindestens einem 
Monat veranlagt werden. Welche Gebiete 
dies sind, bestimmt der Landeshauptmann. 
Von der überwachung durch den beauf­
tragten Pharmazeuten werden sämtli..ne 
Vorratslager in den Krankenanstalten, bei 
den Drogengroghandlungen, den Depositeu­
ren, den pharmazeutis..nen Betrieben und 
bei den Verbandstoff-Firmen sowie in den 
Apotheken der sanitätsversorgungsmäßig 
weniger erschlossenen Gebiete erfagt. 

B) Ein Piln über die gesamte Bevorratung an 
~1edikamenten, Verbandstoffen. Desinfek­
tions- und Narkosemitteln, sowie über das 
Umwälzverfahren und über den Einsatz des 
beauftragten Pharmazeuten ist zu erstellen. 
Na..n internationalen Vorbildern ist eine 
Bevorratung für sechs Monate anzustreben. 

C) Die grogen Industrieunternehmungen sind 
ebenfalls zur Schaffung ,entsprechender 
Vorratslager, vorwiegend von Verbandstof­
fen und Notfallmedikamenten - aber auch 
für die S..naffung von Noträumen für Ver­
letzte - anzuregen. 

2.6.1.3. Operationssaal- und Laboreinri..ntungen sowie 
Instrumente und medizinische Geräte sind für 
einen zusätzlichen Bedarf im AnlafHalle in 
Krankenanstalten zu lagern. 

2.6.1.4. In sämtlichen Krankenanstalten ist die Ein­
lagerung von haltbaren Lebensmitteln anzu­
streben. 

2.6.2. Eine Obersichtsliste des für Anlaßfälle in den 
Krankenanstalten eingelagerten Sanitätsbedarfes 
ist zu führen und alljährlich zu ergänzen. 

2.7. T r a n 5 po r t mit tel: 

2.7.1. Für den Tramport von Verwundeten und 
S .. nwerkranken .;tehen in erster Linie die Fahr­
zeuge und dJ.S Begleitpersonal der Zivilen Sani­
tät50rganlsationen zur Verfügung. F,lhrleugt: 
und Begleitpersonal der Sanitätsorgani~.H1l)n des 
Bundesheeres können im Wege der A'i,istenz­
leistung angefordert werden. Der verantwort-

,liche Koordinator führt eine Gc,amttioer,i .. nt 
über das ganze Land. 

2.7.2. Außerdem ist von jeder Bellrk" awaltun~,­
behörde ebenfalls im Rahmen Je, Bezlrks-Slni­
tätsplanes eine Liste jener :\ut,)ou"e und [1,t· 
kraftwagen anzulegen. die n, i[l~en ttl!, 'n eme!1l 
,\ nlaghll der C mt' l"enden [lnJ~" l>rt~:J ":',1 n ~ 
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ab I\ranken· und Verwundetentransportfahr­
lt'U!'t' her an,:t'Zllgen werden können. (Anforoe­
run~ d I<"er Fahrzeuge nach dem Militärlei­
qung'g,·"'tl hel Einsatz des Bundesheeres gern. 
S ~. A f-" 1. i It a. Wehrgesetz ist vorzubereiten.) 

2.8. San 1 t ä t , per s 0 na I p la n : 

2.8.1. Die personelle Versorgung aller Krankenanstal­
ten im Anlaßfalle ist nam einem Sanitätsperso­
nalplan slmerzustellen. 

2.8.2. Für die Kennzeichnung des Sanitätspersonals 
nam den Bestimmungen der Genfer Konyention 
ist Vorsorge zu treffen. 

2.8.3. Die Freistellung der notwendigen Arzte und des 
übrigen Sanitätspersonals vom ao. Präsenzdienst 
ist durm den Krankenanstaltenträger nach her­
gestelltem Einvernehmen mit dem Militärkom­
mando beim Bundesministerium für Landen'er­
teidigung zu beantragen. 

Die freiwilligen Sanitätsorganisationen haben die 
Freistellung des im Anlaßfall erforderlichen Per­
sonals von sim aus gemäß dem Erlaß des 
Bundesministeriums für Landesverteidigung, 
ZL 30.562/170-5.9/80. beim Bundesministerium 
für Landesyerteidigung zu beantragen. 

2.8.4. Zur Erleimterung der klaglosen medizinismen 
Versorgung der Bevölkerung in einem Anlaß­
falle ist diese zeitgeremt in geeigneter Form über 
die Möglichkeiten von Hilfeleistungen und Aus­
bildungen in Erster Hilfe und Pflege von Kran­
ken (Hauskrankenpflege) zu informieren. 

3. Maß nah m e n i mAn laß fall e 

3.1. Auslösung der Maßnahmen: 

3.1.1. Die Auslösung der erforderlimen Maßnahmen 
ist im Landessanitätsplan zu regeln. 

3.1.2. Im Anlaßfalle ist alles anzuordnen, was die 
medizinische Versorgung der Bevölkerung sicher­
stellt. Die im folgenden genannten Maßnahmen 
halten nur die wimtigsten Erfordernisse fest. 

3.2. Akt i v i e run g von San i t ä t s sam m el -
s tell e n. 

3.3. A I arm i e run g der K r a n k e n ans tal -
ten zur Auslösung des Spitals­
katastrophenplaneL 

3.4. Vor g e s ehe n e Not s p j t ä I e r für chi r -
urgische Patienten sind freizu­
machen ·und einzurichten. 

3.5. 0 b ern ahm e und E 1 n r 1 " h tun!.! der 
Annex~pitäler : 

Der verantwortliche Koordinator hat anzu()rJnen. 
welche Annexspitäler zu übernehmen und e; n/ u 
rimten sind. Die erforderlichen Veranla"ungt'n 
sind über die Bezirksverwaltungsbehörden zu trei­
fen. 

3.6. K e n n z eie h nun g der K r a n k e n ans tal -
ten und des Sanitätspersonals ist 
anzuordnen: 

Die Kennzeichnung der Annexspnäler SOWle Je' 
geschützten Sanität,personals nach den BestJmmun­
gen der Genfer Konvention ist anzuordnen. Die 
bereits unter den Vorbereitungsmaßnahmen vor­
gesehene Kennzeichnung der bestehenden Kranken­
anstalten ist zu überprüfen. 

3.7. San i t ä t s per s 0 n alp I an; 

3.7.1. Die Stellenbesetz.ungen sind nach dem Sanitäts­
personalplan durchzuführen. 

3.7.2. Im Anlaßfall hat das gesamte ärztliche und son­
stige Sanitätspersonal an Ort und Stelle zu ver­
bleiben. Dies gilt insbesondere für den Venei­
digungsfall. A um das Verwaltungs- und Wirt­
smaftspersonal in den Krankenanstalten hat 
seinen Dienst weiter zu verrichten. Es ist nicht 
vorgesehen, Krankenanstalten bei drohender 
Inbesitznahme durm eine fremde Mamt zu räu­
men, vielmehr haben in diesem Falle die Kran­
kenanstalten weiterhin die medizinische Versor­
gung der Patienten aum unter einer ausländi­
smen Besatzungsmamt simerzustellen. (Das 
gesamte Sanitätspersonal steht unter dem 
Smutze der Genfer Konvention.) 

3.8. San i t ä t sv e r 5 0 r gun g von Sol d a t e n 
und Angehörigen des HeeresgefoJ­
ges bei einem Einsatz des Bundes­
heeres: 

Da im Anlaßfalle der Umfassenden Landesvertei­
digung in erhöhtem Ausmaß Soldaten und Ange­
hörige des Heeresgefolges in die Krankenanstalten 
aufgenommen werden müssen, wird das hiefür 
nötige Pflege- und FührungspersonaJ durch das 
Bundesheer zu verstärken sein. Dieses ist durm 
die Militärkommanden in einem Anhang für den 
Sanitätspersonalplan voraussmauend festzulegen. 

3.9. B e 5 tat tun g 5 wes e n : 

Grundsätzlim fällt die Bestattung von Toten in 
den Aufgabenbereich der Gemeinden. Vor der Be­
stattung von Toten muß deren Identifizierung 
erfolgen. Bei Seuchengefahr sind sanitäre Maß­
nahmen durch die zuständige Sanitätsbehörde 
anzuordnen. 
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Sanitätssammelstelle 

Grundzüge für die Errichtung 

In jeder Gemeinde sollte, Katastrophenfällen vor­
beugend, eine Sanitätssammelstelle für den Anfall einer 
größeren Anzahl von behandlungsbedürfcigen Personen 
geschaffen werden. Die Sanitätssammelstelle ist Zen­
trum der ambulanten Behandlung der Bevölkerung. Es 
werden dort die Aufgaben der Ersten Hilfe, der Triage 
(Auswahl der Verletzten), der Registrierung und Aus­
kunft sowie der Vorbereitung von Patienten für den 
Abtransport zur Weiterbehandlung bzw. der End­
behandlung von Leichtverletzten und Leichtkranken 
wahrgenommen. Wegen der starken Schwankungen des 
zu erwartenden Patientenanfalls muß bei der Planun'" 

. . 0 
der Safiltätssammelstelle auf große Flexibilität beson-
derer Wert gelegt werden. Die Sanitätssammelstelle 
wird in der Regel vom Gemeinde(Sprengel-, Distrikts-)­
arzt, im Fall der Aktivierung, betreut werden. Geeig­
nete Helfer sind vorzusehen. 

L Allgemeine Anforderungen: 

Vom Bürgermeister sind im Einvernehmen mit dem 
Gemeindearzt (Sprengelarzt, Distriktsarzt), die für 
eine Sanitätssammelstelle geeigneten Räumlichkeiten 
zu bestimmen. Die Größe der Räumlichkeiten wird 
von der zu betreuenden Bevölkerungszahl abhän­
gig sem. 

Eignungskriterien: 

1.1. Die für eine Sanitätssammelstelle vorgesehenen 
Räumlichkeiten sollen witterungsgeschützt und 
heizbar sein und aus mehreren Einzelräumen be­
stehen. In der Nähe des Eingangs soll sich ein 
großer zentraler Raum zur ersten Sichtung und 
weiteren Verteilung der Ankommenden befinden. 
Besonders günstig wären B,auobjekte, die eben­
erdig und möglichst stufenlos betretbar sind. 
Die Nähe einer Halle bzw. eines Turnsaales wären 
für die Erfordernisse einer Groß katastrophe emp­
fehlenswert. 

1.2. Die Sanitätssammelstelle soll nach Möglichkeit in 
der Nähe der Ordinationsräumlidtkeiten des Ge­
melfidearztes liegen. 

1.3. Die Sanitätssammdstelle soll t.iber eine "ute Zu­
fahrtsmöglichkeit für Rettungs- und Lastk~aftfahr­
zeuge verfügen und von den Ortszufahrtsstraßen 
leicht erreichbar sein. 

1.4. In der Sanitätssammelstelle sollen vorhanden 
sein: 

Wa~\eranschluß bzw. Wassertank, 
Stroman-;c:hluß - Beleuchtungsmöglichkeit, 
e\"entu~ll \jntbeleuchtung, 
eventuell eine Unterkellerung mit Schutzraum­
charakter. 

2. Ausstattung: 

Für die Einrichtung der Sanitätssammelstelle sollen 
vorhanden sein: 

Sessel und Bänke, 

einige Tische, 
genügend Raum zur Aufstellung von Liegestätten, 

Plastikeimer, Plastikkannen und Trinkbecher. 

Reinigungsutensilien. 

Eventuelle sonstige Erfordernisse: 

Telefonanschluß, 
Hinweissdtilder, 

Kochgelegenheit. 

3. Behandlungseinrichtungen : 

Da eine ständige Vorratshaltung von Behandlungs­
utensilien bzw. Medikamenten nicht zweckmäßig 
erscheint, wäre das notwendige Behandlungsmate­
rial im Katastrophenfall zuerst a.us dem Notappa­
rat des Gemeindearztes in die Sanitätssammelstelle 
zu bringen. Anschließend wären von der nächsten 
Bezi rksstelle emer zivilen Rettungsorganisation 
Notfallausrüstungen für die Sanitätssammelstelle 
anzufordern. 

4. Notfallsausrüstungsdepots: 

Von der Bezirksverwaltungsbehörde wäre die 
Errichtung von Notfallsausrustungsdepots bei den 
Bezirksstellen der zivilen Rettungsorganisationen 
festzulegen. Diese Depots können aber auch bei 
·den Amtsärzten der Bezirksverwaltungsbehörde und 
eventuell auch bei den Gemeinde-(Sprengel-, 
Distrikts-)ärzten eingerichtet werden. Diese Organi­
sationen bzw. Personen sind für die Bereithaltung 
der notwendigen Notfallsausrüstungen zuständig 
und verpflichtet. im Katastrophenfall die Anliefe­
rung der notwendigen Gegenstände vorzubereiten. 
Der Abruf und Transport der Depots durch die 
aktivierte Sanitätssammelstelle ist zu organisieren. 
Der Inhalt der "Iotfallsausrüstung wäre in Einhei­
ten zur V ~r'mr~un~ von je 100 Personen anzulegen 
un-d ,tandardlslert :n Containern abzupacken. 

4.1. Liegen - Tragen. 

4.2. Decken. 

4.3. Behandlungsmaterial (standardisierter Katastro­
phenkoffer) : 

4.3.1. zum Freihalten der Atemwege: 

Laryngoskop, Mayo-Tuben, verschiedene Größen 
von Intratracheal-Tuben, Trachemwm ie· Bl'-;te .. k. 
mechanisch betreibbarer Respirator und Absau­
ger. 
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4.3.2 Blutst:lIung: 
Druck yerbände, Nahtmatenal, Arterienklem­
men 

4:> -" S,:h",-)" ·Bt'handlung: 
Iniuslonsflaschen mIt Ringer - Lactat und 
Plasma-expander. 

4.3.4. Verbandmaterial und Schienen: 

Diverse Mullbinden, Drei.eckstücher, steriler Ver­
bandmull, Zellstoff, Sicherheitsnadeln, Leuko­
plastrollen. 

Sdllenen, Polsterwatte. 
Wunddesinfektionsflüssigkeit, Wundsalbe, Wund­
puder. 
Verbandschere, Pinzetten. 

Patientenbegleit.karten, Kugelschreiber, Haut­
st,ifte. 

4.3.5. Medikamentenmindestausstattung: 
Ampullen mit: 

Morphinum hydrochloricum 0,01 
Coffein. natr. benz. 0,3 
Valium 10 mg 
Noyanaest purum 
Depot -Penicill in-Spritzam pull en 

Orale Medikamente: 

Acid. acetvlosallC\ J:. um c.s . . 
Penicillin Oral 

5. Medikamentenvorrat: 

Ein entsprechend großer Vorrat an l'iotlallmedika­
menten wäre vom Arzt, der die Sanitätssammel­
stelle zu betreuen hat, vorzusehen. Für Medika­
mentennachschub wäre entsprechende Vorsorge zu 
treffen. 

6. Aktivierung der Sanitätssammelstelle: 

Die Aktivierung erfolgt durch den Bürgermeister 
oder durch den von diesem für einen Katastrophen­
fall Beauftragten. Durch den Bürgermeister oder 
durch den Katastrophenbeauftragten ist ein Ver­
zeichnis der für die Besetzung der Sanitätssammel­
stelle vorgesehenen Personen, und wo diese erreicht 
werden können, in der erforderlich,en Reihenfolge 
anzulegen. Für die Anwesenheit eines Arztes in 
der Sanitätssammelstelle, schon möglichst vor An­
kunft der Patienten, ist Vorsorge zu treffen. 

In der Sanitätssammelstelle ist ein Adressen- bzw. 
TeJefon-Verzeichnis der örtlichen Rettungsorganisa­
tionen, Arzte und Spitäler aufzulegen. 

Resümeeprotokoll der 5. Sitzung des Beirats für Katastrophenmedizin am 19. Februar 1981 
betreffend Katastrophenkoffer 

Nach Meinung der Mitglieder des Beirates ist der 
Inhalt der vorgestellten Modelle 1 (Abb. 1) und 2 
für die Versorgung von ca. 100 Verletzten mit ver­
sd-.iedensten Verletz.ungsarten ausreichend. Die Modelle 
3 und 4 könnten als zusätzlid-.e Verbandmaterial-Aus­
rüstung bei einer zu erwartenden größeren Anzahl 
von Verletzten fungieren. 

Als Z usa m m e n f ass u n g der regen Diskussion 
empfiehlt der Beirat: 

Möglid-.st jede Gemeinde soll für ihre Bürger Vor­
sorge für Katastrophenfälle treffen und dabei gemäß 

dem Konzept der "Sanitätssammelstelle" vorgehen. 
Für die Ausstattung derartiger Sanitätssammelstellen 
empfiehlt der Beirat, bundesweit einheitliche 
"K a t ast r 0 p h e n k 0 f f e r U (Einheiten für 100 
Verletzte) anzuschaffen, wobei die erwähnten 
Modelle empfohlen werden können. Die Lagerung 
d,ieser Katastrophenkoffer sollte, je nach örtlichen 
Gegebenheiten, bei den Bezirksstellen der Sanitäts­
organisationen, bei den Amtsärzten oder eventuell 
bei den Gemeinde- bzw. Sprengel ärzten erfolgen. 
Die Wartung muß garantiert sein, um die jeder­
zeitige Einsatzbereitsd-.aft zu gewährleisten. 
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."IODELL 
.ibh. I. G"~JttrUllf1, des K.JI.lJlrop.I,enkotfers (R"IIUlIf1,sl,ox ) 

F=== ~,~-, -- _ .. , ."'''''NO 
-.,-. - -------==~ ;!.~ua':'f~= b --- ~:-:Jl =::= =;!~~ 

\ Ji ~ .......... * '.'USIO. 
\ (ff) I .T"'-==_~~~ ~"'"""-<==-F-----4 

Ber~ngstuch in Packtasche 
?neuClo~:;' ast -Luftpo lstersc!"I.i enen I 

'
I, w_,., .. _ 

71Cot~ zrosse. meta!.:1sier'te Verbände 

Gepolsterte Kramerschienen 
Platz für Wolldecken 

[flbalt des Kalaslropho,koffers I."jodell I. Relllmgshox) 

Behälter ""r. I: BEATMCNG, ABSALGl'NG, [:-";TCBA TION 

BEATMlJNGSBECTEL samt Ansatzen für 

02-Zuführung und 

Sauerstoff- Reservoi r, 

Arrästhesleventil mit kurzem Ansatzschlauch, 

Atemmaske für Erwachsene, 

Atemmaske für Kinder (ca. 1 bis 12 Jahre), 

Halteband für Gesichtsmaske, 

Faltenschlauch ca. 80 cm, als Verlängerungsschlauch oder 
Sa uerstoff -ReserVOI r, 

4 Rachentuben niGuedel, sort. 

2 BEATMUNGSMASKEN zur Atemspende, 

1 BEATMUNGSMASKE zur Atemspende mit 02-Anschluß, 

ABSAUGGERÄT mit Saugschlauch, Sekretflasche und Halte-
band, 

Druckpatrone (Aerosol) samt Inhaltsanzeige (bereIts mIt 
Absauggerät gebrauchsfertig zusammengestellt), 

Ersatzkartusche 

LARYNGOSKOP mIt 3 Spateln, lämpchen und Batterie, mit 
einem Satz Connektoren = 8 Winkelansätze zur Verbindung 
zWIschen Beatmungsbeutel und Endotrachealtuben, 

Halterung mIt '" " Endotrachealkatheter und Absaugkatheter, 

I Spntze. I() 'Ti!. (um ..... ufblasen der Kathetermanschetten, 

1\;f["/(l'\,,,'T \ll\~. frt'lf,":ge Halterung, ca. 1m hoch, 
.wch rur .\''-J.,,,;.:c' H. "klu,"e ,lIlgebauter Halterung. 

H, ",,:,r \ r VLRBA"DSTOFFE 

8 Drelelkru,h'f. ·.l.nll. 

8 Mullblfl,It'Tl. ·'·'f~JW:'" \:n , 11) ,ITl. 

6 Mullblr\{it'f~ ~",'" j: r t:!. ~ "1' \ '" ,'n, 

------------------------------
6 Mullbinden, festkantig, 4 m x 6 cm, 

2 Bandagen. 8 cm 

Bandage, 10 cm, 

Binde, 5 m x 5 cm, 

1 Binde, 5 m x 2,5 cm, 

1125 FIL\1ULIN-Kompressen, Gr. II 
i/42 Hansaplast-Strips, 

2 KompressIOnsverbände. 

6 Verbandpäckchen. Gr, IV, 

6 Verbandpäckchen, Gr. III. 
5 Verbandpäckchen. Gr. 11, 
1 Tamponadebinde, 5 m x 2 cm, 

I Spulenpflaster, 5 m x 1,5 cm, 

Spulenpflaster, 5 m x 1.2~ cm, 

Plastikdose, glasklar, 7,5 l( 10 x 5 cm, enthaltend: 

1 Augenbinde, 

1 Augenklappe, 

4 Lederfingerlinge, 

Fingerschnellverbände, 

kleine Plastikzelle, enthaltend: 

') Verbandklammern. lang, schm.ll. 

'i Verbandklammern, kurz, bretr. 

Verbandschere, 14,5 (m. rosrfrei, 

Almulin- Verbände, 1. 4 m, 

Pflasterschnell verband. 1 m x 4 cm, 

Pflasterschnellverbände, 1 m x 6 cm, 

Pflasterschnellverband, I m x 8 (m, 

Spulenpflaster, ') m l( ') cm, 

kleine PlastIkzelle, enthaltend: 

2 Dtzd. Sicherheirsr.adeln, 

\f 10 Kompressen, 9 x 10 (m, 

2, 10 Kompressen, ') l( 9 cm, 

I· 10 Kompresse, l'i l( 9 cm, 

DreIecktücher. 

B~hdlt~r'\·r. 1: DIAGNOSTIK, INSTRL'MENTE, ~lEDlKA­

MENTE 

Blutdruckmesser, geeicht, in Skai-Etui mit Reißverschlul.l, 

Stethoskop, mit besonders flachem Membranbrusrstück, auch 
unter Blutdruckmessermanschette schiebbar, 

Stirnlampe mit Battene, 

1 Taschenlampe mit Batterie. 

1 Esmarchschlauch mit Kette. 

Kunststoffkassette mit Druckknopfverschluß, rot, Größe: 21 l( 

10 l( 6,5 cm, enthaltend: 

1 Verbandschere nfSeutin, 20 cm, rostfrei, 

Verbandschere spitz-stumpf, 14,5 cm, rostfrei, gerade, 

Verbandschere sPItz-stumpf, 14,5 cm, rostfreI, gebogen. 

Splmerptnzette n: Fedchenfeld, 11,5 cm, rosttrel, 

Anatonilsche Plnzc;tten (Einmalgerät ). 

Ohrptnzette niTroeltsch, rostfrei, 

10 Nabelklemmen (Einmalgerät), 

1 Kornzange, 18 cm, rostfrei, 

I :'>Iadelhalter, rostfrei, ca. 18 cm. 

11 Nadel-Faden-Kombinationen, 

1 Fieberthermometer in Metallhülse, 

1 Splitterpinzette n/Stieglltz, rostfreI, 

1 Skalpellgriff, 

6 Skalpellklingen, stenl, 

I Augenmagnetsonde; mIt Schltnge. 

, OP·SchLirzen {Elnmalgebrauchl. 

100 ~fUt k h '::nJih.whchuhe 
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Bt/'wilt" ,\' 4 I~FI',f(I' und I~.rFKnON 

bnmalsprllzt'n, : ml. 

~ ~'nmd!spflt2t'n, ~ ml. 

~ h"mal'pr:tn'n, 111 ml. 
) <, • ~ I ,Pld: .... d r llJ 1t"11. 

l' AIj.,,,h,oIturtn. 

Amrullt'nschachtti mt! Ampulit"nft'den, 

Kunststnffkassetten, glasklar, mit Scharnierdeckti, Größe 18 x 
11,'i x 4 (m. 

4 InfuslOns-Gel.. komplett mll InfusIOnsgerät 

'l Infuslt'ns~tilnder 

bt'rgungstuch aus Segeltuch, mit 6 Traggnffen, 10 Packtascht, 
](I Rettungsdecken, silberisilber 

DukdmlJatz Sr. 6. SCHlEi':E]\; und VERBANDSTOFFE für 
großflarhlgt' Verletzungen 

I P]\;EL'MOPLAST -FOLY AMID-Bemschlent, 

I PNEUMOPLAST -POLY AMID-Armschiene, 

I PNEUMOPLAST-POL Y AMID-Kopfpolstertasche, 

1 PNEUMOPLAST -POLY AMID-Nackenstütze, 

2 Verbandtücher, 40 x 60 cm, 

2 VerbandtiJcher, 35 x 4; cm, 
I Verbandtuch, 60 x 80 (m, 

I Verbandtuch, 120 x ", (m, 

Kofferd~ckel l\',. 7: 

8 Kramerschienen, 2teilig, mit Schaumgummi gepo !stert, 
80 cm, gebrauchsfertig, 

2 Kramerschienen, 2teihg, mit Schaumgummi gepolstert, 
8 cm, gebrauchsfertig 

MODELL 2 

Inhalt deJ KalaJI,ophenko!fe'J (Rett"ngJko!!e,)*) 

8 Dreiecktücher, weiß, 
8 Mullbinden, festkantig, 4 m x 10 cm, 

6 Mullbmden, festkantig, 4 m x 8 cm, 

6 Mullbinden, festkanttg, 4 m x (. cm, 

2 Bandagtn, 8 cm, 

1 Bandage, 10 cm, 

1 Binde, :> m x :> cm, 
1 Binde, :> m x 2,5 cm, 

IAllzweckbinde, 

2 Skum-Bind, 1 m x 6 cm, 

112'i FILMULll'-Kompressen, Gr. 11, 

1/42 Hansaplast-Stnps. 

2'5 t-;eatseal-Komblpackung, 

2 Kompressionsverbände, 

6 Verbandpäckchen, Gr. IV, 
6 Verbandpäckchen, Gr. 111, 

'i Verbandpäckchen, Gr. 11, 

1 Tamponadebinde, 5 m x 2 cm, 

1 Spulenpflaster, 5 m x 2,5 cm, 

60 x 

80 x 

") Beschaffenheit: stabile Metalla~sführung~ in Signalfarbe 
orange, Größe: 54,5 x 31 x 24,5 cm, lß der Mitte aufklappbar, 
jede Seite ist innen zusätzlich mit einem verschließbaren Kun~t­
stoffdeckel abgedeckt, so daß ein Herausfallen des Inhaltes beim 
ÖHm'n unmöglich ist. Mit Koffertraggriff und abgerundetem 
Eckmschutz. 

Der Koffer kann plombiert werden. 
Ein,' Spolaldlchtung verhindert das Eindringen von Schmutz 

und huchtlgkelt. 

I Spulenpflaster, ~ m x I,c~ ,m, 

2 Plastikdosen, glasklar, 9 x ., x 2,~ cm. 
1 Augenbinde, 

I Augenklappe, 

4 Lederfingerlinge, 

2 \'erbandmull, 1/4 m, 

2:100 Gazetupfer, 8 x 8 cm, 

') F mgerschnellverbände, 

klelntc Plastikzelle, enthaltend: 

~ Verbar.dklammern, lang, schmal, 

~ Verhandklammf'rn, kurz, breit, 

Verband\Cherf', 14,') cm, rostfrei 
, Verbandt. 14m, 

I metalliSiertes Verbandtuch, 60 x 80 cm, 

I metalhsiertes Brandwundenverbandpäckchen, 40 x 60 cm, 
1 Pflasterschnellverband, 1 m x 4 cm, 

2 Pflasterschnellverbände, 1 m x 6 cm, 

I Pflasterschnellverband, 1 m x 8 cm, 

Spulenpflaster, ; m x 5 cm, 

kieme PlastikzeJle, enthaltend: 

2 Dtz. Sicherheitsnadeln, 

1/10 Kompressen, 9 x 10 cm, 

2/10 Kompressen, 5 x 9 cm, 
1/10 Kompressen, 1:> x 9 cm. 
2 Melolm-Kompressen, 10 x 10 cm, 
, Drelt'cktiJchtr. 

1 Artetlt'nabbmder aus Gummi, 

Plastikkassette, enthaltend, einzeln steril verpackt: 

1 Splitterpinzette n/Feilchenfeld, 11,5 cm, rostfrei, 

1 anatomische Pinzette, 14,5 cm, rostfrei, 

1 Verbandschere, 14,5 cm, rostfrei 

10 Alkoholtupfer, 

2 Einmal-Skalpelle, 

IAugenmagnetsonde, 

I Verbandschere niLster, 18 cm, rostfrei, 

100 Einmal-Handschuhe, 

5 Einmal-Nabelklemmen, 

I PNEUMOPLAST -POLY AMID-Beinschiene, 
2 Rettungsdecken, silber!silber, 

I Einmal-lnfuslOnsbesteck, 

!iSOO ((01 Infusl(lflsflüsslgkt'it, 

1 Blutdruckmeßgerät, 

1 Stethoskop - Planoscope, 

1/4 Guedel-Tuben, in Säckchen, 

1 Absauggerät, komplett, 

) Beatmungsbeutel, komplett 

MODELL 3 
/llhalt titiJ KaJaJlrophenkof!ers (Kllnststoffkoffer)**) 

8 Dreiecktücher, weiß, 
8 Mullbinden, festkantig, 4 m x 10 cm, 
6 Mullbinden, festkantig, 4 m x 8 cm, 

6 Mullbinden, festkantig, 4 m x 6 cm, 

2 Bandagen, 8 cm, 

1 Bandage, 10 cm, 

1 Binde, 5 m x 5 cm, 

1 Binde, 5 m x 2,5 cm, 
1'2; FILMlTLlN-Kompressen, Gr. 11, 

I 42 Hansaplast-Stnps, 

I, -

·*1 Rt',chafienht'lt olangt, Größe 4",~ x "().~ x IR cm, 
mit Tra~l!nft, htrahklapph.Ht'Tn Dt'chl. ~o" 't h"lau'lIt'hbaren 
SdlUbiadt'll. Damit IM eil'" uh"f>,,'htl,{'h, r,ntt ;JUli/! gegtben. 
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2 Kompres~,,)nsverbande, 
6 Verbandpilkchen. Ge. IV. 
6 Verbandpalkchen. Gr. 1II. 
5 Verbandpäckchen. Ge. 11. 
1 Tamponadebinde, 5 m x 2 cm, 
1 Spulenpflaster. 5 m x 2.5 cm. 
1 Spulenpilaster. 5 m x 1,2:; cm, 

PlastIkdose, glasklar, 7,5 x 10 x 5 cm, enthaltend: 

1 Augenbinde, 
1 Augenklappe, 
4 Lederfingerlinge, 

5 Fingerschnellverbände, 

1 kleine Plastikzelle, enthaltend: 

:; Verbandklammern, lang, schmal, 
5 Verbandklammern, kUrz, breit, 

1 Verbandschere, 14,5 cm, rostfrei, 
1 Verbandschere nILister, 
3 Verbände, 1/4 m, 
1 Pflasterschnellverband, 1 m x 4 cm, 
2 Pflasterschnellverbände, 1 m x 6 cm, 
1 Pflasterschnellverband, 1 m x 8 cm. 
1 Spulenpflaster, :; m x :; cm, 

1 kleine Plastikzelle, enthaltend: 

2 Du. Sicherheitsnadeln, 
1110 Kompressen, 9 x 10 cm, 
2110 Kompressen, 5 x 9 cm, 
1/10 Kompressen, 15 x 9 cm. 
3 Dreiecktücher, 
1 Taschenmaske 

MODELL 4 
Inhalt des Katast,ophenkoffe,s (Kunslstoffkoffer j***) 

8 Dreiecktücher, weiß, 
8 Mullbinden, festkantig, 4 m x 10 cm, 

.. *) BeschaffenheIt: grau, Größe: 36 x 27 x 12 cm, mit 
Traggriff, Schnappverschlüssen, Inhalt tn K1arsicht-Kunststoff­
behälter zusätzlich verpackt. 

6 ~(ullbinden, festkantig, 4 m x 8 cm, 
6 Mullbinden, festkantig, 4 m x 6 cm, 
2 Bandagen, 8 cm, 
1 Bandage, 10 cm, 
1 Binde, 5 m x :; cm, 
1 Binde, 5 m x 2,5 cm, 
1/25 FIL.MULIN-Kompressen, Gr. 11, 
1/42 Hansaplast-Strips, 
2 Kompressionsverbände, 
6 Verbandpäckchen, Gr. IV, 
6 Verbandpäckchen, Gr. III, 
5 Verbandpäckchen, Gr. 11, 
1 Tamponadebinde, 5 m x 2 cm, 
1 Spulenpflaster, 5 m x 2,5 cm, 
1 Spulenpflaster, 5 m x 1,25 cm, 

1 Plastikdose, glasklar, 7,5 x 10 x 5 cm, enthaltend: 

1 Augenbinde, 
1 Augenklappe, 
4 Lederfingerlinge, 

:; Fingerschnellverbände. 

1 kleine PlastIkzeIle, enthaltend: 

~ Verbar.dklammern, lang, schmal. 
5 Verbandklammern, kurz, breit, 

1 Verbandschere, 14,5 cm, rostfrei. 
1 Verbandschere nilister, 
3 Almulin-Verbände, 1/4 m, 
1 Pflasterschnellverband, 1 m :oe 4 cm, 
2 Pflasterschnellverbände. 1 m x 6 cm. 
1 Pflasterschnellverband, 1 m x 8 cm, 
1 Spulenpflaster, 5 m x 5cm, 

1 kleine Plastikzelle, enthaltend: 

2 Dtz. Sicherheitsnadeln, 
V 10 Kompressen, 9 x 10 cm, 
2/10 Kompressen, 5 x 9 cm, 
1/10 Kompressen. 1 ~ x 9 cm • 
3 Dreiecktücher, 
1 T~schenmaske 

Spitals-Katastrophen plan 

Empfehlungen zur Organisation des Krankenhauses für den Katastropheneinsatz 

Gliederung 

1. Allgemeines 

1. t. Rechtsgrundlagen 

1.5.4.3. Unterbringung und Ausstattung 

1.6. Panik prophylaxe 

1.7. Planung,~rundsätze 

Jg. 83tH. 4 

1.2. Begriffsbestimmung der Katastrophe 

1.3. Wesensmerkmale der Katastrophenmedizin 
1.7.1. Versllrgungslei,tung des Krankenhauses 

1.7.2. Personabnsatz 
1.4. Allgemeine Richtlinien für Diagnostik und Thera­

pie 

1.5. Führung des Krankenhauses 

1.5.1. Lagebeurteilung 

; :!. L li?;t"nelJ'.Jng 

I ; 3. K')Il"'qu~n,en Jer [ a~e Im Krankenhaus 

1.5.~. Zentr.lle Führ;Jng"telle 

1.5.4.1. Per'''nelle Be,et7ung 

1.5.4.2. :\ut .!;.Iben 

1.8. Erstellung Jes Katastrophenplanes 

2. Organisawrisd1eVorbereitungen 

2.1. Alarmierung 

2.1.1. Alarmau,i. hung 

2.1.2. AlarmlerungsllSten 

2.1.3. Alarmierung:m Hause 

2.1.4. Alarmierung auger H.luse gezielt 

2.1.~.1. tel",f"n"c:h mit EIOZd.lnrufen 
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2.1.4.2. tele!onisd! nad! dem S-:hneeballsntem 
2.1.4.3. durd! Funk 
2.1.4.4. Abholung durch Sarnmeltramport 

2. J ~ Alarm:erun;.: au1;"1 Hau-t' un)!t'71t'lt 
2. J.6 Ausweise und I:.rkennungssd!.lder 
2.1.6.1. Persönliche Ausweise 

2.1.6.2. Erkennungsschilder für Kraftfahrzeuge 
2.1.6.3. Aufbewahrung 

2.2. :--";achrichtenverkehr 
2.2. J Telefon 

2.2.2. Telefon über Geheimnummern 
2.2.3. Funk 
2.2.4. Boten 

2.2.5. Information im Hause 
2.2.6. A usk unftsstelle für Angehörige 
2.2.7. Auskunftsstelle für Medien 

2.3. Verkehrsregelung 
2.3.1. Kenntlichmachung der Zufahrten zum Kranken-

haus 
2.3.2. Zufahrtsstraßen 
2.3.3. Verkehrsregelung im Krankenhausareal 

2.4. Venorgungsstraße 
2.4.1. Stau raum 

2.4.2. Untersuchungsräume 
2.4.3. Präoperative Intensivpflege 
2.4.4. Pflegezone 
2.4.5. Behandlungsräume für Leichtverletzte 

2.4.6. Isolierraum 

2.5. Dokumentation 
2.5.1. KunOokumentation. Registratur 
2.5.2. Effekten 

2.6. Ausweichunterkünfte 

3. Personelle Vorbereitungen 

3.1. Katastrophenplan - beauftragter Arzt 

3.2. Information 

3.2.1. Informationsziele für 
3.2.1.1. Krankenhausführung und leitende Ärzte 
3.2.1.2. alle 

3.2.2. Durchführung 
3.2.2.1. Information der Krankenhausführung 
3.2.2.2. Schulung für alle 

3.3. Personaleinsatz und speuelle persönliche Auf~aben 

3.3.1. Erfassung 
3.3.2. Spezielle Aufgaben 

3.4. Hausfremdes Personal 

3.5. Ablösedienst 

4. Materielle Vorbereitungen 

4.1. Bauliche Vorbereitungen 

4.1.1. Versorgungsstraße 
4.1.2. \X'asserverso~ung 

4.1.3. Hubschrauberlandeplatz 
4.1.4 Abstellplatz für Funkwagen 

69 

4.1.5. Abstellplätze tur \'er" 'q:uni!,ia)'rl' Ui!t:. Ent-
wesung,fahrzeuge. 1 e,dl('l1trJ.n,1' ':: \.\ .li!~n 

4.1.6. Lagerräumt' 
4.1.7. Erholung,raumt· i~r da, Pe: ,. 'nd: 

4.1.8. Massenunterk ünfre 

4.2. Technische Vorbereitungen 

4.2.1. Notbeleuchtung - Stromanschlüsse 

4.2.2. Nachrichtenmittel - Telefon - Funk 

4.2.2.1. Geheimnummern 
4.2.2.2. Ausstattung mit Funk 

4.3. Vorräte 

4.3.1. Medikamente, Verbandstoffe, Verbandmaterial 

4.3.2. Blutersatz 

4.3.3. Beschriftungen 

4.3.4. Funktionsschilder für das Personal 

4.3.5. Dokumentationsmaterial 

4.3.6. Wäsche 

4.3.7. Raum für Katastrophenmaterialien 

5. Sofortmaßnahmen im Katastroph~i1fall 

5.1. Alarmierung 

5.1.1. Auslösung des Alarms 

5.1.2. Umstellung des Telefons auf Tonband 
5.1.3. Inbetriebnahme der Geheimnummern 
5.1.4. Alarmierung der Funktionsbere.iche des Kran-

kenhauses 
5.1.5. Alarmierung des Personals außer Hause 

5.2. Besetzung der Zentralen Führungsstelle 

5.2.1. Kontakte 

5.2.2. Erfassung des eintreffenden Personals 
5.2.3. Zernierung des Krankenhausareals 
5.2.4. Entfernung der Besucher 
5.2.5 .. Einrichtung der InformationssteIlen 

5.2.6. Ausgabe der Materialien 
5.2.7. Umstellung der Lifte auf Betrieb mit Liftbeglei­

tern 
5.2.8. Aufstellung von Notliegen in Massenunterkünf-

ten 

5.3. Versor~gsstraße 

5.3.1. KenntLichmachung der Funktionsräume 
5.3.2. Besetzung der Funktionsräume 
5.3.3. Einrichtung der Funktionsräume 

5.4. Stopp der Routinearbeit 

5.4.1. Bettenstation 
5.4.2. Operationstrakt 

5.5. Information der zentralen Führungsstelle 

6. Katastrophen-Plan (Kat.-Plan) - übungen Im 
Krankenhaus 

6.1. übungsziele 

6.1.1. Durchführbarkeit 

6.1.2. Zeitaufwand 
6.1.3. Training 
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6.2. Praktische Durchführung 

6.2.1. Teilübungen 

6.2.2. Angesagte übungen 

6.2.2.1. Obungsleiter 

6.2.2.2. Obungsüberwachung 

6.2.2.3. Obungseinlagen 

6.2.2.4. Obungsbesprechung 

6.2.3. übungen ohne Vorankündigung 

6.3. Verwertung von übungserfahrungen 

1. Allgemeines 

1.1. Rechtsgrundlagen 

Jeder Plan zur Versorgung von Katastrophen­
opfern mug sich auf die in den verschiedenen 
Bun,desländern unterschiedlichen Rechtsgrundlagen 
stützen. Diese (LandeskatastrophensdlUtzgesetz, 
Erlaß der Landessanitätsdirektion) sind deshalb an 
den Beginn des schriftlichen Kat.-Planes zu stellen. 

1.2. Begriffsbestimmung der Katastrophe 

Als Katastrophe im Sinne dieses Planes gilt ein 
durch Gewalt, Natur- oder anderes Ereignis aus­
gelöster Notstand, der zu einem Massenanfall von 
Patienten führt und eine rasche Leistungssteige­
rung des Krankenhausbetriebes erforderlich macht. 

1.3. Wesensmerkmale der Katastrophenmedizin 

Im Katastrophenfall besteht ein eklatantes Miß­
verhältnis zwischen Hilfsbedürfnis und Hilfsmög­
lic.~keiten, das zu einem von der ROutine des 
medizinischen Alltags abweil.nenden Vorgehen 
zwingt. Die Bemühung, jedem einzelnen rasdl und 
in vollem Umfang zu helfen, hat zu Gunsten der 
Sorge um die Bedürfnisse aller Opfer zurückzu­
treten. Ziel muß es sein, die Summe der Verluste 
so klein wie möglich zu halten. Die beschränkten 
personellen und materiellen Möglichkeiten zwin­
gen in erhöhtem Maße zu 

rationellem diagnostiscnem und therapeutischem 
Vorgehen, Vereinfachung und Standardisierung 
aller Maßnahmen, 

etappenweiser Behandlung (2.4.3.). 

Wie die Analyse von Groß katastrophen der letz­
ten Jahrzehnte zeigte, ist die häufigste Katastro­
phenfolge der Massenanfall von Verletzten. Dieser 
cm pirischen Erkenntnis wird deshalb in der l)rga­
nt"norischen, personellen und materiellen Planung 
in erster Linie Rechnung getragen .. 

Beim Massenanfall von Kranken ist der Plan hin­
sichtlich der personellen Besetzung der Führungs­
und Funktiofi'>bereidle entspredlend abzuändern. 

I~. \:·_· ... 11<·:1<' R.,hr~ n:"n ".Ir D:agnustik und Thera-

t ,r) H ,.h,rmat~ an irztLJJer H~lfeleistung ist beim' 
\11"":1 In' til ',\n \\'r!t'tlten nur möglich, wenn 
j" \ )pt,,~ :1 '1.1 k u"r:"h ,innvoller Reihenfolge 
.,n': ,,~'[ .,,1 :,,,hanj .. lr waden. Jeder Maß-

nahme muß daher die Auswahl (Triage) der Ver­
letzten bzw. Erkrankten hinsichtlich der Dring­
lidlkeit des Vorgehens vorausgehen. 

Die Triage ist die schwierigste und widltigste Auf­
gabe des Arztes im Katastrophenfall. Sie verbngt 
fachtechnisches Urteilsvermögen auf Grund gr'lßer 
und vielseitiger medizinisdler Erfahrung, Dia..;no­
scik mit einfachsten Mitteln, sowie Mut zur Ver­
antwortun'" und rasdlen Entscheidung. rnnere 

b d' Sicherheit und Autorität sind notwen Ig, um In 

der Turbulenz des Gesdlehens richtige und durdl­
führbare Entscheidungen zu treffen. 

Die Triage muß daher dem erfahrensten Arzt (je 
nach Art des Katastrophenfalls) übertragen wer­
den. 

Der Ort semes Wirkens ist in erster Linie die 
Aufnahmezone, und nidlt der Operationssaal 
(2.4.1.), (2.4.2.). Grundsätze und Methodik der 
Triage müssen von allen leitenden l\rzten und 
Oberärzten, insbesondere der chirurgischen und 
unfallchirurgisdlen Abteilungen, beherrscht wer­
den. 

1.5. Führung des Krankenhauses (\t. Krankenanstalten­
gesetz kollegiale Führung: ärztlicher Leiter, Ver­
waltungsleiter, Leiter des Pflegepersonals) 

Die Führung des Krankenhauses muß dauernd ge­
währleistet sein. Im Katastrophenfall muß bekannt 
sein, wer den ärztlichen Leiter bis zu seinem Ein­
treffen vertritt, den Alarm auslöst und das Anlau­
fen der im Kat.-Plan festgelegten Sofortmaßnah­
men anordnet. 

Mit einer Katastrophensituation muß immer ge­
redlnet werden. Es ist deshalb für die Zeit der 
Abwesenheit des ärztlidlen Leiters und seines Stell­
\'ertreters, ein Vertreter lUS der ärztlimen Dienst­
mannsJJaft zu bestimmen. In Krankenhäusern mit 
mehreren Abteilungen kommt dafür ein Oberarzt 
aus einer Abteilung in Frage, die voraussichtlidl 
nicht primär mit der Versorgung der Opfer befaßt 
sein wird (2.1.1.), (5.1.1.), (5.2.). 

1.5.1. Lagebeurteilung 

Oberste Voraussetzung für richtige Führungs­
entscherdungen sind wiederholte Lagebeurteilun­
gen. 

Die Lage wird bestimmt: 

Vom Auftrag (die politische Behörde betraut 
das Krankenhaus mit der Funktion der Zwi­
schenversorgung oder dem Auftrag der Endver­
>orgung. Von der örtlidlen Einsatzleitung l,t 
möglichst frühzeitig die Spitalseinsatzleitung 
über Art und Umfang des vora:ussichdidlen Ver­
letztenanf alls zu informieren, damit diese auch 
a,uf längere SiJ1t hin eine gezielte Einsatzpla­
nung veranlassen kann, um eine Vollauslastung 
der Operations- und Behandlungskapazirät. lUl.n 

auf einen län.;eren Zeitraum hin, gewahrle,,:<'n 
zu können I, 

von der Zahl der eingelieferten Fälle, 

vom Verletzungsgrad der Opfer. 

von der Versnrl?;ungsleistung des Krank<'nh.1u,t!, 
zum ZeItpunkt des Gt!sl.nehens (1.7.1.1. 
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.<".::' 1 a!<emeldung 
Die 1 age Im Krankenhaus muß der Katastro­
phen·E.imatzleitung \politisme Behörde) in 
rq.:<')maBlgen Abständen ~f"meJdet werden Dazu 
mut; die Krankenhaustuhrung m reg('lmäl~lgen 

A\:>qanden von den emzelnen Abte:lungen des 
Krankenhauses Lagemeldungen erhalten. Aktu­
elle Lagemeldungen bilden die wesentlime Vor­
aussetzung für eine !>inm'olle Verteilung und 
Weiterleitung der Opfer aus dem Katastrophen­
gebiet (1.5.4.2.). 

1.5.3, Konsequenzen der Lage für d,as Krankenhaus 
Die festgestellten Lageänderungen haben eine 
Anderung der Organisation im Krankenhaus zur 
Folge, erfordern eventuelle Evakuierungs- und 
Verlegungsmaßnahmen (2.6.), (4.1.8.), (5.4.2.) 
und sind die Voraussetzung für die Steuerung 
des Namsmubs. 
Eine veränderte Lage im und außerhalb des 
Krankenhauses kann aum zu einer anderen Ein­
stufung einzelner Opfer im Rahmen der Triage 
führen. 

1.5.4. Zentrale Führungsstelle 
Das Instrument der Krankenhausführung ist die 
Zentrale Führungsstelle. 

1.5.4.1. Personelle Besetzung: 

Arztlime Leiter 
mindestens ein weiterer Arzt (Oberarzt) 

Leitung des Pflegedienstes 

Verwaltungsleiter 
ein Krankenhaustemniker (Verantwortlimer 

für die temnismen Dienste) 

zwei Smreibkräfte 

zwei Boten. 

1.5.4.2. Aufgaben 
Führung des Krankenhauses während der Dauer 
des Kat.-Einsatzes. Alle Mitglieder unterstützen 
den ärztlimen Leiter. Er delegiert Teilaufga­
ben. z. B.: 
Al armierung des Personals und Personaleintei­
Jung (1.7.2.), (2.1.1.), (3.2.), (3.3.), (5.1.1.), 
(5.1.4.), (5.1.5.), (5.2.), (5.3.), 

Information (5.2.5.) an: 

Behörde (1.5.2.), 
Personal und Patienten über Lage und not­
wendige Maßnahmen (2.2.5.), 

Angehörige (2.2.1.), (2.2.6.), 
Kontakt und Zusammenarbeit mit Exekutive, 
Feuerwehr und freiwilligen Hilfsorganisationen 
(2.1.4.2.), (2.1.5.), (2.3.1.), (2.3.2.), (4.1.2.), 
(4.::!.2.2.), (4.3.2.), (5.2.1.), (5.2.3.), 
Organisation von Verlegungen und Evakuie­
rungen (2.6.), (4.1.8.), 

Materialbesmaffung. 

1.5.4.3. L'nterbringung und Ausstattung 
Die Zentrale Führungsstelle soll 
miiglimst zentral m emem großen Raum 
untergebramt sein, 
verfügen über 

mindestens 7wel Teldonapparate fur Füh­
rungsgespral'he nach außen \(,ehelmnum­
mernamchlu"e' i.::'.::'.::' !. (4.2.::' 1 ). (:;1.3.). 

etn . .rl'te' 1 eit'r"n" unahh.ln~ ,..: \ <,n J,'r Zen­
trale. 

weiters über Haustelefone . (2.2.5.). 

eine überslchtlime Planskizze vom Kranken­
kenhaus und dem umliegenden Gebiet (an 
der Wand), 

eine Landkarte der Region (an der Wand) 

und eine Wandtafel zur Anzeige des Perso· 
naleinsatzes. 

1.6. Panik prophylaxe 

Die Panik als gefährlimste Sekundär katastrophe 
bedroht Opfer ebenso wie unverletzte Bewohner 
im Katastrophengebiet und damit aum Helfer und 
Arzte im Krankenhaus. Angst und Mutlosigkeit 
bis zur Teilnahmslosigkeit können in der Aus­
nahmesituation ebenso auftreten wie sinnwidriges 
Verhalten bis zur regellosen Flumt. Die Panik 
kann damit Existenz und Funktion des einzelnen 
wie auch der Gemeinschaft in Frage stellen. 

Wirksamste Panik prophylaxe ist das !>imtbare An­
laufen von zielführenden Maßnahmen der Kata­
strophenhilfe. Alle Bemühungen, die der Auf­
remterhaltung eines geordneten Betriebes und der 
Leistungssteigerung im Krankenhaus dienen, sind 
folglich zugleich Methoden der Panikverhücung 
(5.2.7.). Damit erklärt sim, daß jene Zonen i:n 
Krankenhaus besonders panikgefährdet sind, in 
denen keine unmittelbare Katastrophenabwehr ge­
übt wird und Patienten wie Personal Zeit für 
Spekulationen haben. Es sind dies vor allem 
Pflegebereime außerhalb der Versorgungsstraße. 
Sobald Kräfte dafür frei werden, müssen dorthin 
aufklärende und beruhigende Informationen gelie­
fert werden (2.2.5.). Zweckmäßig ist die Einrim­
tung eines hausinternen .. Beruhigungsdienstes" . 
Diese Wichtige Aufgabe fällt vor allem in das 
\X'irkungsfeld des Krankenhausgeistljmen, der Für­
sorgebeamten und eventuell des Psymiaters. 

Bei bestehender Panik kommt es darauf an, »Inseln 
der Ordnung" zu smaffen. Persönlimkeiten, die 
durm Beispiel mehr als durm Zusprum Simerheit 
und Ruhe verbreiten, erreimen nach dem Motto 
"aum Mut kann ansteckend sein", oft innerhalb 
kurzer Zeit eine Normalisierung des Verhaltens. 
Gelegentlim wird es erforderlim sein, Panikopfer 
abzusondern oder aum einer spez.ifism psymiatri­
smen Behandlung zuzuführen. 

1.7. Planungsgrundsätze 

OrgariisatorUsme, personelle und materielle V or­
sorgen sind im Katastrophenfall die Voraussetzung 
für die planmäßige Umstellung des Krankenhaus­
betriebes. 

Alle]\;eu-, Um- und Zubauten des Krankenhauses, 
alle !\:euansmaffungen von Material und alle orga­
nisatorischen Veränderungen sind aum im Hinblick 
auf eme Katastrophensituation zu planen. 
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1.7.1. Versorgungslel>wng des Kr.1nkenhauses 

Sie wird bestimmt von der Zahl der möglichen 
Aufnahmen (freie Betten) una der Zahl der 
ausführbaren Endversorgungen (zwei Opera­
tionstische mit drei Mannschaften in 24 Stunden 
maximal 25 Verletzte) (1.5.1.). 

übersteigt die Zahl der eingelieferten Fälle die 
erreichbare Versorgungsleistung (kritische Zahl), 
droht die Dekompensation des Krankenhauses. 

1.7.2. Personaleinsatz (1.5.4.2.) 

Grundsätzlich soll das Personal zu Tätigkeiten 
eingeteilt werden, die es auch sonst erfüllt. Aus­
nahmen biLden jene Funktionsbereidle, die nur 
im Katastrophenfall im Krankenhaus eingeridl­
tet werden. Es sind dies: 

Stau raum (2.4.1.), (3.2.2.), 

Registratur (2.5.1.), (3.2.2.), 

Untersumungsräume (2A.1.), (3.2.2.), 

Präoperative 
(3.2.2.), 

Intensi vpflegestation 

Behandlungsräume für Leidltverletzte 
(3.2.2.), 
Isolierraum (2.4.6.), (3.2.2.), 

Effektenlager (2.5.1.), (3.2.1.), (4.1.6.), 

Hubsdlrauberlandeplatz (3.2.2.), (4.1.3.). 

1.8. Erstellung des Kat.-P!anes (Abb. 1) 

(2.4.3.), 

(2.4.5.), 

Um realisierbar zu sein, soll der Kat.-Plan durdl 
die Krankenhausführung in Zusammenarbeit mit 

.1bb. 1. Errtellung des K.lt.-P/anes; Muste, de, ersten Seite 

Plan 

für die Versorgung von Katastrophenopfern im 

Krankenhaus 

Gültig ab: 

Das kollegiale Führungsgremium: 

Hinweis' 

Der Krankenhausdirektion sind Änderungen personeller 
Art (!\l'amen, Anschriften, Telefon-Nummern) unver­
züglICh telefonisch und sodann schriftlich bekanntzugeben. 

Sachliche Änderungsvorschläge sind von den Abteilungs­
leitern am jedes Jahres vorzulegen. 
Fehlanzeillen sind erforderlich. Diese Jahresmeldungen 
haben lll,,!~'ch lU ~nth.llte'n. ob personelle Änderungen 
t'ln.il:er:-t'"trn '.lfhi 1!lot!~7t- ~r ",:orden 'lInd 

gesehen 

allen Führungs- und Funktionskräften an Ort und 
Stelle geplant werden. 

Anderungen der Organisation, der personellen Be­
setzung und baulidle Veränderungen verlangen 
auch eine .Ander:ung des Kat.-Planes. Der Kat.­
Plan-beauftragte Arzt (3.1.) sdllägt diese der 
Krankenhausdirektion nach Maßgabe der eingetre­
tenen Veränderungen vor. 

Wiederholte übungen (6) sollen zeigen, ob der 
Kat.-Plan ausgeführt werden kann (6.3.). 

2. Organisatorische Vorbereitungen 

2.1. Alarmierung 

2.1.1. Alarmauslösung 

2.1.2. 

Nur der ärztliche Leiter oder sein Stellvertreter 
ist dazu berechtigt, den Alarm auszul0sen 
(1.5.4.2.), (5.1.1.). 

Er veranlaßt die Alarmierung auf Grund eines 
Auftrags der politischen Behörde (Einsatzleitung 
im Katastrophengebiet, Landessanitätsdirektion) 
oder auf Grund der eigenen Lagebeurteilung 
(1.5.1.). 

Die Alarmierung läuft an, wenn das Kennwort 
"K.ltastrophenalarm" an die Vermittlung durch­
gegeben wird (5.1.4.). Der erhaltene Auftrag ist 
im Rapportbuch mit Uhrzeit und Namen des 
Anordnenden zu vermerken. 

AlanTiierungslisten 

Die Krankenhausleitung oder das Personalbüro 
hat die im Katastrophenfall heranzuziehenden 
Spitalsangehörigen nach Funktionsgruppen In 

Alarmierungslisten zu erfassen. 

Diese haben zu enthalten: 

Namen, 

AnschC!iften, 

Telefonnummern (telefonische Err,eidlbarkeit 
über Nachbarn, Polizei, Gendarmerie). 

Die Alarmierungslisten müssen ständig erginzt 
und auf den neuesten Stand gebracht werden 
(2.1.4.), (5.1.5.). 

Kopien der Alarmierungslisten liegen in der 
Telefonvermittlung unter Versdlluß auf. 

2.1.3. Alarmierung 1m Hause 

Die Vermittlung gibt das Stichwort "K.lta~tro­
phenalarm" über Haustelefon oder Rui.1nbge 
an alle Abtet!ung~n und Funkt:()nsbere:dt~ Jur,:h 
(;.I.·U. 
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21 4 :\larmierung außer Haust' ge.ueh (2.1.2.) 

2.1 4.1 Telef(lnlsch mit Einzelanrufen durch die Ver­
m;tt1un~ auf Grund der AlarmierungsListen 

: 1 4 2 T elejon:~ch nach dem Schneeballsvstem 

Der tt'\efonisch durch Einzelanruf erreichte Lei­
ter einer Funktionseinheit alarmiert über sein 
Telefon eventuell mit Hilfe seines Vertreters 
seme Mannsmaft. 

(Vorteil: Verkürzung der Alarmierungszeit auf 
em Drittel, Nachteil: Verzögerun~ der Ein­
treffzeit im Krankenhaus.) 

2.1.4.3. Durch Funk 

(je nach örtlichen Gegebenheiten) 

In Krankenhäusern, in denen das Personal über 
transportable Funk-Rufgeräte verfügt, erfolgt 
die Alarmierung durch Funk. Hiezu ist festzu­
legen, welche der heiden akustischen Informa­
tionen (Dauerton oder unterhrochene Tonfolge) 
für den Katastrophenalarm reserviert wird. 

2.1.4.4. Abholung durch Sammeltransport 

Besteht keine Möglichkeit der Alarmierung 
über Telefon oder Funk, kann durch Sammel­
transport mit Autobus,en oder Krankenkraft­
wagen zugleich alarmJert und abgeholt werden 
(3.2.2.). Dieses Verfahren ist besonders dann 
zweckmäßig, wenn das Personal in Personal­
wohnhäusern oder -wohngemeinschaften unter­
gebracht ist. 

2.1.5. Alarmierung außer Hause ungezielt 

Besteht keine der oben angeführten Mö-glichkei­
ten, verbleibt lediglich die Alarnnierung des 
außer Hause befindlichen Penonals mittels Laut­
sprecherwagens oder Sirenenton durch die Exe­
kutive, das Rote Kreuz und die Feuerwehr oder 
mittels Rundfunkdurchsage (1.5.4.2,). 

2.1.6. Ausweise und Erkennungsschilder 

1.1.6.1. Persönlicht' Ausweise (Abb. 2) 

Die im Katastrophenfall benötigten Kranken­
hausangestellten erhalten persönliche, nach 
Möglichkeit bundeseinheitliche Lichtbildaus­
weise (5.2.3.). 

.. 1/;h 2 .\I"J'" "!TUJ p"'JönJichen AIIJu·t'iuJ 

2.1.6.2. Erkennun!!,,~-h:ldt'T tur Krattfahruu~(' IAbb. 3) 

Empfan~er per"'lnl,dJer .'\ U,,'" e.,,~ (2.1.6.1.) 
erhalten Je naJ-J ;-":ptwenJ:ght',l I ~ht'Dnungs­
schilder mll dem .'\u~dru,:h .. J-..J:J,:·,ph,·nem 
satz" 

Diese Erkennungs .. chdder smd an der Wind­
schutzscheibe anzubnngen und berechtIgen zur 
Passage durch Sperrgebiete (5.2.3.). 

2.1.6.3. Aufbewahnung 

DIe persönlichen Ausweise und dIe Erkennungs­
schilder sind von allen Krankenhau,angehöri­
gen so aufzubewahren, daß sie' jederzeIt zur 
Verfügung stehen. Krankenhausangehörige, die 
zu speziellen Aufgaben eingeteilt sind, haben 
die schriftlichen Anweisungen gemeinsam mit 
den persönlichen Ausweisen und Erkennungs­
schildern aufzubewahren (3.2.2.). 

2.2. Nachrichtenverkehr 

2.2.1. Telefon 
Die Telefonverbindung zu Behörden, den Nach­
schubzentralen und der Einsatzleitung ist eine 
wesentliche Führungshilfe und muß deshalb im 
Katastrophenfall freig.ehalten werden. Zu diesem 
Zweck muß der normale Fernsprechverkehr um­
gestellt werden können: Die Telefonnummer des 
Krankenhauses ist mit Alarmierung auf ein Ton­
band zu schalten (5.1.2.), das alle Anrufer über 
die Sonderaufgabe des Krankenhauses infor­
miert. 

Textvorschlag: "Krankenhaus N. N. Infolge der 
Einlieferung von Verletzten aus dem Katastro­
phengebiet . . . wurde das Krankenhaus zum 
Akutspital. Der Krankenhausbetrieb wurde auf 
diese Aufgabe planmäßig umgestellt; alle Arzte 
und Schwestern, unterstützt von freiwilligen 

Abb. 3. Mllster eines ErkennllngSJchi/deJ für Kraftfahrzellge 

Helfern, werden derzeit für die Versorgung der 
Patienten benötigt. Es können deshalb vorerst 
keine Auskünfte erteilt werden. Ab . . . Uhr 
werden über diese Telefonnummer die Namen 
der aus dem Katastrophengebiet eingelieferten 
Verletzten durchgegeben. Besuche im Kranken­
haus und die Erteilung von persönlichen Aus­
künften sind derzeit nicht möglich. Warten Sie 
weitere Amkünfte über diese Telef"nnummer 
ah" (2.2.6.). (5.1.1.) . 
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2.2.2. Tdet,)n uba Gehe,mnummern 

Ober lwel Gehe:mnummern, die gleidlZeltig mit 
dem A u·;ll)~en des I\.ltastrophenabrms In Be­
trieb genom men werden, soll die teldonisdle 
Abrmierung des Personals und die ständige 
Erreidlbarkeit der Zentralen Führungsstelle 
~idlergestellt werden (1.5.4.3.), (4.2.2.1.), (5.1.3.). 
\iadl einem, den besonderen Bedürfnissen der 
Katastrophensituation entsprecnenden Scnalt­
plan dürfen nur einige wenige Apparate Im 
Krankenhaus nach außen gescnaltet werden. 

Informationen nach außen dürfen nur von der 
Zentralen Führungsstelle oder in ihrem Auftrag 
gegeben werden. 

2.2.3. Funk 

Bei Ausfall des Telefonnetzes muß die Erreich­
barkeit des Krankenhauses durcn Funk sicher­
gestellt werden. Die Funkanlage ist in oder nahe 
der Vermittlung unterzubringen. Solange keine 
ortsfeste Funkanlage eingeridltet ist, muß die 
Zuführung einer fahrbaren Fu~kanlage (von 
freiwilligen Hilfsorganisationen, Exekutive, Bun­
desheer, in Wien: Rettungsdienst) abgespro..nen 
und zugesagt sein (4.1.4.), (4.2.2.2.). 

2.2.4. Boten 

Bei Ausfall des Telefon- und Funkverkehrs ist 
die Kommunikation nacn außen und im Hause 
durcn Boten sicherzustellen. Von der Zentralen 
Führungsstelle sind freie Kräfte für diese Auf­
gabe einzuteilen (3.2.2.). 

2.2.5. Information im Hause 

Um die im Hause T:itigen, aber au.:h die Patien­
ten über die Lage zu informieren, richtet die 
Zentrale Führungsstelle eine Informationsmög­
licnkeit an Patienten und Hausangehörige ein 
(1.5.4.3.), (1.6.), (3.2.2.), (4.1.1.), (5.2.5.). 

Die zentrale Führungsstelle ihrerseits muß stän­
dig über alle Vorgänge im Haus informiert wer­
den. 

2.2.6. Auskunftsstelle für Angehörige 

Von der Zentralen Fiihrungsstelle ist eine Aus­
kunftsstelle einzurichten, die über Namen und 
Befinden der eingelieferten Patienten auf Grund 
der :v1eldungen aus den Stau-, Diagnostik- und 
Behancllung,berei..nen informiert. Diese Stelle i,t 
mügli.:hst ferne der Versorgungsstr age, etwa in 
einem :\febengeb:iude nahe dem Eingang, unter­
zubringen. Die Auskunftsstelle stellt die Liste 
der aufgenommenen Patienten in alphabetis.:her 
Reihenfolge zusammen und veranlaßt ihre 
Dur.:h,age üher Ja, T,)nbJnd (l.l.t.\. (3.2.2.), 
;;.!:i ': 

2.2.7. :\ll~t'mt'lnt' .\u,k.lllir,'telle 

;\;ur Jle Zt'ntrl:': luhrun;!:>,tt'lle Ist allein zu 
einer lllgemt·.n'·:l \u,kuntt,ertetlung berechtigt 
,'~~ .,~2~ 

1.3 Verkehrsregelung 

1.3.1. Kenntlichma..nung der Zufahrten zum Kranken­
haus 
Im Katastrophenf all werden au..n Rettungs­
wagen und Transportmittel eingesetzt, deren 
Fahrer ni..nt über Ortskenntnisse verfügen. Es 
sind daher im weiten Umkreis um das Kranken­
haus und Jn den Ortseinfahrten Hinweistafeln 
aufzustellen. Die Durchführung dieser Maß­
nahme ist mit der politischen Behörde zu be­
sprecnen und von ihr auszuführen (1.5.4.2.), 
(5.2.1.). 

2.3.2. Zufahrtsstraßen 
Wenn es Straßenlage und Verkehrssituation 
erlauben, sollen die Zu- und Abfahrtsstraßen 
um das Krankenhaus als Einbahnstraßen gekenn­
zeicnnet werden (1.5.4.2.), (5.2.1.). 

2.3.3. Verkehrsrcgelung im Krankenhausareal 

Anzustreben ist ein Rundkurs zu und von Jen 
Ankunftsplitzen. Dazu ist audl im Krankenhaus 
eine Einbahnregelunganzustreben (2.4.), (4.3.3.). 
Die Abstellplätze und Halteplätze für Versor­
gungsfahrzeuge (Trink wasser-, Transportfahr­
zeuge, Tankwagen, Trinkwasseraufbereitungs­
geräte, Entwesungsfahrzeuge, :\fa..nsdlubf ahr­
zeuge für Verpflegung- und Medikamenten­
transport) sowie der Hubscnrauberlandeplatz 
müssen so gewählt sein, daß sie den fließenden 
Verkehr nidlt behindern (4.1.2.), (4.1.3.), (4.1.4.), 
(4.1.5.). \feben den Hinweistafeln sind für die 
Rettungs- und Transporrfahrzeuge Bodenmar­
kierungen anzubringen (4.3.3.). 

2.4. Versorgungsstrat;e (Abb. 4) 

Eine rationelle Versorgung der Patienten ist beim 
Massenanfall nur mögli.:h, wenn die Patienten­
bewegung aussdlließli..n in einer Ricntung erfolgt. 
Diese Einbahn-Versorgungsstraße beginnt in einem 
Stau raum und führt über die Untersud1:Ungsräume 
und die be'ionderen diagnostiscnen Bereicne (Rönt­
gen und Labor) zu einer präoperativen Intensiv­
pflegestation, weiter zu den Behandlungsräumen 
(OperJtionstrakt) und endet in den Pflegestatio­
nen. Abzweigungen führen einerseits in die Be­
handlungsräume für Lei..ntverletzte, andererseits 
in einen [solierraum. in dem die hoffnungslo'ien 
Fälle unterzubnn?:en sind. Dieser lsolierraum soll 
nahe Jer Prl,,~ktur bzw. bei den Lei..nenr:iumen 
lie~en. 

2.4.1. StJuraum 

Im 5tauraum werden die eingelieferten Patienten 
lbgelegt. HIer erfolgt eine erste Auswahl na.:h 
Jer Dr:ngL.:hkeit ihrer BehanJlung {Triage' 'und 
J.e\bs\mJerung der geborgenen Ver't<>rh"nl·n. 
dIe Im Katastrophenfall oft mit tllS Krml\l·n· 
haus gebracnt werden sOWIe der hnffnung,l'hen 
Fälle (3.2.2.). 

Eine genügend gro{~e Zahl 
keiten (fahrbare Betten. 

vnn Lie~em\)~li.:h­

Kr 1 n k t' n t r .1 n 'p, • r t . 
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wagenl ist vorzusehen \~.~.3.1. Diese sollen für 
Rl1ntgmstrahlen durdllä~slg sein und einen 
Hiektenkorb, lnfu~I\~nmänder und Seitengitter 
hahen. 

Um eme rasdle Pa~~agt' der Rettung~mannschaft 
durch den 5tauraum zu ermöglldlen. ist auch 
hier ein Rundkun zweckmäßig (getrennter Ein­
und Ausgang, Bodenmarkierungen zur Orientie­
rung) (2.3.3.), (4.3.3.). 

Als Stauraum kommen in Frage: Eingangshalle, 
Turnsaal, Hörsaal. Gute Beleuchtungsverhält-

nisse und em~ f!t.'nu,:<·nJf Zah: \ "n \'erh,nJung'­
türen zu den an~ren7t'ndt.'n Raumt.'n ~(lWle An­
schlußmilgJ.L·hkett'n tur fahrbare ,l:agnc.stisdle 
und therap< "1 "he (.nale '·n,j t.'rh.rdt'rl1'+~ 
(4.2.1. ) 

2.4.2. Untersuchunpraume 

ln ihnm soll die Behandlunppriorität (Triage) 
durch eingt'hende UnterSud1ung festgelegt wer­
den (1.4.). (1.5.3.), (3.2.2.), (4.2.1.), (4.3.3.), 
(5.3.3.). 

VERSORGUNGSSTRASSE 
Verteilung der Opfer 

LABOR T UNTERSUCHUNGS­
RÄUME 

Abb. 4. '·euorgu'lgJJ/,aß. 

+ 
I RÖNTGEN 
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2.4.3. Pril1pt'r.ltlve IntensIvpflegestation 

Hier erfolgt die S<.:ho<.:kbehandlung und Vor­
bereitung zur operativen Versorgung (3.2.2.). 
Oft wird nur eine euppenweise Versorgung der 
Opfer mögli<.:h sein. Beatmungsgeräte und Saug­
vorri<.:htungen müssen vorhanden sein (4.2.1.), 
(4.3.3.), (5.3.3.). 

2.4.4. Pflegezone 

Um die Behandlung zu vereinfachen, ist es 
zweckmäßig, die Katastrophenopfer nicht unter 
die schon im Hause befindlichen Patienten zu 
verteilen. Es sollen deshalb ganze Behandlungs­
einheit'en für die Katastrophenopfer freigemacht 
werden (4.3.3.), (5.4.2.). 

2.4.5. Behandlungsräume für Leichtverletzte 

Die Behandlung der Leichtverletzten erfolgt in 
eigenen Riumen (z. B. des Ambulatoriums) 
(3.2.2.), (4.3.3.). Leichtverletzte, die nach der 
Erstversorgung entlassen werden könn~n, sollen 
mit dem eigentlichen Krankenhausbetrieb gar 
nicht in Beriihrung kommen. Sie werden nach 
der Versorgung zur ambulanten Weiterbehand­
lung möglichst an andere Behandlungsstellen 
(Ambulatorium, Ordinationen) abgegeben. 

2.4.6. Isolierraum 

In diesem sollen - möglichst abseits der Ver­
sorgungsstraße - jene Patienten betreut werden, 
die unter dem Druck des Massenanfalls vorerst 
als chancenlos angesehen werden müssen (3.2.2.), 
(4.3.3.). Kurze Wegstrecken zur Prosektur bzw. 
zu den Leichenräumen sind anzustreben. 

2.5. Dokumentation 

Beim Massenanfall ist die übliche Administrmon 
der Patientenaufnahme und der Dokumentation 
der Befunde nicht durchführbar. Trotzdem muß 
eine Kurzdokumenration erfolgen. 

2.5.1. Kurzdokumentation, Registratur 

Oft sind ~amen und Personaldaten der Opfer 
vorerst nicht zu ermitteln. Deshalb muß jeder 
Patient unmittelbar nach seiner Einlieferung von 
der im Stauraum eingerichteten Registratur eine 
vorbereitete Nummer erhalten (3.2.2.). Eine 
analog numerierte Kurzkrankengeschichte (be­
währt haben sich die üblichen Krankenblätter 
für ambulante Patienten) ist am Transportwagen 
nder Bett des Verletzten zu fixieren. Diese hat 
gl~ichnumerierte Abreißblätter zu enthalten, die 
als Zuweisungsscheine ZlU Röntgen- und Labor­
unter9uchungen bzw. anderen Konsiliarunter­
mchungen dienen. Die darauf vermerkten Be­
funde k<>mmen wieder zum Patienten zurück. 
Fh('n,,' h.lben ln gefertigte Röntgenbilder beim 
Plr ,'n',>n tU vanlelben. Vom Verletzten allen­
f all'lu, d~r 1\ .1ta'itrophenzone mitgebrachte 
V t'r~ :.Jn,lt·rc'nht'~It', r,,-heine sind der Kurzkran­
k~n~c"L'h:,-hte bt'i/:lhefren. in der schlließlich der 
Trll>(l'.lrlt iClnt:n lh·tund 'i<.:hlagwortartig fest­
hilt . -I .3 :; \. 

2.5.2. Effekten 
Die Effekten und Kleider der Patienten sind 
in vorbereitete mit der Patientennummer ver­
sehenen Plastiksäcken unterzubringen, in denen 
auch die vom Patienten mitgebrachten Wert­
gegenstände sicherzustellen sind. 
Die rasche Entfernung der Effektensä<.:ke in 
eigene Vorratsräume (Keller) ist vOr7.ubereiten 
(4.1.6.). 

2.6. Ausweichunterkünfte (Annexspitäler) 

Bei drohender Oberfüllung des Krankenhauses 
bzw. bei Gefährdung von Teilen des Kranken­
hauses kann die Evakuierung von Patienten in 
nahegelegene Ausweichunterkünfte, die als Aus­
weichkrankenhäuser in Frage kommen, notwendig 
werden. Geeignete Objekte (Hotels, Schulen, 
Schwesternhäuser, Amtsgebäude) sind von der poli­
tischen Behörde zu erkunden, die Berechtigung 
zu ihrer Benützung ist mit den Eigentümern zu 
vereinbaren. 

3. Per>Onelle Vorbereitungen 
Die Auss<.:höpfung der Leistungsfähigkeit des vor­
handenen Krankenhauspersonats durch erhöhten 
und rationellen Einsatz bei ausreichenden Erho­
lungspausen stellt die wichtigste Voraussetzung zur 
Bewältigung einer Katastrophensituation dar. 

3.1. Katastrophenplan - beauftragter Arzt 
Von der Krankenhausdirektion ist ein Kat.-Plan­
beauftra,gter Arzt (1.8.) zu bestimmen. Seine Auf­
gabe besteht u. a. darin, die durch Änderungen 
der Struktur oder bauli<.:hen Situation im KrJn­
kenhaus erforderli<.:h werdenden Ergänzungen des 
Katl>trophenplanes vorzus,--hlagen. 

.3.2. Information 
Das im Krankenhaus tätige Personal aller Bereiche 
ist über die speziellen Merkmale von Katastrophen 
und die besonderen medizinischen Vorgangsweisen 
zu informieren. 

3.2.1. Informationsziel für 

3.2.1.1. Krankenhausführung und leitende Ärzte (Ab­
teillUngsvorstärule und Oberärzte): 
Kenntnis der Grundsätze des Katastrophen­
managements; für leitende Ärzte zusätzlich: 

Kenntnisse der Grundsätze und TeL-hnik der 
Triage. 

3.2.1.2. alle: 
Kenntnis der lebens rettenden Sofortmaßnah-
men, 

Kenntni, Je, '>PICl1s- Kat.-Planes, 
KenntniS J~r ,pezlc'lIen persönlichen Aufg.lben. 

3.2.2. Durchführung 

3.2.2.1. Informaw>n der Krlnkenhausführung und der 
leiten·den ;-\ r1.te 
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DIe Information der Krankt.'nhau~juhrung. der 
Abteilungwor<.tänJ~ und Ot>erarltt' Iq zu orga­
nl'leren. 

-' 2.2.2 "'+'IJ1un~ tur alk 

Der Kat. ·Plan ·beauttra)!te Arzt Or)!anislert vor 
allem die Schulung in lebensrettenden Sofort­
maßnahmen und unterrichtet selbst da~ Per­
sonal über den Kat.-Plan und die speziellen 
per,önlichen Aufgaben (3.3.2.) 

3.3. PenonaJem,atz und ,pezlelle penonhche Aufgaben 

3.3.1. Erfassung 

Das Eintreffen der alarmierten Krankenhaus­
angehörigen ist nach Möglichkeit von der Zen­
tralen Führungsstelle mit Uhrzeit in einer Per­
sonalliste zu vermerken (5.2.2.). 

Grundsätzlich begeben sich die Alarmierten an 
ihre üblichen Arbeitsplätze. Ausnahmen bilden 
die Krankenhausangehörigen, die eine spezielle 
persönliche Aufgabe zu erfüllen haben (1.5.4.2.). 
(1.7.2.). 

3.3.2. Spezielle Aufgaben 

Besetzung von 

Stauraum (2.4.1.) 

Registratur im Stauraum (2.5.1.) 

Untersuchungsräumen (2.4.2.) 

Präoperativer Intensivpflegestation (2.4.3.) 

Behandlungsräumen für Leichtverletzte (2.4.5.) 

Isolierraum (2.4.6.) 

Effektenlager (4.1.6.) 

Transportdienst zur Personalabholung 
(2.1.4.5.) 

Liftbegleiter (5.2.7.) 

Boten (2.2.4.) 

Informationsstellen (2.2.5.), (2.2.6.), (2.2.7.) 

Hubschrauberlandeplatz (4.1.3.). 

Die zur Besetzung dieser Stellen benötigten 
Krankenhausangehörigen sind vor allem aus Be­
reichen zu bestimmen, die zur Behandlung der 
Katastrophenopfer primär nicht benötigt wer­
den, z. B. Ambulanzen, Teile der Administration 
und des Sozialdienstes (1.5.4.2.). Der Kat.-Plan­
Beauftragte erstellt eine Liste jener Kranken­
hausangehörigen, die spezielle Aufgaben durch­
zuführen haben und arbeitet eine schriftliche 
Dienstanweisung für jeden aus (3.1.). 

Diese schriftliche Dienstanweisung haben Kran­
kenhausangehörige, denen spezielle Aufgaben 
zugewiesen werden, gemeinsam mit dem Per­
sonalausweis zu verwahren (2.1.6.3.). Die An­
weisung hat in Schlagworten zu enthalten: 

den On des speziellen Einsatzes, 

die Art der Tätigkeit. 

3.4. Hausfremdes Personal 

Hilfskräfte, die dem Krankenhau~ 1 ur \' t'T'lark ung 
seiner Versorgungsleistung zugeiiJhr: '" ,·den (freI' 
willige Helfer, Schwestern und Arltt' au· allJeren 
Krankenhäusern), sind entsprechenJ ,hrl'nl Au~­
bildungsstand und dem Bedarf von der Zentralen 
Führungsstelle einzuweisen bzw. den leItenden 
Arzten und Schwestern in ihren Funktionsberei­
chen zuzuteilen (1.5.4.2.), (5.3.2.). 

3.5. Ablmedienst 

Im Katastrophenfall ist oft durch lange Zeit eIne 
intensive Arbeitsleistung erforderlich. Um diese 
sicherzustellen, müssen ausreichende Ruhe- und 
Erholungsmöglichkeiten für das im Krankenhaus 
verbleibende Personal geschaffen werden (4.1.7.). 

Die Abteilungen und die übrigen Funktionsbereiche 
organisieren selbst Ablöse und überschlagenden 
Personaleinsatz (5.3.2.). 

4. Materielle Vorbereitungen 

4.1. Bauliche Vorbereitungen 

4.1.1. Versorgungsstraße 

Erfordernisse: 

Die Verbindungstüren zwischen den Räumen 
der Versorgungsstraße müssen für fahrbare 
KrankentranspoTtwagen und fahrbare Betten 
passierbar sein. 

Niveauunterschiede (Stufen) müssen durch vor­
bereitete Holzkeile für fahrbare Geräte, Betten 
und Krankentransportwagen behelfsmäßig be­
fahrbar gemacht werden (Lagerung der Holz­
keile im Keller) (4.1.6.). 

Haustelefonanschlüsse müssen in allen Funk­
tionsräumen der Versorgungsstraße installiert 
sein (2.2.5.). 

4.1.2. ~. asserversorgung 

Der Minimalbedarf an Wasser wird pro chirur­
gischem Bett auf täglich 150 Liter geschätzt. Es 
ist sicherzustellen, daß bei Ausfall der öffent­
lichen ~'asserleitung das Krankenhaus notfall­
mäßig aus spitalseigenen Brunnen mit Wasser 
versorgt werxlen kann. Wasseraufbereitungs­
geräte sollen vorhanden oder deren Bereitstel­
lung durch freiwillige Hilfsorganisationen muß 
gewährleistet sein (1.5.4.2.). 

Erweist sich die Wasserversorgung des Kranken­
hauses aus Tankwagen als erforderlich, so müs­
sen die Abstellplätze für die Tankwagen außer­
halb des Einbahnverkehrs im Krankenhausareal 
angelegt werden (2.3.3.). 

4.1.3. Hubschrauberlandeplatz 

Innerhalb des Krankenhausareals oder möglichst 
nahe dem Krankenhaus ist ein Hubschrauber­
landeplatz \'orzusehen. Für seine AnJegung und 
Kenntlichmachung sind die geltenden \'orschrif­
ten einzuhalten. 
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Oll' Zu- unJ .\btahrtmraßen zum Landeplatz 
-;ollen mLlglidm asphaltiert und für Tank-, 
Krankenkraitt ahrzeuge und Krankentransport­
wagen befahrbar sein. 

4.1.4. Abstellplatz für Funkwagen 

Ein Abstellplatz für Funkwagen ist außerhalb 
des Einbahnverkehrs vorzusehen (2.2.3.), (2.3.3.), 
(4.2.2.). Die telefonische Verbindung vom Funk­
wagen zur Vermittlung bzw. zur Zentralen Füh­
rungsstelle muß durch eine transportable Tele­
fon-Leitung sichergestellt sein. 

4.1.5. Abstellplätze für Versorgungsfahrzeuge, Ent­
wesungsfahrzeuge, Leichentransportwagen 

Diese haben entsprechend der inneren Struktur 
des Krankenhauses (Lagerräume, Hausapotheke, 
Leichenräume) so gewählt zu werden, daß die 
Transportwege möglichst kurz sind und der Ein­
bahnverkehr im Krankenhaus nicht behindert 
wird. Bodenmarkierungen und Hinweistafeln 
sind vorzubereiten (2.3.3.). (4.3.3.). 

4.1.6. Lagerräume 

Eine ausreiLhende Zahl von Lagerräumen im 
Keller bzw. im Dachgeschoß des Krankenhauses 
ist notwendig, um Geräte und \1aterialien unter­
zubringen, die in der Katastrophensituation be­
nötigt werden (2.5.1.), (4.2.1.), (4.3.3.), (4.3.4.), 
(4.3.5.), (4.3.6.). Außerdem werden Lagerräume 
gebraucht, in denen die Effekten der Opfer auf­
gehoben werden können (2.5.2.). Diese Räume 
müssen ebenso wie alle anderen Funktionsräume 
der Versorgungsstraße im Katastrophenfall 
durch BesLhriftung kenntliLh gema.:ht werden 
(5.3.1.). 

4.1.7. Erholungsräume für das Personal 

Im Widmungsplan des Krankenhauses sind 
Räume vorzusehen, die der Erholung des Per­
sonals während der Ruhepausen dienen sollen. 

4.1.8. Massenunrerkünfte 

Entlassungsbedürftige Patienten, die in der Kata­
strophensituation nicht entlassen werden kön­
nen, sollen zwecks Freimachung von Spitalsbet­
ten in Massenunrerkünften zusammengefaßt 
werden. Geeignete Räume sind vorzubereiten 
(1 5,3.\. (5.2.8.). (5.4.2.). 

4.2.1. "intbeleu.:hrung-Srromans.:hlüsse 

GeraJe In einem Karalrrnphent.IiI ist es mög­
li.:h. Jal\ J:e ')trllmvt'r",rgung ausfällt. Die Lei­
'it\lng J,., '\.. ·hr r, '!lll!,:r"!lh muß .llle wl.:htigen 
Kr i"~ ..• 1" .': ~'" '1, ,'11 1'ln.1I\lg .. c'ro;orgen 
k.,n ,':1 I·" \:.ll.':I·.! 1'",'ln "t aUL·h die früh­
U.: ge \·,·r,. "!l11g .li~t"r R.lUme Jer Versor­
~ung"r ~lI;c' '"Tl t ')tr,'m ",'rzCllehen. 

Eine lli,rt'lch",nJe 71hl V,ln Batterie-Handlam­
[,t'TI;:1'! BJ:r"~,, rl'ch<,~: 1mrt'n "t vorzuberei-

ten. Ihre Lagerung und Wartung erfolgt gemein­
sam mit den übrigen für die Katastrophensitua­
tion vorgesehenen Vorräten (4.1.6.). 

Steckdosen müssen in allen Räumen der Ver­
sorgungsstraße vorhanden sein, in denen f ahr­
bare elektrische Untersuchungsgeräce (EKG, 
Bildverstärker, Saugpumpen) und fahrbare Lam­
pen eingesetzt werden (2.4.2.), (2.4.3.). 

4.2.2. Nachrichtenmittel - Telefon - Funk 

4.2.2.1. Geheimnummern 
Jedes Krankenhaus soll über zwei Geheimnum­
mern verfügen, die mit der Umstellung des 
Vermittlungsbetriebes ab Auslösung des Kat.­
Alarms eingeschaltet werd.en und für die Füh­
rungsgespräche freizuhalten sind (1.5.4.3.), 
(2.2.2.), (5.1.3.). 

4.2.2.2. Ausstattung mit Funk 
Bis zur Ausstattung mit einer spitalseigenen 
Funkanlage ist die :\bstellung eines dem Kran­
kenhaus von auswärts zuzuführenden Funk­
wagens vorzusehen (2.2.3.), (4.1.4.). 

4.3. Vorräte 

4.3.1. Medikamente, Verbandstoffe, Verbandmaterial 

Ein Vorrat an Medikamenten und Verbandstof­
fen für mindestens drei Wochen, bezogen auf 
die mögliche Versorgungsleistung, ist anzulegen 
(1.7.1.). 

Da SLhockprophylaxe und -therapie in der ersten 
Phase bei Katastrophen vorrangige Maßnahmen 
sind, kommt der Standardisierung von kolloida­
len Volumenersatzlösungen und Wasser-Elektro­
lyt-Lösungen besondere Bedeutung zu. Wegen 
der Vielzahl der im Handel befindliLhen Elek­
trolytlösungen müssen für die Bevorratung 
sokhe gewählt werden, die den Erfordernissen 
der Soforttherapie entsprechen. Dabei ist zu be­
rücksichtigen, daß das erste Ziel der Infusions­
therapie darin besteht, Grobkorrekturen durch­
zuführen. 

Alle Medikamente sollen im Umwälzverfahren 
ergänzt werden. Bei der Ermittlung der Vor­
ratsmenge ist zu berücksichtigen, daß die aus 
dem Katastrophengebiet eingelieferten Opfer oft 
Blutersatzstoffe und Infusionslösungen sowie 
Verbandstoffe und -material aus der Erstau>stJc­
wng der Knnkenkratrwagen erhalten. Die Fnt­
lUSStlttung der Krankenkraftwagen ISt auo; de::n 
Beständen des Kran kenhauses zu ergänzen, um 
die volle Leistung,tihlgkeit der Einsatzfahrzeuge 
wieder herzu'itellen. 

4.3.2. Blutero;atz 
Die:: (Jrgln I ,ar ,»n Ja Bc'o;.:haffung lUirt" c-h,'rdt'r 
\1engen \'"n Blut mui~ vor lllem dur,h J:e 
Intensl\ilerun~ der "lOst 1m Krankenhlus.:e· 
übten Methllde erreic:ht werde::n. Sotern Spt.'n­
derblut ntlrmalerwe::ise im Krankenhaus ahge­
nommen w:rd. ",li J:e Abnlhmestelle ab,e;t, Ja 
V<'f'''r:':'..ln'':'''rll~e 2 4 t"nger<htet .ein 
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l>lt' \'t'r,ündlgung der Riul'pt'nder 1st mit den 
tre,wilJlgen HiJfsorganl~atlonen In Anlehnung an 
da' ubllche Praktik abzu<;rred!en (1.5.4.2.). Ob 
dlt Spender über Rundtunk oder Lautsprecher­
\\ agen verständigt werdt'n <;pllen. entsd!eidet die 
I ,n,atzleitung (abhängig ,on der lage im Kata­
strophengebiet, besonders der \' er kehrsl age). 

4.3.3. Beschriftungen 

Für die Funktionsräume der Versorgungsstraße 
(Stauraum, Triage- und Diagnostikräume, Regi­
stratur, präoperative Intensl\'pflegestatIon), für 
den Sitz der Zentralen Führungssteilt und die 
Abstellplätze sind Hinweistafeln und Aufschrif­
ten anzufertigen (2.3.3.), (2.4.1.), (2.4.2.), (2.4.3.), 
(2.4.4.), (2.4.5.), (2.4.6.), (5.3.1.). 

Für Räume mit Einbahnverkehr (Stauraum, 
Gänge) sind die Aufschriften "Eingang" -
»Ausgang" sowie an der Wand anzubringende 
Hinweispfeile und weiters Bodenmarkierungen 
vorzubereiten (2.3.1.), (2.3.3.). 

4.3.4. Funktionsschilder für das Personal 
Für das Personal, das im Bereich der Versor­
gungsstraße eingesetzt wird und somit mit den 
Rettungsmannschaften in Kontakt kommt, sol­
len ansteck bare Schilder vorbereitet sein, die die 
Funktion ihres Trägers ausweisen (Triagearzt, 
Schockdienst, Träger, Registratur, Labor, Rönt­
gen, Lift, Information usw.) (5.3.2.). 

4.3.5. Dokumentationsmaterial 

Fortlaufend numerierte Kurzkrankengeschich­
ten, z. B. die üblicherweise gebrauchten Ambu­
lanzkrankenblätter, samt gleichnumerierten Ab­
reißscheinen, die als Zuweisung für Röntgen­
oder Laboruntersuchungen dienen und analog 
numerierte Tafeln für die Opfer sowie für die 
Effektensäcke sind vorrätig zu halten (2.5.1.), 
( 4.1.6.). 

4.3.6. 'X'äsche 
Da beim Massenanfall von Verletzten der nor­
male Wäsd!eyorrat nid!t ausreichen wird, ist ein 
entsprechender zusätzlicher Vorrat an Einmal­
wäsche anzulegen und in den Räumen für die 
Aufbewahrung von Katastrophenmaterialien 
unterzubringen. Die Einmalwäsche soll vor 
allem im Stau raum und in den Schock- und 
Triageräumen verwendet werden (4.1.6.). 

4.3.7. Raum für Katastrophenmaterialien 
Alle für einen Katastrophenfall notwendigen 
Materialien müssen in einem eigenen Raum vor­
rätig gehalten und regelmäßig auf Funktions­
tüchtigkeit überprüft werden. 

5. Sofortmaßnahmen im Katastrophenfall 

5.1. Alarmierung 

5.1.1. Auslösung des Alarms 

Der Alarm wird durch den ärztlichen Leiter 
oder seinen Stellvertreter ausgelöst (1.5.), (2.1.1.). 
Dieser legt auch den Text für die Tonband­
information fest (2.2.1.). 

5.1.2. Umstellung d ... , T ... let(\n, aut T"n:)anJ 

Das Teleton wirJ dur,!J d.t' \'ermilt!ung auf 
Tonband umgt'<tt'11t ,2,2 1 

5.1.3. Inbetriebnahm~ Jn ('t'he,ll,:lull1ll1<"r'l 

Die Geheimnummern de<. Krankenhau~es wer­
den in Betrieb genommen und die Führungs­
apparate im Raum der Zentralen Führungsstelle 
eingeschaltet (1.5.4.3.), (2.2.2.), (4.2.2.1.). 

5.1.4. Alarmierung der Funktionsbereiche des Kran­
kenhauses 

Die verschiedenen Funktionsberciche des Kran­
kenhauses werden laut Alarmanweisung alar­
miert (1.5.4.2.), (2.1.3.). 

5.1.5. Alanriierung des Personals außer Hause 

Das nicht im Dienst stehende Personal wird 
laut Alarmierungslisten (2.1.2.) verständigt 
(2.1.4.1.), (2.1.4.2.), (2.1.4.3.). 

Welches Alarmierungssystem bei Ausfall des 
Telefons angewendet wird, entscheidet der Kran­
kenhausdirektor nach Maßgabe der Lage 
(1.5.4.2.). 

5.2. Besetzung der Zentralen Führungsstelle 

Sie veranlaßt : 

5.2.1. Kontakte 
mit dem Einsatzkommando 1m Katastrophen­
gebiet 

mit der Landessanitätsdirektion 

mit der Exekutive (1.5.4.2.), (2.3.1.), (2.3.2.). 

5.2.2. Erfassung des eintreffenden Personals 
Beim Personaleingang wird das eintreffende 
Personal listenmäßig erfaßt (3.3.1.). Der aktu­
elle Personal stand wird halbstündig der Füh­
rungsstelle gemeldet. 

5.2.3. Zernierung des Krankenhausareals 

Das Krankenhausareal wird durch die Exeku­
tive abgeriegelt, alle Hauseingänge außer den 
Ein- und Ausgangstüren in den Stau raum und 
dem Personaleingang werden durch Portiere ge­
sperrt (2.1.6.1.), (2.1.6.2.). 

5.2.4. Entfernung der Besucher 

Das Krankenhauspersonal veranlaßt anwesende 
Besucher, das Krankenhaus z.u verlassen. 

5.2.5. Einrichtung der Informarionsstellen 
(1.5.4.3.), (2.2.5.), (2.2.6.), (2.2.7.), (3.3.2.). 

5.2.6. Ausgabe der Materialjen 

Beschriftungen, Hinweistafeln. Dok umentations­
material, Effektensäcke, Wäsche etc. werden aus 
den Lagerräumen behoben (2.5.2.), (4.1.6.), 
(4.2.1.), (4.3.3.), (4.3.4.), (4.3.5.). (4.3.6.). 

5.2.7. Umstellung der Lifte auf Betrieb mit Liftbeglei­
tern 
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Um e,nen :;L'(lrdnett'n Verkehr zwis..:hen dt'n 
Sto.:kwcrken "..:herzustellen, und als elOe der 
Maßnahmen zur Panik prophylaxe werden freie 
Kräfte olls Liftbegleiter eingesetzt (1.6.), (3.3.1.). 

5 . .'!.S. Aufstellung von Notliegen in Massenumerkünf­
ten 

In den im Widmungsplan als Massenquartiere 
von Patienten vorgesehenen Räumen werden 
Notliegen aufgestellt (1.5.3.), (4.1.8.), (5.4.2.). 

5.3. Versorgungsstraße 

5.3.1. Kenmlichmadwng der Funktionsräume 

Von der Zentralen Führungsstelle werden 
Organe damit beauftragt, die Funktionsräume 
der Versorgungsstraße (2.4.) durch Anbringen 
der Beschriftungen, Hinweistafeln und Boden­
markierungen kenntli..n zu machen (2.3.3.), 
(2.4.1.), (1.4.2.), (2.4.3.), (1.·1-.4.), (2.45.), (1.4.6.), 
(4.1.6.), (4.3.3.). 

5.3.2. Besetzung der Funktiomräume 

Unmittelbar na..:h Alarmierung der Funktions­
berei..ne des Krankenhauses (5.1.-1-.), werden vor­
erst die Funktionsräume der Versorgungs,traße 
(2.4.) (Stauraum, Untersu..nungsräume, Labor, 
Röntgen, Intensi vpflegestation) mit Angehörigen 
der Dienstmanns..:haft besetzt (diensthabenden 
Arzte, Schwestern, Helfer). Sie werden durch 
von auswärts eintreffendes Personal verstärkt 
bzw. abgelöst (3.4.), (3.5.), (4.3.4.). 

5.3.3. Einrichtung der Funktionsräume 

Die Funktionsräume der Versorgung,straße wer­
den von dazu beauftragten Organen eln;,:ertch­
tet, die nicht unmittelbar mit der Beherrsd1ung 
der Katastrophe befaßt sind (1.5.4.2.). Vor­
dringlich sind Krankentransportwagen und f ahr­
bare B.etten in den Stau raum zu bringen (2.4.1.). 
Wie rasch dies erfolgen kann, ergibt sich aus 
der hausinternen Situation (zentrales Betten­
lager, zentrale Krankentransportwagen-Sammel­
stelle, Verteilung der Krankentransportwagen 
auf Stationen und Ambulanzen). 

Woher die notwendige medizinische Ausstattung 
der Funktionsräume (fahrbare Lampen, fahrbare 
Röntgenbildwandler, fahrbares EKG, Anästhesie­
gerät, Kleiderscheren, Verbandmaterial usw.) 
herbeige5chafft wird, muß festgelegt sein (.2.-1- . .2.), 
i 2.-1-.3.1. 

5.4. Stopp Jer R'lutlnt'arbelt 

Die Um,tt'llung Je, Krankenhlu,betrtebe5 auf ~1as­
sen\ier,nn;un~ ZWIO~t d.llu. Viele Im medizinischen 
Allug "eLihte Prakt;ken tallemulassen. Bei den zu 
trett"!1,!\'n \hlln \h'"en ,t Ji e ,pa't'lle Kau-;tro­
ph,·,." ",,' ,"1 1:1 1.""".,1-. I .. ~~n R \!a,sen-
untl' l !~. 1~1,1 ,.ft" \ tL'" J'1':"',1~lilil) 

5.4.1. B,·tr~n ,t at ,'n 

Par ell[en. Je Jur,h .hr<' I m'l"ung nicht ge­
rlhl.J"t wc'r,ien. 'T\,,,,,'n lh der 5tationären 

Pflege entlassen werden. Da eine Akutentlassung 
oft nidlt möglich sein wird, sind entlassungs­
fähige Patienten in Sammelräumen zu konzen­
trieren und eventuell in Massenunterkünften Im 
Krankenhaus oder in Auswei..nunterkünften 
unterzubringen (1..5.3.), (2.6.), (-U.8.), (5.2.8.). 

Verbleibende Patienten sind zu konzentrieren, 
um andere Pflegeeinheiten für die Aufnahme 
der Katastrophenopfer freizumachen (2.4.4.). 

Der jeweils aktuelle Bettenstand wird halbstün­
dig der Führungsste!le gemeldet. 

5.4.2. Operationstrakt 
Im Gange befindliche Operationen müssen be­
endet werden. Alle Programmoperationen Sind 
abzusetzen. Die Sterilisationsanlagen sind sofort 
einzuschalten. Die rationelle Auslastung der Ste­
rilisacionsanlagen soll eine ausrei..nende Versor­
gung aller Operationseinheiten mit steriler 
Wäsche und sterilen Instrumenten gewährleisten. 

5.5. Information der Zentralen Führungsstelle 

Alle Funktionseinhclten müssen in regelmäßigen 
Abständen die Zt'ntrlle Führungsstelle über die 
aktuelle Lage informieren, 

6. Kat.-Plan-Übungen im Krankenhaus 

Die Dur..:hführung Jer im Kat.-Plan vorgesehenen 
Umstellung des Krankenhau'ies auf die besonderen 
Bedürfnisse, die aus der .\1assenversorgung von 
Opfern erwa..:hsen, mu!~ durch praktische übungen 
erprobt werden. 

6.1. übungsziele 
Jede Cbung Ist ;0 zu planen, daß eines oder 
mehrere der unten mgetührten Übun~5ziele 
t:rrelcht werden. 

6.1.1. Durchführbarkeit 
Trotz exakter Planung können nicht alle Fak­
toren vorausgesehen werden, die die Verwirk­
lichung des Kat.-Planes in Frage stellen könn­
ten. Wichtigstes Zid der ersten Übungen mit 
simuliertem Ablauf mug es daher sein, die 
Durchführbarkeit des Gesamtkonzeptes und der 
einzelnen Teile des Kat.-Planes zu beweisen. 

6.1.2. Zeitaufwand 
Der tatsächliche Zeitaufwand für die U mstel­
lun~ Je, Krankenhausbetriebes luf d,e ""r,chle­
elenen Pha'en der Katastrophenhehar,.;hung 
we,cht meist erheblich von den ge,chatzten Zei­
ten Jb. D.lbei ;pielt die Ausgangs,itultlOn, in 
eier "c:h Jas sanze Krankenhaus ,)der Teile Jes 
Spitales zum Zeitpunkt der Alarmierung bef:n­
den. eine wid1tige Rolle. Die Umstellun",zeltc'n 
bel In~eSJ~ten übungen liegen ;ters wt"t unter 
Jer llbachllch erforderlichen l'm,te,!.r12·/. : 

6.1.3. Training 
Erst wenn die reelle Chance tiir J:e Verw r k· 
lichung des Kat.-Planes unJ J,e n,·'\VenJ :;l' /\·t 
für die Durchführun~ Jer 1 '!1l,tdl:1": !'''K ;n": 
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sind. hahen t ' hunf!en );nn. die da, Personal 
schulen ~ollen. 

Dle~t' Chungen ",lien dazu führen, die Alarmie­
rIJn~'It':t und (1. .. Anlaufphase zu verkürzen~ 
d.!, lu'ammenwlrken in den neuen Funktions­
bt'reiL+,~n zu verbessern und schließlich alle Spi­
tahangehärigen von der Notwendigkeit der 
Kaw'frophenvorsorge zu überzeugen. 

6.2. PraktiSl.-he Durchführung 

Die übung des gesamten Kat.· Plane, ISt ()hne 
erhebliche Behinderung der Aufgaben. die em 
Krankenhaus im medizinischen Alltag zu erfüllen 
hat, nicht möglich. Zudem führt jede nicht als 
Übung angesagte Simulation einer Katastrophen­
situation zu Unsich·erheit und Unruhe bei allen 
Betroffenen, bis das Geschehen als übung dekla­
riert wird. 

6.2.1. Teilübungen 

Die Durchführbarkeit des Kat.-Planes und der 
hiefür benötigte Zeitaufwand sind deshalb durch 
Teilübungen festzustellen, weil auf diesem \X' ege 
der Behandlungs- und Pflegebereich im Kran­
kenhaus kaum gestört wird. Außerdem sollen 
unbedingt alle notwendig werdenden haus.inter­
nen Betriebsänderungen. wie etwa die Schließung 
oder Verlegung von Stationen (2.6.), zu prak­
tischen Übungen genützt werden. 

Folgende übungen können einzeln oder in Kom­
bination ohne wesentliche Behinderung des 
Krankenhausbetriebes im medizinischen Alltag 
durchgeführt werden: 

Alarmierung (von Teilen oder des gesamten) 
nicht diensthabenden Personals (5.1.5.) 

Besetzung der Zentralen Führungsstelle (mit 
Planspiel einer angenommenen Katastrophen­
situation) (5.2.) 

Besetzung der Funktionsräume der Versorgungs­
straße (5.3.2.) 

Triageübungen mit Simulanten (1.4.) 

Umstellung auf Notstromversorgung (4.2.1.) 
Umstellung auf Brunnenwasserversorgung, 
Tankwasserversorgung (4.1.2.) 

Evakuierung (2.6.) 

Einrichtung von Massenquartieren 1m Kranken­
haus (4.1.8.) 

Mitwirkung bei der Einrichtung von Ausweich­
behandlungsstellen in Ausweichkrankenhäusern 
(2.6.). 

6.2.2. Angesagte übungen 

6.2.2.1. übungsleiter 

Der übungsleiter kündigt die übung allen Teil­
nehmern rechtzeitig an. Mit übungsbeginn wird 
die übungslage (übungsannahme) bekannt­
grgeben und der übungsbereich und das 
übunpziel mitgetrilt. 

6.2.2.2. übungsüberwachunf! 

Qualifizierte Krankenhau'iangehllr ",. '-lnd aus­
wärtige Organe (z. B. Sp:taberh.l· l •.• ~Jnitäts­
organisationen usw.) nehmen a1, K, "',l.hter an 
der übung teil und achten be'"n,h:- au' f-eh­
ler und Mängel 

6.2.2.3. Übungseinlagen 

Der Übungsleiter kann durch Unterbrechung 
der übung und Bekanntgabe neuer Lageschil­
derungen (eventuell mit Zeitsprüngen) dIe 
Cbungsgruppe dazu veranlassen, sich auf ge­
än,derte Sauatlonen einzustellen. 

6.2.2.4. übungsbesprechung 

Der Ablauf und die Durchführung der gesam­
ten übung soll vorn übungsleiter mit allen 
Te,ilnehmern diskutiert werden. Dabei sind die 
von der übungsüberwachung gemachten Beob­
achtungen besonders zu berücksichtigen. Sehr 
wichtig ist die Diskussion über Mängel, Unter­
lassung,en und Fehler. ] eder übungsteilnehmer 
muß die Möglichkeit bekommen, seine eigene 
Meinung über den Ablauf und die Zweck­
mäßigkeit der Maßnahmen auszusprechen und 
Anderungen vorzuschlagen. 

Das ZIel der übungsbesprechung ist nur 
erreicht, wenn jeder Teilnehmer am Schluß das 
Gefühl mitnimmt, an einer nützlichen Sache 
mitgewirkt zu haben. 

6.2.3. übungen ohne Vorankündigung 

Nur die Krankenhausdirektion, der Katastro­
phenbeauftragte (3.1.), die übungsüberwacher 
(6.2.2.2.) sowie jener kleine Personenkreis, der 
aus Gründen des Krankenhausbetriebes unbe­
dingt Bescheid wissen muß, soll von der beab­
sichtigten übung Kenntni~ haben. Dagegen muß 
das übrige Penonal von der Alarmierung über­
rascht werden. Nur so kann aus Reaktionen 
un<! übungsablauf auf das Verhalten im Ernst­
fall geschlossen werden. 

In Zusammenarbeit mit Hilfsorganisationen und 
eventuell der Exekutive soll die Einlieferung 
von Figuranten (geschminkt, mit Moulagen -
plasti~che Verletzungsdarstellung - drapiert, 
Symptome auf Begleitschein angeführt) organi­
siert werden. 

Damit wird für die im Stau raum Tätigen der 
übungscharakter der Vorgänge erst bei der 
Triage erkennbar. Frühestens zu diesem Zeit­
punkt darf den übrigen Funktionsbereichen be­
kanntgegeben werden, daß alle bisherigen Maß­
nahmen und Vorbereitungen emer übung 
gedient haben. 

Bei der Auswertung solcher nicht angesagter 
übungen mit Simulanten kommt den Beobach­
tungen und Angaben der "Opfer" sowie der 
Rettungsmannschaften und Exek utivbeamten 
entscheidende Bedeutung zu. Die übung muß 
dt'shalb so geplant werden. daß genügend Zeit 
für eine ausführliche übungsbe\prechung bleibt, 
bei welcher alle zu \X'Ort k{lmmen klinnen. 
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Widltig lst. daß bei der BespredlUng derartiger 
übungen mit Teilnehmern aus mehreren Berei­
dten nidtt nur Mängel und Fehler, sondern audt 
die positiven Ergebnisse betont werden. 

6.3. Verwertung von übungserfahrungen 

Neben der allgemeinen übungsbesprechung ist von 
den Führungskräften des Krankenhauses (ärztlicher 
Leiter, Kat.-Plan-Beauftragter. Verwalter, Ober­
schwester), eine Analyse des übungsverlaufes an-

zustellen. Dabei ist besonders zu beadtten, ob sidt 
die im Kat.-Plan vorgesehenen \-taßnahmen be­
währt haben oder ob sie durdt Improvisationen 
ersetzt oder ergänzt werden mußten. Die Aus­
wirkungen von organisatorischen, baulichen, per­
sonellen oder materiellen Anderungen in der 
Struktur des Krankenhauses seit der Erstellung 
des Kat.-Planes werden oft erst mit Hilfe derarti­
ger Analysen erkennbar. Die Ergebnisse der Ana­
lyse bilden die wichtigste Grundlage für Ande­
rungen und Ergänzungen des Kat.-Planes. 

Muster eines Spitalskatastrophen-Einsatzplanes 

Krankenhaus 

SPIT ALSKAT ASTROPHEN~EI;\ISATZPLAN 

1. Allgemeiner Teil 

1.1. Rechtsgrundlagen 

Erstellt gemäß Katastrophenabwehrgesetz vom 

, LGBl. Nr ....................................... , und 
des . Erlasses der Landessanitätsdirektion vom 

.................. , ZahL. 

1.2. Begriffsbestimmung der Katastrophe 

Als Katastrophe im Sinne dieses Planes gilt ein 
durch Gewalt, Natur- oder anderes Ereignis aus­
gelöster Notstand, der zu einem Massenanfall von 
Patienten führt und eine ras<.:he Leistung5stelge­
rung des Krankenhausbetriebes erforderlidt mac:ht, 
unter Einbeziehung der Annahme, daß wesent­
liche Einrichtungen des Krankenhauses zerstört 
und eine Verlegung nach außen durchgeführt wer­
den muß. 

1.3. Wesensmerkmale der Katastrophenmedizin 

Im Katastrophenfall besteht ein eklatantes Miß­
verhältnis zwischen Hilfsbedürfnis und Hilfsmög­
lichkeiten, da,s zu einem von der Routine des 
medizinischen Alltags abweichenden Vorgehen 
zwingt. Die Bemühung, jedem einzelnen rasch und 
in vollem Umfang zu helfen, hat zu Gunsten der 
Sorge um die Bedürfnisse aller Opfer zurü<.:kzu­
treten. Ziel muß es sein, die Summe der Verluste 
so klein wie möglich zu halten. Die be~chränkten 
permnellen und materiellen Möglichkeiten zwin­
gen in erhöhtem Maße zu rationellen diagnn'iti­
sdten und therapeutischen Vorgehen, Verein­
faLhun" und Standardisierung aller Maßnahmen 
t'rq'\',·""-<' 't'r B<,hanJlung. Wie die Analv'ie von 
(I' ,::;.. I' 1" J, 'phcll .la letzten Jahrzehnte zeigte, 
I,t cl,<, heLlt ,~>rt' KH1'itropht'nfolge der Massen­
anfal: "~In \'nlt'rnc'n. [)'t',a emplrischen Erkennt­
ni, ",.rJ Je,hl:b ,n ,lt'r ,'r2;.lnlsatorischen, perso­
nl,llen .Jn,l Clilra ,,1:t'n Plln.Jng in erster Linie 
Re'.!'" ... ,: .:,·~r 1-:·''1 

Beim Massenanfall von Kranken und Verletzten 
ist der Plan hinsichtlich der personellen Besetzung 
der Führungs- und Funktionsbereidte entspredtend 
abzuändern. 

1.4. Allgemeine Richtlinien für Diagnostik und Thera­
pIe 

1.4.1. Grundsätze der Triage 

Ein Höchstmaß an ärztlidter Hilfeleistung ist 
beim Massenanfall von Verletzten nur möglich, 
wenn die Opfer in indikatorisch sinnvoller Rei­
henfolge untersucht und behandelt werden. Jeder 
Maßnahme muß daher die Auswahl (Triage) der 
Verletzten bzw. Erkrankten hinsichtlidt der 
Dringlichkeit des Vorgehens vorausgehen. 

Die Tnage lst die 'i<.:hw,t'ngste und wichtig'ite 
Aufgabe des Arztes im Katastrophenfall. Sie ver­
langt fadttedtnisches Urteilsvermögen auf Grund 
großer und vielseitiger medizinischer Erfahrung, 
Diagnostik mit einfachsten Mitteln sowie Mut 
zur Verantwortung und raschen Entscheidung. 
Innere Sicherheit und Autorität sind notwen­
dig, um in der Turbulenz des Geschehens ri<.h­
tige und durchführbare Entsdteidungen zu tref­
fen. 
Die Triage muß daher dem erfahrensten Arzt 
(je nach Art des Katastrophenfalles) übertragen 
werden. Der Ort seines Wirkens ist in erster 
Linie die Auf nah mez 0 n e und nicht der 
Operationssaal. 

1.4.2. 'vlethodik der Triage 

Da Jie überlebensprognose der Katastrophen· 
opier ln erster linie von der ersten ärztltdten 
Behandlung abhängt, ist die Triage inhaltlidt 
auf die Bestimmungen der Pnorititt'n für 
Sofortmagnahmen und Tr .Import .lU'f?;t":.:htt't, 

Das Ziel des medizinls<.:ht'n I- n,Jtlt>,> .tut It',la 
Stufe, von der Ersten Hllfe u\:",r a,te lud Lhe 
Versorgung, erste cnirurgls.ne Bt'hanJLw2; ~):'i 

zur endgültigen chirur:~ls<.:hen \'t>r,\'r~.In2; muß 
darin bestehen. möglidt,t gun,li,;e \ <>r 1,1\,et­
zungen für dle nj.:h,te '>rute lU ,duttt'n ')Lh· 
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tung und Auswahl d~, I'at:entengutn muß nach 
Dnnglll.:hkensquien eri<,lgen. 

Dnngllchkelt,stute 1 ~ Behandlungspriorität 
A'ph\xlt'. ma,'" H;\;tun,;. offener und Span­
nun;,:' pneum\'lh,,~a,. ,,~·j,1lJ.. bei Mehrfachver­
leuten und be. sd)V.t'Ten Gewebezertrümme­
rungen. 

Dringlichkeitsstufe 2 = Transportpriorität 1 
Verletzungen der Bauch- und Harnorgane, 
Verletzungen der Brustorgane, akuter Hirn­
druck, zunehmende Rückenmarkskompression, 
Gefäßverletzungen, offene Hirnverletzungen, 
offene Frakturen, offene Gelenkverletzungen. 
schwere Augenverletzungen. "Transportpriori­
tät 1" bedeutet, wenn irgend möglich, scho­
nendsten Transport auf dem Luftwege, an­
sonsten jedniöglich.e andere Bevorzugung beim 
Transport. 

Dringlich.keitsstufe 3 = Transportpriorität 2 
Sch.ädel-Hirn-Verletzungen, gesmlossene Frak­
turen und Luxationen, ~leich.teilverletzungen. 

Dringlichkeitsstufe 4 

dazu gehören vor allem die Leichtverletzten. 
In allen Dringlimkeitsstufen muß natürlich 
nom nach Smwere und Ausmaß der betref­
fenden Verletzung, nam dem Ausmaß der 
Ersten Hilfe und vielen anderen Kriterien 
unterteilt werden. 

Dringlimkeitsstufe 5 

" Wartefälle" , beispielsweise Verletzte mit in­

fauster Prognose oder mit ausgedehnten, 
schwersten Verbrennungen. 

Die Einteilung in Dringlimkeitsstufen gilt natür­
lim nur bei entspremendem Massenandrang vor 
den einzelnen Behandlungseinheiten des Kran­
kenhauses. 

Die Festlegung von Transportprioritäten erfolgt 
bei notwendigen überstellungen in nämstgele­
gene Smwerpunktkrankenhäuser und Spezial­
kliniken, bei Vorhandensein begrenzten Trans­
portraums und sofern diese nimt smon bei Ber­
gung der Katastrophenopfer erfolgte. 

Grundsätze und Methodik der Triage müssen 
von allen leitenden Arzten und Oberärzten ins­
besondere der chirurgismen und unfallch.irurgi­
smen Abteilung beherrscht werden. 

1.5. Die Führung des Krankenhauses ..... 
obliegt: 

1. Arztlich.er Leiter 

2. Verwaltungsleiter 

3. Leiter(in) des Pflegedienstes ........... . 

1m Verhinderungsfalle werden die vorgenann­
ten leitenden Organe durch. ihre bestellten 
Stellvertreter vertreten. 

Bestellte Stellvertreter: 

4. Stellvertretender ärztlimer Leiter 

5. Stellvertretender \'erwaltung,ielter 

6. Stellvertretender 1 eiler de, Pf]f'gedlenste; 

Zur Auslösung des Spitalskatastrophen-Einsatzpla­
nes sind die Funktionen 1. bis 2. in der Reihen­
folge ihrer Anwesenheit berechtigt. Sind alle lei­
tenden Organe und deren Stellvertreter dienstes­
abwesend, ist der dienstesanwesende Primararzt 
der unfallchirurgisch.en Abteilung, bei dessen Ab­
wöenheit der diensthabende Assis.tenzarzt dieser 
Abteilung zur Auslösung des Alarmes berechtigt. 

1.5.1. Lagebeurteilung 
Oberste Voraussetzung für richtige Führungs­
entscheidungen sind wiederholte Lagebeurteilun­
gen. Die Lage wird bestimmt durch den Einsatz­
leiter. Es ist dies der Bezirkshauptmann des 
zuständigen Verwaltungsbezirkes bzw. der Bür­
germeister bei autonomen Städten. 

1.5.2. Lagemeldung 
Die Lage im Krankenhaus muß der Katastro­
phen-Einsatzleitung - es ist dies der örtlich 
zuständige Bezirkshauptmann bzw. Bürgermei­
ster bei autonomen Städten - in regelmäßigen 
Abständen gemeldet werden. Dazu muß die 
Krankenhausführung in regelmäßigen Abständen 
von den einzelnen Krankenabteilungen des 
Krankenhauses Lagerrieldungen erhalten. Aktu­
elle Lagemeldungen bilden die wesentliche Vor­
aussetzung für eine sinnvolle Verteilung und 
Weiterleitung der Opfer aus dem Katastrophen­
gebiet. 

1.5.3. Konsequenzen der Lage für das Krankenhaus 
Die festgestellten Lageänderungen haben eine 
l\nderung der Organisation im Krankenhaus zur 
Folge, erfordern eventuelle Evakuierungs- und 
Verlegungsmaßnahmen und sind die Vorausset­
zung für die Steuerung des Nachschubs. Eine 
veränderte Lage in und außerhalb des Kranken­
hauses kann auch zu einer anderen Einstufung 
einzelner Opfer im Rahmen der Triage führen. 

1.5.4. Zentrale Führungsstelle 

Das Instrument der Krankenhausführung ist die 
Zentrale Führungsstelle. 

1.5.4.1. Personelle Besetzung: 

1. Arztlicher Leiter .................................... . 

2. Stellvertretender ärztlich.er Leiter 

3. bis zu deren Eintreffen der dienstesanwe­
sende Primararzt der unfallchirurgischen 
Abteilung bzw. der diensthabende Assi­
stenzarzt der unfallchirurgischen Abteilung 

4. Verwaltungsleiter 

5. Stell vertretender Verwaltungsleiter 
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6. Pflegeleiter(in) 

7. Stell verrretenJe( r) Pflegeleiter( in) 

8. Leiter des h.1ustedlnisdlen Dienstes 

9. Stell vertretender Leiter des haustedmischen 

Dienstes 

[0. 2 Sdlreibkräfte VB 

VB 

11. 1 Bote für den inneren Dienst 

12. 1 Bote mit KFZ 

An der Spitze der zentralen Führungsstelle 
steht der Krankenhaus-Einsatzleiter. Er ist Mit­
glied der zentralen Führungsstelle und nimmt 
bis zum Eintreffen des hierarchisch höher ge­
reihten Mitgliedes die Aufgaben des Kranken­
haus-Einsatzleiters wahr. Sind Mitglieder der 
zentralen Führungsstelle mit der Wahrneh­
mung von Einzelfunktione~ betraut (im ärzt­
lidlen Dienst), können sie ihre Führungsfunk­
tion an das jeweils anwesende tiefergereihte 
Mitglied der zentralen Führungsstelle abgeben. 
Die flexible Regelung der Leiterfunktion ist 
notwendig, um das Anlaufen erster Maßnah­
men auf Grund der Lagebeurteilung jederzeit 
ohne Zeitverlust zu gewährleisten. 

1.5.4.2. Aufgaben 

Führung des Krankenhauses während der Dauer 
des Katastrophen-Einsatzes. Alle Mitglieder 
unterstützen den Krankenhaus-Einsatzleiter. Er 
delegiert Teilaufgaben, z. B.: 

Alarmierung des Personals und Personaleintei­
lung 

Information an: 

die zuständige Bezirkshauptmannschaft bzw. 
Gemeinde bei autonomen Städten 

Personal und Patienten über Lage und not­
wendige Maßnahmen 
Angehörige 

Die Kontaktnahme mit Polizei, Gendarmerie, 
Feuerwehr und freiwilligen Hilfsorganisationen 
läuft über die Einsatzleitung bei der zuständi­
gen Bezirkshauptmannschaft (Gemeinde) 

Bezirkshauptmann 

Bürgermeister 

Organisationen von Verlegungen und Evakuie­
rungen 

Materialbeschaffung 

I 5A.3. l;nterhrn5lJng und Ausstattung 

Die lt'ntrale Führungsstelle ist 1m Gebäude 

. Zimmer Nr. 

untagl."br aJ1t. Hausrelefonamchluß 

Abgehende und ankommende Gesprä..:he wer­
den von der Telefonzentrale über GeheIm­
nummernanschlüsse vermittelt. Die zentrale 
Führungsstelle verfügt über eine übersichtliche 
Planskizze vom Krankenhaus und dem um­
liegenden Gebiet und über eine Wandtafel zur 
Anzeige des Personaleinsatzes (Beilage 1). 

1.6. Panikprophylaxe 

Die Panik als gefährlichste Sekundärkatastrophe 
bedroht Opfer ebenso wie unverletzte Bewohner 
im Katastrophengebiet und damit auch Helfer und 
Krzte im Krankenhaus. Angst und Mutlosigkeit 
bis zur Teilnahmslosigkeit können in der Aus­
nahmesituation ebenso auftreten wie sinnwidriges 
Verhalten bis zur regellosen Flucht. Die Panik 
kann damit Existenz und Funktion des einzelnen 
wie auch der Gemeinsduft in Frage stellen. 
Wirksamste Panikprophylaxe ist das sichtbare An­
laufen von zielführenden Maßmhmen der Kata­
strophenhilfe. Alle Bemühungen, die der Aufrec.ht­
erhaltung eines geordneten Betriebes und der 
leistungssteigerung im Krankenhlus dienen, sind 
folglich zugleich \1ethoden der Panik verhütung. 
Damit erklärt sich, daß jene Zonen im Kranken­
haus besonders panikgefährdet sind, in denen keine 
unmittelbare Katastrophenabwehr geübt wird und 
Patienten wie Personal Zeit für Spekulationen 
haben. Es sind dies vor allem PHegebereidte auger­
halb der Versorgungsstraße. Sobald Kräfte dafür 
frei werden, müssen dorthin aufklärende und be­
ruhigende Informationen geliefert werden. Zweck­
mäßig ist die Einridltung eines hausinternen 
"Beruhigungsdienstes" . 
Diese wichtige Aufgabe fällt vor allem m das 
Wirkungsfeld der Krankenhausgeisdichen. des zu-

9tändigen Sozialarbeiters 
und eventuell des dienstesanwesenden Psychiaters 

Bei bestehender Panik kommt es darauf an, "Inseln 
der Ordnung" zu schaffen. Persönlichkeiten, die 
durch Beispiel mehr als durch Zuspruch Sicherheit 
und Ruhe verbreiten, erreichen nach dem Motto 
"audl Mut kann ansteckend sein", oft innerhalb 
kurzer Zeit eine Normalisierung des Verhaltens. 
Gelegentlich wird es erforderlich sein, Panikopfer 
abzusondern oder auch einer spezifisch psychiatri­
schen Behandlung zuzuführen. 

1.7. Planungsgrunddtze 

Organi~atonsche, personelle und materielle Vor­
sorgen ,md im Katastrophenfall die Vora'Usset2' lJ ng 
für die planmäßige Umstellung des Krankenhaus­
betriebes. Alle Neu-, Um- und Zubauten des Kran­
kenhauses, alle Neuanschaffungen von Material und 
alle organisatorischen Veränderungen sind .1JUch im 
Hinblick auf eine Katastrophensituation lU pL1nen. 

1.7.1. Versorgungsleist'Ung des Krankenhau_es 

Sie wird bestimmt von der Zahl der m;,glll.:hen 
Aufnahmen (nach Reduzierung des Patienren­
standes auf 50% des normierten BelJ.;t's und 
der zusätzlichen Aufstt>!:ung von \.',)tberten 
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k,mnen bis zu 
ren Bereich über 
erfolgen). 

Auf nahmen in den stationä­
eine Zeltdauer von ..... Tagen 

Zahl der im Krankenhaus 

zur Verfügung stehenden a,eptisdlen Opera­
tionstische 

Zahl des verfügbaren ärztlichen Operationsper­
sonals 

Zahl des Operationsf achpersonals 
somit Gesamtkapazität 

übersteigt die Zahl der eingelieferten Fälle die 
erreichbare Versorgungsleistung (kritische Zahl), 
droht die Dekompensation des Krankenhauses. 
Es ist zeitgerecht die Einsatzleitung von der zu 
erwartenden kritischen Zahl in Kenntnis zu set­
zen, um Umdispositionen in den Krankenhaus­
einlieferungen veranlassen zu können. 

1.7 .2. Personaleinsatz 

Grundsätzlich soll das Personal zu Tätigkeiten 
eingeteilt werden, die es auch sonst erfüllt. Aus­
nahmen bilden jene Funktionsbereiche, die nur 
im Katastrophenfall im Krankenhaus eingerich­
tet werden (siehe Punkt 3.1.2.). 

2. 0 r g a n isa tor i s ehe Vor aus set z u n gen 
zur Bewältigung der Katastrophen­
situation 

2.1. Alarmierung 

2.1.1. Alarmauslösung 

Nur ein Mitglied der Führungsstelle ist dazu 
berechtigt, den Alarm auszulösen (1.5.4.1.). Er 
veranlaßt die Alarmierung auf Grund eines Auf­
trages des zuständigen Bezirkshauptmannes bzw. 
Bürgermeisters bei autonomen Städten (Einsatz­
leitung im Katastrophengebiet. Landessanitäts­
direktion) oder auf Grund der eigenen Lage­
beurteilung. Die Alarmierung läuft an, wenn 
das Kennwort "Katastrophenalarm" an die Ver­
mittlung durchgegeben wird. Der erhaltene Auf­
trag ist im Rapportbuch mit Uhrzeit und 
l'\amen des Anordnenden zu verm~rken. 

2.1.2. Alarmpläne (als Beilagen 1, 2, 3, 4 angeschlos­
sen) 

Die Alarmierung erfolgt als Sammelruf (Funk) 
und als Einzelruf gezielt. Die in allen Funktions­
bereichen aufliegenden Katastrophenalarmpläne 
enthalten Anweisungen zur Alarmierung weite­
rer Bereiche und Personen und Handlungsanwei­
sungen für die ersten Stunden. 

2.1.3. Alarmierungslist.en 

liegen in der PersonalsteIle mit Angabe des 
J',; am ens, der Wohnanschrift, der Telefonnum­
mer und der Funktionsangabe auf und müssen 
ständig ergänzt werden. 

2.1.5. Bei·Ausfall der Funk- oder Telefpnanla!"e 

erfolgt die A!Jrmit'run~ mittel, I.LJhprelher­
wagen "(lT den p,.r'"n,ll und \\ ,·hn'J.; :-t rf' "der 
durdl Run,J, .• i1LLiT,It,a~~ lIter I J,;.,pre~her­
wagen 1>1 n(lttall, per B,lten "m Jer bnsatz­
leitung anzufordern. 

2.1.6. Ausweise und Erkennungssdlülder 

Ober die aBfällige Ausgabe persönlicher Aus­
weise. Erkennungsschilder für Kraftfahr7euge 
und Anordnungen über deren Aufbewahrung 
entsd1eidet die Einsatzleitung bei der zuständi­
gen Bezirkshauptmannschaft bzw. Gemeinde bei 
autonomen Städten. 

2.2. Information 

2.2.1. Information im Hause 

Informationsdienst für alle Funktionseinheiten 
und verantwortlichen Mitarbeiter im Hause über 
die Lage übernimmt die zentrale Führungsstelle 
(Telefon Nummer ). 

Die zentrale Führungsstelle ihrerseits muß stän­
dig über alle Vorgänge im Hause informiert 
werden. 

2.2.2. Information außer Haus 

Informationen nach außen dürfen nur von der 
zentralen Führungsstelle oder in ihrem Auftrag 
gegeben werden. 

2.2.3. Information an Angehörige 

Von der zentralen Führungsstelle wird eine Aus­
kunftsstelle eingerichtet. Diese ist befugt, über 
Namen und Befinden der eingelieferten Patien­
ten auf Grund der Mddungen aus den Stau-. 
Diagnostik- und Behandlungsbereichen zu infor­
mieren. Sie ist im Objekt 

Raum , Telefon Nummer 
untergebracht. 

Ihre Aufgaben neben der Auskunftserteil.ung 
sind: Führung einer Kartei bzw. eines Indexes 
der aufgenommenen Patienten. 

- Durchsage über das Tonband 

Verständigung von Angehörigen bei Todes­
fällen 

2.3. Medizinische Versorgungsbereiche 

2.3.1. o.m Krankenhausareal 

Da Fahrer von Rettungswagen und anderen 
Transportmitteln im Katastrophenfall nicht 
immer über ausreichende Ortskenntnis verfügen. 
sind für den Krankenhaus-Eingang, für die Zu­
fahrtswege, für die Eingänge zu den Ver- und 
Entsorgungsbereichen, für den Stauraum und für 
die Ausgän~e Hinweisschilder aufzustellen. Der 
Zeitpunkt der Aufstellung wird von der Spitals­
Einsatzleitung fe~tgelegt. Zuständig für die 
Durdlführung ist der tedlolsd!e Dienst. 
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2.3.2. Im Krankenhaus 

Eine rationelle Versorgung der Patienten ist 
beim :-"1assenanfall nur möglidt, wenn die Patien­
tenbewegung aussdtließlidt in einer Richtung 
erfolgt. Diese Einbahn-Versorgungsstraße be­
ginnt in einem Stauraum und führt über die 
Untersuchungsräume und die besonderen diagno­
stischen Bereiche (Röntgen und Labor) zu einer 
präoperativen Intensivpflegestation, weiter zu 
den Behandlungsräumen (Operationstrakt) und 
endet in den Pflegestationen (siehe Beilage). 
Im Gebäudeinneren ist für gehfähige Leichtver­
letzte der Weg vom Stauraum zur unfallchirur­
gischen Ambulanz gekennzeichnet. Die Weiter­
leitung von nicht geh fähigen Patienten wird 
durch Begleitpersonen in je einer Liftanlage des 

Gebäudes .................. . .................. . 
durch Liftbegleiter besorgt. 

2.3.3. Stauraum (Objekt 

Gesdtoß ) 
Im Stauraum werden die eingelieferten Patienten 
abgelegt. Hier erfolgt eine erste Auswahl na.n 
der Dringlichkeit ihrer Behandlung (Triage) und 
die Absonderung der geborgenen Verstorbenen, 
die im Katastrophenfall oft mit ins Kranken­
haus gebracht werden sowie der hoffnungslosen 
Fälle. Die Ausstattung mit fahrbaren Betten, 
Patientenliegen, Infusionen und Krankenpflege­
artikeln, Verbandstoffen, Patientenbekleidung 
und Wäschesäcken für die Aufnahme der Privat­
wäsche ist vorgesehen. 

Die Registratur befindet sich im 

2.3.4. Untersuchungsräume (Objekt 

2.3.5. 

Geschoß 
In, ihnen soll die Behandlungspriorität (Triage) 
durch eingehende Untersuchung festgelegt wer­
den. 

Präoperative Intensi vpflegestation 

(Objekt ".,."" .......... ,., .. ",,,,,, ........ ,,, 
Geschoß .. "" ... ,."".",., .. ,) 
Dort erfolgt die Schockbehandlung und Vor­
bereitung zur operativen Versorgung der Kata­
strophenopfer. 

2.4.4. Pflegezone 

2.4; 

Zur raschen pflegerischen Versorgung sind als 
Mat~nahme Jer erm,'n Stunden die der zentralen 
[Ittgruppe Jm nä.:h,ten gelegenen 2 Kranken­
zimmer leder Statlllfi vorgesehen, Die \Iotwen­
digkeit, ganze Behandlungseinheiten für die Auf­
nahme der KatJstrophenllpfer freizumadten, 
Wird v"n der lt'ntrllen Fuhrungsstelle entschie­
Jen, 

B(·h l' 11 
;'l"':·j'l .'!~ ~,.r I,: ,:'!\r:"lrletzte 

I),· :t~, 1'1.:: ,11~ ,kr I t'.I .. htvaletzten erfolgt im 
\n':),: t'":"'ft·,h .h·r .,ntllkhJrurgischen Abtei­
lun~ \ ")leKt 

). leicht-

verletzte, die nach der Erstversorgung entlassen 
werden können, sollen mit dem eigentlichen 
Krankenhausbetrieb gar nicht in Berührung 
kommen. Sie werden nach der Versorgung zur 
ambulanten Weiterbehandlung möglichst an nie­
dergelassene ~rzte weitergegeben. 

2.4.6. Isolierraum (Objekt 
Geschoß 

In diesem sollen - möglichst abseits der Ver­
sorgungsstraße - jene Patienten betreut werden, 
die unter dem Druck des Massenanfalls vorerst 
als chancenlos angesehen werden müssen. Kurze 
Wegstrecken zu den Leichenräumen sind anzu­
streben. 

2.5. Dokumentation 
Beim Massenanfall ist die übliche Administration 
der Patientenaufnahme und der Dokumentation 
der Befunde nicht durchführbar. Trotzdem muß 
eine Kurzdokumentation erfolgen. 

2.5.1. Registriermaterial 
Für die Registrierung der Patienten- und Klei­
dersäcke werden Metallplaketten mit fortlaufen­
den Nummern verwendet (am Patienten mit 
Band an Extremitäten befestigt). 
Gemäß Anlage werden Kurzkranken­
geschichten angelegt, welche vierfach im Durch­
schreibeverfahren aufliegen. 
1. Kurzkrankengeschichte (bleibt beim Patien­

ten) 
2. Zuweisungssdtein - wenn vorhanden -

(bleibt beim Patienten) 
3. Belagsmeldung bzw. Entlassungsanzeige (so­

fort zur Auskunftsstelle) 
(wenn Patient stationär aufgenommen wird, 
nach ambulanter Behandlung entlassen wird 
bzw. bei Todesfall) 

4. Einlieferungsanzeige (sofort zur Auskunfts­
stelle) 
(zur Identifikation kann Lichtbild bei­
geschlossen werden) 

Labor, Röntgen, Ambulanz, EKG usw. verwen­
den die vorhandenen Drucksorten und schließen 
sie der Krankengeschichte bei. 
Das vorbereitete Dokumentationsmaterial wird 
in der Unfall ambulanz unter Verschluß gehalten. 

2.5.2. EHekten 
Die EHekten und Kleider der Patienten sind in 
Kleider .. oder Kunststoffsäcken, versehen mit der 
vorbereiteten Patientennummer, in den Keller­
depots der Abteilungen zu verstauen. 

2.6. Ausweichunterkünfte 
Bei drohender Uberfüllung des Krankenhauses 
hzw. bei Gefährdung von Teilen des Kranken­
ha,uses kann die Evakuierung von Pat.enten In 
nahegelegene :\ u,weichunterkünfte. die als .\US­

weichkrankt'nhau,er ,n Frage kommt'n. nlltwt'nJ,~ 
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werden. Geeignete Objekte (Hotels. Schulen, 
Schwesternhäu~er. Amtsge<bäude) sind von der zu­
ständigen Bezirkshauptmannschaft bzw. Gemeinde 
be; auwnomen Städten zu erkunden. die Berech­
tlg'ung zu ihrer Benützung ist mit den Eigen­
tumern zu verembaren (Beilage ). 

rettende Sofortmaßnahmen und die speziellen per­
sönlichen Aufgaben durch den arztllchen Direktor 
oder dessen Beauitragten gev. ährlelstet ist. 

4. M at e r i eil e Vor aus set z u n gen zur B e -
wältigung der Katastrophensitua­
ti 0 n 

3. Per S 0 n e II e Vor aus set z u n gen zur Be - 4.1. Bauliche Voraussetzungen 
wältigung der Katastrophensitua-
tl 0 n 4.1.1. Objektanalyse 

3.1. Personaleinsatz und spezielle persönliche Aufgaben 

3.1.1. Erfassung 

Das Eintreffen der alarmierten Krankenhaus­
angehörigen ist nach Möglichkeit für die zen­
trale Führungsstelle durch die Personalstelle mit 
Uhrzeit in der aufliegenden Personalliste zu ver­
merken. Grundsätzlich begeben sich die Alar­
mierten an ihre üblimen Arbeitsplätze. 

Ausnahmen bilden die Krankenhausangehörigen 
bzw. Dienste, die geniäß Katastrophenalarmplan, 
welcher in allen Funktionseinheiten aufliegt, spe­
zielle Aufgaben zu erfüllen haben. 

3.1.2. Spezielle Aufgaben 

Besetzung von: 
Stauraum, Registratur im Stauraum, Bettenzen­
trale, Untersuchungsräumen, präoperativen 
Intensivstationen, Unfall-Ambulanz, Isolierraum, 
zentraler Führungsgruppe, Auskunftsstelle, Lift­
begleiter, Werkstätte und Energiezentrale, haus­
eigenem Beruhigungsdienst. 

3.2. Hausfremdes Personal 
Hilfskräfte, die dem Krankenhaus zur Verstärkung 
seiner Versorgungsleistung zugeführt werden (frei­
willige Helfer, Schwestern und Arzte aus anderen 
Krankenhäusern), sind entsprechend ihrem Aus­
bildungsstand und dem Bedarf von der zentralen 
Führungsstelle einzuweisen bzw. den leitenden Arz­
ten und Schwestern in ihren Funktionsbereimen 
zuzuteilen. 

3.3. Ablösedienst 
Im Katastrophenfall ist oft durch lange Zeit eine 
intensive Arbeitsleistung erforderlich. Um diese 
simerzustellen, müssen ausreichende Ruhe- und 
Erholungsmöglichkeiten für das im Krankenhaus 
verbleibende Personal geschaffen werden. Die Ab­
teilungen und die übrigen Funktionsbereiche orga­
nisieren selbst Ablöse und überschlagenden Per­
sonaleinsatz. 

3.4. Information und Schulung 

Der Katastrophenplan kann auf Dauer nur dann 
ein schlagkräftiges Instrument zur Bewältigung von 
Katastrophensituationen sein, wen·n die periodische 
Information und Smulung der leitenden Arzte 
über Grundsätze des Katastrophenmanagements 
und der Triagetemnik und aller Krankenhausange­
höriger über den Spitalskatastrophenplan, lebens-

4.1.2. 

Das Krankenhaus 

in (Stadt) 
liegt 

... ' Das Krankenhausareal 

im Ausmaß von .................... m2 wird begrenzt von 
im Süden-

im Osten-

im Westen-

im Norden-

Gemäß La:geplan besteht das Krankenhaus aus 
den Objekten (die Aufzählung aller Kranken­
hausobjekte erfolgt hier in numerierter Reihen­
folge): 

1. 

2. 
3. 
4. 
5. 
6. 
7. 
8. 
9. 

10. 

Darlegung besonders gefährdender Einrichtun­
gen im Nahebereich der Krankenanstalt, wie 
militärische Objekte, Tankstellen, Lager mit 
explosivem Lagermaterial, Lagerstätten für Gift­
stoffe, Lagerstätten von radioaktivem Material 
u. ä.: 

Die Versorgungsstraßen sind in der Beilage 
eingezeichnet; die Besmilderung übernimmt der 
technische Dienst. Sie sind horizontal und ver­
tikal mit fahrbaren Betten benützbar. Telefon­
anschlüsse sind in allen Funktionsräumen der 
Versorgungsstraße installiert (Beilage ). 

Patientenversorgung - stationär 

Die Gesamtbettenanzahl beträgt 
und verteilt sim auf einzelne 

1. 
2. 
3. 
4. 
5. 
6. 
7. 
8. 
9. 

10. 

........ "" Betten 
Fachabteilungen 

Betten 
Betten 
Betten 
Betten 
Betten 
Betten 
Betten 
Betten 
Betten 
Betten 

2148/AB XV. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original) 35 von 46

www.parlament.gv.at



88 MITrEILUNGEN DER OSTERR. SANlTlHSVERWALTUNG Jg. 83/H. 4 

4.1.3. W.lss~rvef)()rgung 

:'\ us d~m öffentlichen W:lSServersorgungsnetz der 
Gemeinde 
Einspeisung 

Einspeisung ..................................................... . 
Entsorgung über Kanal zu 
Die Möglichkeit der Ersatzwasse,-versorgung und 
die Aufstellung der Wasseraufbereitungsanlage 

des beim Objekt 
über Außenhydrant durch 

Tankhhrzeuge gegeben; in diesem Falle muß das 
Hauptvenril im Kesselhaus gesperrt werden. Die 
Löschwasserversorgung des Krankenhauses ist aus 
der Beilage "Dienstanweisung für die Betriebs­
löschmannschaft" zu ersehen. 

4.1.4. Hubschrauberlandeplatz 

Der Hubschrauberlandeplatz befindet sim m 

(Himmelsrimtung) des Objektes 
........ Der Transport von 

Personen erfolgt zum Eingang 

mittels Krankemransportwagen über asphaltierte 
Wege. 

4.1.5. Abstellplatz für Funkwagen 

Vor dem Verwaltungsgebäude am (Ort); 
die Verbindung zur zentralen Führungsstelle ist 

mittels Telefonkabel (ca. m) gegeben. 

4.1.6. Abstellplätze für Fahrzeuge werden markiert 
und sind unter allen Umständen freizuhalten. 

4.1.7. 

1. Versorgungsfahrzeuge Apotheke -
vor dem Apothekeneingang 

2. Versorgungsfahrzeuge Heizöl -
vor dem Lagertank 

3. Versorgungsfahrzeuge Wäscherei -
vor der Rampe der Wäsmerei 

4. Versorgungsfahrzeuge Küme -
vor der Kümenrampe und dem Kümenein­
gang 

5. Versorgungsfahrzeuge Werkstatt -
vor dem Werkstättengebäude 

6. Leichentransportwagen -
vor dem Eingang zum Pathologischen Institut 
bzw. zur Prosektur 

Privatfahrzeuge dürfen nur auf markierten 
Parkfläc:hen und 
abgestellt werden. In allen Fällen sind die 
Außentore zur Durchfahrt freizuhalten. 

Lagerr.lum 

Kleider der U nfall,)pfer werden beschriftet in 
den Depots der einzelnen Fachabteilungen abge­
legt. Mater;allager ~ind in ihrer Größe für die 
Aufnahme e!nes dreimonatigen Bedarfes ausge­
führt. 

-------------------------
4.1.8. Erholungsraum für Personal 

Während der Ruhepausen stehen nachstehend 

genannte Räume zur Verfügung: 

In den Personalhäusern, allfälligem ~rztehaus 

und (Objekt) 
sind Schlafstellen adaptiert und werden Jurdl 
die Verwaltung zugewiesen. Die Ausgabe von 
warmen Speisen und Kaffee für Personal und 
Anstaltsfremde sowie Hilfskräfte im Personal­
Speisesaal ist ständig möglich. 

4.1.9. Massenumerbringung 

Patienten, welche im Katastrophenfall nidlt ent­
lassen werden können, sind auf allen Stationen 
in den von den zentralen Liftgruppen am wei­
test entfernten Krankenzimmern unterzubrin-
gen. 

4.2. Tedmisd1e Voraussetzungen 

4.2.1. Energieversorgung 

Die Einrichtungen und Leitungsführungen für 
die gesamte Energieversorgung des Krankenhau-

ses 
ist im Lageplan eingezeichnet. 

4.2.1.1. Strom versorgung 

Erfolgt über das öffentliche Stromnetz über 

Objekt .. 
Objekt 

in die Trafostation 

Ansd1lußwert .................. . 

mittels Erdkabel. 
Die Voll versorgung bzw. Teilversorgung der 
Anstalt ist durch Dieselaggregate gewährleistet 

KV A). Funktionsbeschreibung der 

Anlage: 

4.2.1.2. Gasversorgung 

aus dem Netz der Gasversorgungsanlage 

in einem Druck von einem Bar als Stichleitung 

von der Druckreduzierstation 
ausgelegt. Funktionsbeschreibung der allfällig 
vorhandenen Gasversorgungsanlage : 

4.2.1.3. Versorgung· mit Dampf, Warmwasser 
Fernwärme: Funktionsbeschreibung Je 
vorhandener Anlage: ...... . 

und 
nad1 
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4.2.2. ~ad1richtenmJttel - Telefon -Funk 

4.2.2.1. Telefon 

Die Telefonzentrale des Krankenh;tuses ............... . 

................. befindet sich im 
Objekt Geschoß 
und verfügt über 
der Telefon Nr. 

Amtsleitungen 
. Die 

Amtsleitung ist für den ankommenden Fern­
sprechverkehr mittels Geheimnummer zu ver­
wenden. Diese Amtsleitung darf im Katastro­
phenfall vom abgehenden Verkehr nicht 
benutzt werden. 
Der ankommende Fernsprechverkehr kann vom 
Telefonisten auf das Tonband des Auskunfts­
dienstes geschaltet werden. 

4.2.2.2. Funkverbindung 

Funktionsbeschreibung allfällig vorhandener 

Anlagen 

4.2.2.3. Sonstige Nachridnenübermittlung 

Funktionsbeschreibung allfällig vorhandener 
Anlagen, wie Fernschreiber, One Line - Ter-
minal - Verbindung, u. ä. 

4.3. Vorräte 

4.3.1. Medikamente, Verbandstoffe, Narkosegase, Ge­
brauchs" und Verbrauchsgüter. Lebensmittel und 
Heizöl 
Die Lagerbestände sind in ausreichendem Maße 
sortiert zu halten und zu gewährleisten, daß 
sie 'wertmäßig einem Dreimonatsbedarf entspre­
men. Da Schock prophylaxe und -therapie in der 
ersten Phase bei Katastrophen vorrangige Maß­
nahmen sind, kommt der Standardisierung von 
kolloidalen Volumenersatzlösungen und Wasser­
Elektrolyt-Lösungen besondere Bedeutung zu. 
Wegen der Vielzahl der im Handel befindlichen 
Elektrolytlösungen müssen für die Bevorratung 
solche gewählt werden, die den Erfordernissen 
der Soforttherapie entsprechen. Dabei ist z.u be­
rücksichtigen, daß das erste Ziel der Infusions­
therapie darin besteht, Grobkorrekturen durch­
zuführen. 

Alle Medikamente sollen im Umwälzverfahren 
ergänzt werden. Bei der Ermittlung der Vorrats­
menge ist zu berücksichtigen, daß die aus dem 
Katastrophengebiet eingelieferten Opfer oft 
Blutersatzstoffe und Infusionslösungen sowie 
Yerbandstoffe und -material aus der Erstaus­
stattung der Krankenkraftwagen erhalten. Die 

89 

Erstausstattung der Kranhenhrattwagen 1st aus 
den Beständen de' Kranht'nhau'e' 'u ergänzen. 
um die volle Lelstung'tah gh"'1 dn ~ .n,atzfahr­
zeuge wieder her/u'!,';It'!) 

Je ..................... Garnituren \latrallt'n. )'. ,i'ler und 

Decken und.............. Garnituren Fla .. ·hwäsche 
werden im . 
als Katastrophenbestand gelagert. Bei Engpässen 
stehen die Bestände der Zentralwäscherei 

......................... zur Verfugung. 

Lieferanten für nicht lagerfähige Lebensmittel 

sind in der Beilage ........... angeführt. 
Die Heizölbevorratung ist durch Lagertanks mit 
einem Gesamtfl'l.ssungsvermögen von Liter 
gewährleistet. Benötigte Tagesmengen im Win-
ter ........ Liter, im Sommer ........ Liter. 
Für die Ersatzstromanlage ist ein ...... Liter-
Tank für Dieselkraftstoff vorhanden. 

Lieferanten für sämtliche Heizölsorten sind in 
der Beilage angeschlossen. 

4.3.2. Speisenversorgung 

Die Flexibilität der Anstaltsküche ist im Kata­
strophenfall entscheidend zu steigern. Um die 
Zeit zwischen Anforderung und Ausspeisung zu 
verkürzen und Nachforderungen der Stationen 
rasch erfüllen zu können, tntt der Katastro-
phenspeiseplan (Beilage..) in Kraft. 

4.3.3. Blutersatz 

Für die Besorgung ausreichender Mengen von 

Blut ist die zuständige Blutbank in .......................... . 
kompetent. Kann von der zuständigen Blutbank 
in die Voll versorgung nicht 
erreicht werden, ist über die zentrale Führungs­
stelle ein Spenderaufruf zu erlassen. Freiwillige 
Blutspender werden vom Portier m das Objekt 

,Geschoß ........... . 
Zimmer Nr. gewIesen. 

5. Kat ast r 0 p h e n a I arm pI a n 

Für jeden Funktionsbereich wird von der Einsatz­
leitung ein Katastrophenalarmplan nach beigeschlos­
senem Muster erstellt. In diesem scheinen jene Maß­
nahmen auf. die in der Organisationseinheit 
(Krankenstation, Operationseinheit) im Alarmfall 
zu veranlassen sind. Dieser Katastrophenalarmplan 
liegt in jeder Einheit hinter Folie auf und muß 
bei personellen 1\.nderungen und organisatorischen 
Änderungen jederzeit adaptiert werden. 

Er enthält Handlungsanweisungen für die ersten 
Stunden nach Auslösung des Alarmes und ist auf 
Minimalbesetzung der einzelnen Funktionseinheiten 
aufgebaut. 

Zusatz.: 

Insbesondere bei großen Krankenanstalten bedarf der 
Abschnitt 4 mit der Darlegung der ~Materie)]en Vor-
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aussetzungen zur Bew~ilt:gung der K.lt.1strophensitua­
tion" eingehender BeschreIbung. Für den Abschnitt 4 
kann als Variantenlösung nad1Stehender Betriebsalarm­
plan mit folgendem Register gewählt werden: 

4. \1 a t e r i e Il e Vor aus set z u n gen zur B e -

wiltigung der Katastrophensitua­
ti 0 n 

--------------------------
4.4. A I arm p I ä n e 

4.4.1.-

4.4.4. Allgemeiner Alarmplan 

4.4.5. Brandalarmplan 

4.5. Ein s atz - H i I f s 0 r g a n isa t ion e n 
Bundesheer 

4.0. Zielsetzung 4.5.1. Feuerwehr 

4.1. Beschreibung des Krankenhauses 4.5.2.0RK-Bezirksstelle 

4.1.2. Gliederung des Krankenhauses 
4.1.3. Belegschaft und Patienten 

4.1.4. Wirtschaftliche Gliederung 
4.1.5. Verkehrswege 

4.1.6. Fernmeldewesen und :\!armierung 
4.1.7. 
4.1.8. 
4.1.9. 

Wasserversorgung und Kanalisation 
Energieversorgung 
Sanitäts versorgung 

4.1.10. Veterinärdienst 
4.1.11. Lebensmittelversorgung 

·U.l2. Unterbringung und Verpflegung 
4.1.13. Selbstschutz und Schutzräume 

4.2. B eu r t eil u n g der G e f a h ren 

4.2.1. Allgemeine Beurteilung 
4.2.2. Spezielle Beurteilung 

4.2.2.1. Brand 
4.2.2.2. Explosionen 
4.2.2.3. Radioaktive Verstrahlung 
4.2.2.4. Sturm 
4.2.2.5. Erdbeben 
4.2.2.6. Giftige Stoffe und Gase 

4.3.3. Z usa m m e n set z u n gun d Auf gab e n 
der Katastrophenhilfsdienste 

4.3.3.1. Aufgaben des Sanitäts- und Rettungsdienstes 

4.3.3.2. Zusammensetzung des Sanitäts- und Rettungs­
dienstes 

4.3.3.3. Zusammensetzung des Raum- und Instand­
setzungsdienstes 

4.3.3.4. Aufgaben des Raum- und Instandsetzungs­
dienstes 

4.3.3.5. Zusammensetzung des Brand- und Bergedien­
,tes 

4.3.3.6. A uf~aben des Brand- und Bergedienstes 

4.3.3.7, "I ,'l'I'"h·rJ'et/'.lOg des Strahlenschutz-(ABC)­
j t'n,tc." 

4.3.3.8.\ ur ':.lDen Jes 'it rthlen_c:h utz( ABC)dienstes 

4.3.3.9. ZLl'.lmml·n'dzun~ Je<; Betreuungsdienstes 

4.3.3.1:). :\lJt~ Uh'n Jl" R,·tr<;, .. l,lrl..:,J,c.>n,tt's 

4.5.3. Sonstige Hilfsorganisationen 

4.5'+. Bundesheer 

Für die Objektsbeschreibung kann, um eine ver­
gleichbare Beurteilun!; zu ermöglichen, die in der Bei-

lage aeO'ebene ErfassunO'"sIiste verwendet werden, 
" " 

Beilage 

Gliederung des Krankenhauses 

floich Objekten, Anlagen und Verwendung 

Objekt, 

PerS(lnenauttnthalt durch"hnlrtllch Personen 

Bauart - Größe: 

Bedachung: 

Brandabschn i tte: 

Eingänge: 

Stiegenhaus: 

Notausstiege: 

Notleitern: 

Fluchtwege: 

Aufzüge: 

Keller: 

Lagerung von feuergefährlichen und schwer lösch baren 
Stoffen jeder Art (Stoffart, Stoffmenge) : 

Loigerung gesundheitsschädlicher Stoffe: 

Wasserempfindliche Betriebseinrichtungen und Betriebs­

stoffe: 

Standort von Druckgei Jlkn (Damptkessel urJ Dra, k, 

hehälter, Druckgastl,,-,,'ht"[') 

Räume mit Strahlt'nl(t"tdhr 

2148/AB XV. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original)38 von 46

www.parlament.gv.at



J!o= ~,H 

Beilage 

Betrieb: 

Abt.lStation: 

KA T ASTROPHENALARMPLA1': 

\X't"nn das Kennwort "KATASTROPHENALARM" 
durchgtf(t"htn wird, sind folgendt" Maßnahmt:-n zu treffen' 

Zentrale Führungsstelle: 

Zimmer Nr. Gt:-bäudt" 

Tel.-Nr. 

Auskunftsstelle Schalterraum (Verwaltung) 

Tel.-Nr. 

Cafeteria im Personalspt"lsesaal ist ständig geöffnet. 

Alarmleru:1gsebene 

, am 

Dit:- Spitalsleitung 

- ._._ .. _-_._------

-_ .. --_._---------------------, 

Beilage ........ . 
Allg. öff. Krankenhaus Betrieb: ... _ ............................. . 

Abt.lStation: Med. 4 

KATASTROPHENALAruMPLAN 

Wenn das Kennwort "KATASTROPHENALARM" 
durchgegeben wird, sind folgende Maßnahmen zu treffen: 
Spezieilt Aufgabm: 
Der Fachdienst übergibt die Station dem Hilfsdienst und 
begibt sich unverzüglich in den Stauraum. Trifft Vor­
sorge für die Erstausstattung des Stauraumes mit 
InfUSIOnsgeräten, Einmalspritzen, Infusionen, Medika­
menten und Verbandstoffen. 

Meldet sich beim Triagearzt Prim. Dr. . ................................ . 
bzw. beim diensthabenden Assistenzarzt der unfallchirur­
gismen Abttilung. 
2 Krankenzimmer nächst dem Bettenlift sind für die 
Aufnahme von Katastrophenopfern freizumachen. 
AI/g< wem< Allfgaben: 
Besumtr SInd aus der Anstalt zu weisen. 
Im Rahmen der Panikverhütung Patientenansammlungen 
auflosen und beruhigend auf Patienten und Personal 
einwirken. 

Zentralt Führungsstelle: 
Zimmer 1':r. Gebäude 
Tt"I.-1':r. 
Amkunitsstdle Schalterraum (Verwaltung) 
Tel.-Nr. 
Cafett"ria im Personal speisesaal ist ständig geöffnet. 
Alarmierungsebent· 

,am 
Die Spnalsleltung 

Allg. öff. Krankenham 
!:><-lidf« 

B,tr,th 
An1. 'Statilln l'lliall 2 

KATASTROPHEN:\LARMPLA:\ 
Wenn das Kennw.ort ,.KATASTROPHENALARM 
durchgegeben wird, sind folgende Maßnahmen zu treffen 
Spezielle Aufgaben: 

Alarmiert Chirurgie 2 Tel.-Ne. ........... . 
mit dem Kennwort .. Katastrophenalarm". 
1 Sanitiltshilfsdienst In den Stauraum, trifft 
Vorsorf(e fur dl/:- Erstausstattung des Stauraums 
Tni! Intu'"'r"JltriHtn. Einmalspritzen, Infusionen. 
Medii-amtlHtTi urd Verbandsstoffen aus den Bestän­
dt"n der Abtt"liung und meldet sich beim Triagearzt 
Pnm.Dr. 
bzw. rx-im diensthabenden Assistenzarzt' der unfall­
chrrurglschen Abteilung. 

- I KrankenZimmer nächst dem Bettenlift ist. für dit 
Aufnahme von Katastrophenopfern freizumachen. 

Allgemein< Auf/i.dhen: 
Besucher sind aus der Anstalt zu Wtrsen. 
Im Rahmen der Panik\'erhütung Patlentt"nansammlungen 
auflösen und beruhigend auf Patrt"nten und Personal 
einWirken. 
Zentrale Führungsstt"!lt: 
Zimmer Nr. Gebudt 
Tel.-NT. 
Auskunftsstelle Schalterraum (Verwaltung) 
Tt"J.·~r. 

Cafetena Im Personalspeisesaal ist ständig geöffnet. 
Alarmierungsebene 

.' am .............................. . 
Die Spitalsleitung 

Beilage 
Allg. öff. Krankenhaus Betrieb: Zentralküche und 

Personalspeisesaal 
KATASTROPHENALAruMPLAN 

Wenn das Kennwort "KATASTROPHENALARM" 
durchgegeben wird, sind folgende Maßnahmen zu treffen: 
Auf Grund der Lagebeurteilung kann von der KH­
Einsatzleitung gemäß aufliegendem Katastrophenspeise­
plan die 1. Versorgungsstufe bzw. 2. Versorgungsstufe 
angeordnet werden. 
PersonalbeJelzung: 
Küche: 

6.00 Uhr bis 14.00 Uhr 2 Köchinnen, 8 Küchen­
gehilfinnen 

14.00 Uhr bis 22.00 Uhr 2 Köchinnen, 8 Küchen­
gehilfinnen 

Zentralspüle: 
6.00 Uhr bis 14.00 Uhr 

14.00 Uhr bis 22.00 Uhr 
3 Personen 
3 Personen 

Personalspeisesaal : 
0.00 Uhr bis 24.00 Uhr 1 Person' 

11.00 Uhr bis 14.00 Uhr 2 Personen 
Es ist vorzusorgen, daß für den Personalspeisesaal und 
die Stationen ständig warme Speisen zur Verfügung 
stehen. Wird von der KH-Einsatzleitung die Verlegung 
der Produktion in auswärtige Betriebsstätten anJleord­
net, ist von der Küchenleitung die Organisation des 
Transportes, Personaleinteilung und Abgabe an Ver­
braucher durchzuführen. 
Zentrale Führungsstelle : 
Zimmer Nr. Gebäudt 
Tel.-Nr. 
Auskunfts~telleSchalterraum (Verwaltung) TeI.-Nr. 
Cafeteria im Personalspeisesaal ist ständig geöffnet. 
Alarmierungsebent 

,am 
Die Sprtalslertung 
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Richtlinien für den Neubau von Sanitätsstationen (Bezirksstellen usw.) 

1. Prinzipielles 

1.1. Jede Rettungsstation (Bezirksstelle) soll im Neu­
bau so geplant werden, daß sie bei zivilen Kata­
strophen und in Anlaßfällen der UL V eine 
maximale Nutzung bezüglich der Hilfe für die 
Bevölkerung bietet. 

1.2. Die Station soll daher so ausgeführt werden, daß 
sie selbst Katastrophen möglichst schadlos und ein­
satzfähig übersteht. 

1.3. Das Ausmaß der Rettungsstation (Bezirksstelle) 
soll mit dem Wirkungsbereich übereinstimmen, 
sie soll daher weder über- noch unterdimensioniert 
sein. 

1.4. Die Station muß jederzeit und leicht als "Hilfs­
stelle" gekennzeichnet werden können. 

1.5. An die "Umgebung" der Station sind folgende 
Ansprüche zu stellen: 

1.5.1. Die Station soll in der Nähe einer Hauptstraße 
liegen, jedoch nicht an sie angrenzen. 

Begründung: Erleichtertes Reversieren, Parken, 
Wartung der Fahrzeuge, trotzdem 
gute Zufahrt und Anschluß an das 
allgemeine Straßennetz. 

1.5.2. In unmittelbarer Nähe der Station soll sich eine 
möglichst große Wiese oder ein freier, befestigter 
Platz befinden. 

Begründung: Hubschrauberlandeplatz, Zeltplatz 
für Notlazarett, Auffanglager usw. 

1.5.3. Der Station soll ein größerer Parkplatz zugeord­
net sein. 

Begründung: Platz für die Räumung der Garage, 
Aufstellungsort von Hilfsfahrzeu­
gen aller Art usw. 

1.5.4. Die Station soll in der Nähe, jedoch nicht unmit­
telbar neben dem. in der Ortschaft befindlichen 
Spital sein. 

Begründung: :\jähe: Gegemeitige Unterstüt-
zungsmöglichkeiten. kurze Trans­
portwege. 

Nicht zu nahe: Schutz gegen ge­
meinsame (irrtümliche) Zerstörung. 

1. Bauliche Vorkehrungen 

1.1. Widmungsplanung 

1.1.1. Alle Räume ,lilIen so ausgeführt sein, daß mehr­
facher Verwendungszweck leicht möglich ist. 

2.1.2. Zumindest die Hälfte der' Büroräume soll so 
angeordnet und eingerichtet sein, daß sie jeder­
zeit und leicht als Behandlungsräume verwendet 
werden können. 

2.1.3. Die Mannschaftsräume sollen so ausgestaltet sein, 
daß sie jederzeit als Notküchen und WirtSchafts­
räume verwendet werden können (Rauchfänge, 
Lüftungsschläuche, Anschlüsse, Küchengeräte, 
Kühlanlagen usw.). 

2.1.4. Die Garagen sollen so eingerichtet werden, daß 
sie jederzeit und leicht mittels Spannwänden, 
Vorhängen, sowie Plastikbelägen für den Fuß­
boden usw. in Patientenräume umgewandelt 
werden können. Sie sind daher entsprechend 
belüft-, beheiz- und beleuchtbar einzurichten. 

2.1.5. Die Kellerräume sind so zu erstellen, daß sie 
leicht und einfach als Schutzräume S 1 Verwen­
dung finden können, obwohl sie in Normal­
zeiten als Magazinräume benützt werden sollen. 
Bei der Planung der Magazinräume ist der Lager­
raumbedarf für Sanitätsstationen als Notlager 
für Sanitätsmaterial zum' Zwecke der Aktivie­
rung der Sanitätssammelstellen zu berücksichti­
gen. 

2.2. Bauliche Ausgestaltung 

2.2.1. Die Station ist so auszugestalten. daß sie zumin­
dest 14 Tage autark geführt werden kann. 

Es ist daher für eine unabhängige Wasserversor­
gung (Brunnen oder entsprechend großes Reser­
voir) und ein sicheres Notstromaggregat (strah­
lengeschützt, entsprechende Vorräte an Antriebs­
stoffen) und Lebensmittelvorräten (Konserven, 

. Dauerwaren usw.) vorzusorgen. 

Ferner ist die entsprechende Lagerhaltung von 
KFZ-Treibstoff, öl und Wartungsgeräten vor­
zubereiten. 

2.2.2. Stiegenhäuser und Gänge sind so auszuführen, 
daß sie auch der größtmöglichen Anzahl von 
Anwesenden gerecht werden~ 

2.2.3. Kanalanlag;en oder Senkgruben sind so zu dimen­
~ionleren. dag die Entsorgung audt bei gröther 
Auslastung und Vollbelag mindestens 14 Tage 
gesichert ist. 

Für die Desinfektionsmöglichkeit gefährlicher 
Fäkalien ist vorzusorgen. 

Entsprechend dem maximalen Belag ,ind die .;n­
zahl der Aborte und Bäder vorzusehen. t'b ... mo 
Leibschüsselspülen. 

" .": 

. 2.2.4. Das Gebäude ist in allen seinen Teilen ,,) bau-
lich zu gestalten, daß eine maximale Standtemg­
keit gegen Druckwellen und Stoß (Erdbeben) 
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gewährlmtet ist, es sind daher alle Räume durch 
entsprechend starke, durchgehende Wände nach 
allen RIchtungen abzusteifen. 

2.2.5. Der Kelleremgang ist entsprechend den Richt­
linien de, Bundesministeriums für Bauten und 
Technik (BMfBuT) (GrundschuLz in Neubauten) 
splittersicher ZlU errichten und mit entsprechen­
den "Brand-Druc:k-Türen" zu versehen. 

2.2.6. Vom Keller aus ist ein derart dimensionierter 
Notausstieg zu errichten, daß ein gefahrloser 
und reibungsloser Betrieb der KelJerräume im 
Notfall möglich ist. wenn das Gebäude samt 
Haupteingang zerstört ist. 
Der Ausgang des Notausstieges ist so anzulegen, 
daß er auf alle Fälle außerhalb der Trümmer­
kegel des eigenen Gebäudes und der der An­
rainer (Nachbarn) liegt. 

2.2.7. Die Keilerdecke ist entsprechend den Richtlinien 
des BMfBuT (Grundschutzräume) trümmersicher 
auszuführen. 

2.2.8. Im Keller ist eine, den Richtlinien des BMfBuT 
entsprechende Be- und Entlüftungsanlage für 
Grundschutzräume zu installieren, welche an ein 
entsprechendes L ufdilter anzuschließen ist. 

2.2.9. Wenn das Gebäude ein Flachdach besitzt und 
sich in unmittelbarer Nähe kein »Hubschrauber­
landeplatz" befindet, ist das Flachdach statisch 
(Stoß 1.000 kg) und entsprechend den diesbezüg­
lichen Vorschriften zu einem Landeplatz auszu­
gestalten. 

3. S 0 n s t i g e Vor k ehr u n gen 

3.1. Zur Befestigung der Schutzzeichen (Genfer Kon­
vention - Rotes Kreuz. oder Genfer Zusatz.proto-

koll - "Zivilverteidigung") smd an alle Schau­
flächen und am Dach entsprechende Halterungen 
(z. B. Karabinerösen) anzubringen und die Kenn· 
zeichen selbst vorzubereiten. 

3.2. Im Keller (Grundschutzraum) sind Anschlüsse für 
Telephon, Funk- und Radioantennen vorzusehen, 
damit der Betrieb nur vom Schutzraum aus auf­
rechterhalten werden kann und die Leitung der 
Station nicht von der Umwelt abgeschlossen ist. 

3.3. Für die A ufbt'w ahrung \"ln Toten sind entspre­
chende, geruch!>- und fl ü,slgkeitsdlchte. feste Säcke 
vorzubereiten und zu lagern. 

3.4. Die Umstellung der Rettungsstelle (Bezirksstelle) 
für den Katastrophenhilfsdienst ist in regelmäßi­
gen Abständen zu üben, die zusätzlichen Geräte 
sind laufend zu warten und betriebsbereit zu hal­
ten. Die Lager sind laufend zu überwachen, aus­
zutauschen und zu ergänzen. 

3.5. Ober die Aktivitäten nach Punkt 3.4. sind ent­
sprechende Aufzeidmungen zu führen, die von der 
vorgesetzten Dienststelle und der übergeordneten 
Behörde (Bürgermeister, Bezi:';"shauptmann oder 
Landeshauptmann bzw. dessen Katasrrophenhilfs­
dienst-Beauftragten) und dem Subventionsgeber 
(Offentliche Hand) in entsprechenden Abständen 
eingesehen werden können und sollen. 

3.6. Subventionen der öffentlichen Hand werden nur 
dann gewährt, wenn von diesen Richtlinien zu­
mindest die Punkte 2.1.2., 2.1.3., 2.1.4., 2.1.5. 
(zumindest Grundschurz), 2.2.4., 2.2.5., 2.2.7., 
2.2.8., 3.1., 3.2., 3.4. im Sinne und Prinzip ein­
·gehalten werden. Der Subventionsgeber ist berem­
tigt, innerhalb von 5 Jahren nach Bauvollendung 
die Subventionsrückerstattung zu verlangen, wenn 
nachträglich Verstöße gegen die Richtlinien fest­
gestellt werden. 

Richtlinien für Erste-Hilfe-Maßnahmen bei Strahlenunfällen 

L Strahlenunfall und seine Formen 

Als S t rah I e nun fall wird jede Strahlenbela­
stllng des Menschen bezeichnet, die wesentlich um 
ein Vielfaches ~100- bis lO.OOOfache) über den natür­
lichen Strahlenpegel (für die Bevölkerung) oder 
üb~r die gesetzlich festgelegten Höchstwerte (für 
beruflich strahlenexponierte Personen) hinausgeht. 
Hiebei kann der gesamte Organismus oder nur ein 
Teil des Betroffenen (Ganzkörper- bzw. Teilkörper­
bestrahlung) in das Unfallgeschehen einbezogen 
werden. 

1.1. Unkomplizierte Strahlen unfälle 

Wird die Krankheitserscheinung ausschl.ießlich 
durch eine äußere Strahleneinwirkung (z. B. durch 
Gammastrahlen, harte Röntgenstrahlen) hervor­
gerufen, kann man von einem "unkomplizierten 
Strahlenunfan" sprechen. Die "reine" Strahlen-

krankheit wird nicht durch zusätzliche physikali­
sche, wie z. B. thermische oder chemische Ein­
wirkungen (Verletzungen durch Explosion, Säuren, 
Laugen oder durch Hitzeeinwirkung bei Bränden) 
kompliziert. 

1.2. Komplizierte Strahlenunfälle 
Das klinische Erscheinungsbild wird nicht nur 
durch die vorangegangene Strahlenexposition ge­
prägt, sondern gleichzeitig durch andere physikali­
sche oder chemische Einwirkungen gekennzeichnet 
(wie Hautverbrennungen aller Stadien I bis IU, 
Frakturen, Wunden etc.). 

1.3. Kontaminationsunfälle (Verunreinigung) 
Radioaktive Kontamination der Körperoberfläche 
und der Kleider wird als ä u ß e r e K 0 n tarn i -
n a t ion bezeichnet und zählt zu den häufigsten 
Strahlenunfällen, wobei sie oft kombiniert mit der 
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äußeren Strahlenemwirkung auftreten kann. 
Kommt es zur Aufnahme ra.dioaktiver Stoffe 
durch InhaLltion. über den Magen-Darm-Trakt 
oder durch Wunden, wird diese in n e r e K 0 n­
tarn i n a t ion als I n kor p 0 r a. t ion s -
u n fall (inkorporieren = einverleiben) bezeich­
net. 

2. Erste-Hilfe-Maßnahmen 

Der ivlensch, der der Einwirkung ionisierender 
Strahlen von außen ausgesetzt war (die Strahlen­
quelle befand sich außerhalb seines Körpers) ist 
nie h t rad i 0 akt i v und kann deshalb seine 
Umgebungspersonen (Helfer) ni c h t ge f ä h r­
den. 

Bei der äußeren Kontamination durch radioaktive 
Stoffe wäre eine Verschleppung der Radioaktivität 
theoretisch möglid1, aber in der Praxis ist die Ge­
fährdung für den Helfer als b e d e u tun g 510 s 
anzusehen. 

2.1. Erste-Hilfe beim Individualstrahlenunfall 

2.1.1. Schädigung durch äußt.>re Bestrahl ung 

Falls sich der Vemnglückte nodt im Strahlen­
feld befindet, ist es nötig ihn sofort aus dem 
S t rah I e n f eid Z u e n t f ern e n (z. B. 
durch Abschalten der Strahlenquelle. -anlage). 
Falls es dem Betroffenen nicht möglich ist aus 
eigener Kraft dJ.s Strahlenteid zu verlassen, ist 
unter Abwägung auftretender Gdahren und 
Situation und unter fachlicher Aufsicht (Arzt, 
Strahlenbeauftragter) die Entsendung einer Hilfs­
person zu erwägen. 

Jede Aktion im Strahlenfeld muß gut durch­
dacht, vorbereitet und so ras c h wie m ö g -
li c h durchgeführt werden (Reduzierung der 
Strahlendosis für die rettende Hiltspenon). 

Auch bei schwerer lebensgefährlicher Bestrahlung 
von außen treten vor e r s t k ein e s ich t -
bar e n M e r k mal e der Strahlenkrankheit 
(Schwäche, übelkeit, Erbrechen, Hypotonie, Fie­
ber) auf. Die Zeit zwischen dem Unfall und 
dem Auftreten der ersten Merkmale ist vom 
Grad der Strahlenschädigung abhängig; je früher 
diese eintreten, desto schwerwiegender die Schä­
digung des Betroffenen. 

Die genaue Z e i t des U n fall s sowie die 
äußeren Umstände des Unfalls (lage des 
Betroffenen zur Strahlenquelle mit Rücksicht auf 
eventuelle Ab,dtirmung des Körpers durch 
Gegen,ünde u. a.), die zur Reknn,truktion des 
U nt alls und zur\b'i..:hätl ung der U nf alldo,is 
erforderlich sind, Sind unbedingt ,chriftli..:h 
fes t z u hai t e n. 

Der Transport mit einem Krankenwagen Ist 
ohne besondere Vorkehrungen 
möglich. Der Verunglückte wäre in ein Kran­
kenhaus mit in t ern i g t i s c her I n t e n -
, i v p f leg e (wo Möglichkeiten einer "umge­
kehrten Isolation" = aseptischer Behandlung, 
eIne leistungsfähige Blutbank sowie klinische 
Laborltorlen für Hämatologie, Bakteriologie 
und kI:ni,dte Chemie vorhanden sind) zu brin­
gen. 

Den Betroffenen im Hinblick auf seine vermin­
derte Infektionsresistenz vor jeder möglichen 
Infektion zu schützen! 

2.1.2. Schädigung durm äußere Kontamination 

Die Strahlenschädigung durch äußere Kontami­
nation kann allein durch Ver s t rah I u n g 
rad i 0 akt i ver Sub s t an zen sowie lUch 
kombiniert mit Bestrahlung von außen sowie 
mit Inkorporation radioaktiver Stoffe verbun­
den werden. 

Bei jeder äußeren Kontamination ist bestens cl a s 
Aus maß (die Aktivität der kontaminierten 
Körperoberflächen, die flächenmäßige Ausdeh­
nung) mit Hilfe eines Strahlenmeßgerätes fes t -
Z U S tell e n, um sie mit den zulässigen Höchst­
grenzen vergleichen zu können. 

Ist es zu einer Konramination in einem Strah­
lenbetrieb, wo entsprechende Meß- und Dekon­
taminationseinrichtungen vorhanden sind, ge­
kommen, ist die Schutzkleidung vom Betroffe­
nen zu entfernen und an Ort und Stelle die 
e r s teD e k 0 n tarn i nie run g (Reinigung) 
durchzuführen. Der Erfolg der Dekont:tminie­
rung ist durch Messung zu überprüfen und 
gegebenenfalls zu wiederholen. Bei Ver d ach t 
auf gleichzeitige Inkorporation 
nur kontaminierte Kleidung ablegen und sofort 
Spitalstransport antreten, da ohne Zeitverlust 
die Inkorporltionsgegenmaßnahmen eingeleitet 
werden müssen. 

Bei Strahlenschädigung durm K 0 n tarn i n a -
t ion i m F re i e n bzw. außerhalb eines Strah­
lenbetriebes, wo keine Meß- bzw. Dekontami­
nierungseinrichtun;:;en zur Verfügung stehen, 
nur kontaminiertes Gewand (Oberkleidung, 
eventuell auch Unterwäsche) ablegen und den 
Betroffenen in das Krankenhaus zur weiteren 
Dekontaminierung und Behandlung transportie­
ren. In diesem Falle sind die abgelegten konta­
minierten Kleidungsstücke in verschlossene dop­
pelte Plastiksäcke zu verstauen und diese zur 
Ablagerung radioaktiven Mülls (im Forschungs­
zentrum Seibersdorf) zu bringen. 
Da bei k 0 n tarn i nie r t e n Per s 0 n e n 
die Ver s c h 1 e pp u n g s g e f a h r radioakti­
ver Substanzen in andere Einrichtungen oder auf 
Personen, besteht, ist bei den Erste-Hilfe-Maß­
nahmen mit entsprechender Vorsicht und über­
legung vorzugehen. Die Helfer sollen mit 
Gummihandschuhen und -schürzen aus~estattet 
sein. die nach beendeter Rettungsaktion in Pla­
stiksäcke verstaut werden und als radillaktiver 
Abfall gehandhabt werden. Die Heiter sind ver­
pflichtet nach Beendigung der Aktion sich einer 
Dekontaminierung mit Meßkontrolle zu unter­
ziehen. 
Der benützte Kranken- bzw. Rt:ttun~,w l~l!n :.,t 
für den Transport einer kontamlOlt'n"n l\'r,,>n 
mit Plastikfolien auszukleiden und na..:h bt:t:nJ~­
ter Aktion ist der Wagen elOer Vld~ktlntr<llle 
zu unterziehen; bei Kontam,nau"n" ada..:ht 
auch durch Waschen zu dekontlmlnJt:rt:n! Die 
beim Transport bzw. bel Dek,)ntJ.mln'c>rung 
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kontamlnlerter Person für den Hel f e r auf­
treten Jen gesundheitlimen Ge f a h ren sind in 
den meisten Fällen äußerst ger i n g. Bei unvor­
sicht :gn Handhabung können radioaktive Sub­
~tan/t'n auf andere Stellen gelangen. so daß 
unw I"ende Personen mit diesen venchleppten 
'lUbqanzen in Berührung kommen können. 

2.1.3. Inkorporationsunfall 

Verdadlt auf einen Inkorporationsunfall (über­
wiegend auf dem Inhalationswege) kann vorerst 
nur aus dem U n fall g e s c h ehe n gefaßt 
werden, Bei Zwismenfällen mit Frei,etzung grl>­
ßer Mengen radioaktiver Stoffe oder bei Labor­
explosionen an Apparaturen mit ausströmenden 
Gasen oder Flüssigkeiten ist die Inkorporations­
wahrsmeinlimkeit sehr groß. Aum eine Luft­
aktivitätüberwamungsanlage - falls vorhanden 
- wird einen erhöhten Meßwert anzeigen und 
Alarm auslösen. Weitere Anhaltspunkte für die 
möglime Inkorporation bei der betroffenen Per­
son liefern die W i s c h t e s t s ; in vielen Fällen 
ist die Inkorporation mit äußerer Kontamina­
tion verbunden. Bei Verdamt auf Inkorporation 
ist die Aktivitätsmessung der N ase n -
Rachen-Abstriche (bzw. der Wunden) 
oft von Bedeutung. Die Erste-Hilfe-Maßnah­
men zur Bekämpfung der Inkorporation radio­
aktiver Stoffe hat Vor r a n g \' 0 r a n der e n 
B e h a n d I u n g s maß nah m e n Lei dem 
Betroffenen (z. B. vor Dekontaminierungsmaß­
nahmen). Es ist deshalb nötig so rasm wie mög­
lim den Betroffenen in ein spezialisiertes Kran­
kenhaus zu bringen (z. B. in das Unfallkranken­
haus Wien-Meidling), wo sofort therapeutisme 
Maßnahmen (z. B. Verabreimung von Komplex­
bildnern) ergriffen werden. Vor allem wird mit 
Hilfe von Aus s c h eid u n g san a I y sen 
und G a n z k ö r per rad i 0 akt i v i t ä t 5 -

me s s u n gen das Ausmaß der Inkorporation 
und die Wirksamkeit der therapeutischen Maß­
nahmen bestimmt und laufend kontrolliert. Bei 
Anrei~e aus größeren Entfernungen sind die 
Ausscheidungsprodukte insbesondere der ge­
sam t eTa g es ur indes Verunglückten für 
spätere Analysen in Polyäthylenflaschen von 2 I 
Inhalt zu sammeln und dem Krankenhaus zu 
übergeben. zur Konservierung der Urinprobe 
sind pro 500 ml Urin 30 ml einer N-Salpeter­
säure zuzugeben. S t u hIp r 0 ben werden am 
besten in Plastikbeuteln gesammelt, die in ge­
ruchsdimt smließenden Behältern transportiert 
werden können. Einzelne Aussmeidungsproben 
sind mit Namen, Datum und genauer Zeitangabe 
der Ausscheidung zu versehen. 

2.1.4. Komplizierte Strahlenunfälle und Wundbehand­
lung 
Bei komplizierten Strahlenunfällen kommt es 
zusätzlich zum Strahlenunfall zur Verletzung 
durm Ein wir k u n g p h y s i kaI i s ehe r, 
c h e m i s ehe r insbesondere dann thermismer 
Fa k tor e n (Wunden, Frakturen, Verbrennun­
gen). Diese werden z. B. bei Explosionen durm 
herumfliegende Gegenstände, stürzende Mauern, 
brennende Materialien usw. verursamt. Erste 

Hilfe am l'ntall"rt w,rd dur," den ge'>chulten 
LaIen gele:stet ,:\nle~en e:nn wun,lnahen Stau­
ung. Aus .. pulen der Wunde unter fließendem 
\X·a,ser. An:,.!!t'n e,n," 'ler:"n \\ un,l"'r:,aIlJe, 
und Herh,' h"lun,: ar/;]l,hn I1 ir" (,:" ..:jllt',tl~ 

Dek"ntarnlnlt'TUng unJ danaLl1 'I ran'p"n unter 
den VorsH:ht .. maßnahmen wie bel 2.1.2, 

Erste ärztliche Maßnahmen nt:hten sim nach 
Art der kontaminierenden Sub­
s t an z und deren Rad i 0 t 0 " i z 1 t ä t ; emp­
fohlen werden bel k urz- und mittellehigen 
Isotopen k (l n , er\' at 1 \ (h: r u r gis ( h e 
Maß nah m e n (Au;,wJ>"l1ung der \X'unde mit 
Zephirolwasser oder physiologischer Kochsalz­
lösung oder Spülung mit 3(7,- iger Wasserstoffper­
oxydlösung; dann antibakterieller Puder- oder 
Salbenverband, Tetanusprophylaxe). Bei mit 
homradiotoxismen und langlebigen Radionukli­
den kontaminierten Verletzungen wird ein 
akt i v chi r ur gis c h es Vor geh e n emp­
fohlen (in Leitungs- oder Lokalanästhes,ie Wund­
exzision mit anschließender Kontrollmessung der 
Wunde; gegebenenfalls Zweitexzision mit nach­
folgender Wundauswasmung, dann steriler 
Wundv'erband und Tetanusprophylaxe). 
Bei komplizierten Strahlenunfällen, also bei 
Kom bin a t ion s s c h ä den, bei Wunden 
und Frakturen. ist die primäre Endversorgung 
anzustreben, während bei Verbrennungen abwar­
tend behandelt wird. Die endgültige Versorgung 
dnttgradiger Brandwunden ist erst nam Ab­
klingen der Strahlenkrankheit möglim. Grund­
sätzlich sind beim Transport von Patienten, die 
mit komplizierten Strahlenunfällen betroffen 
sind. diejenigen Vorkehrungsmaßnahmen zu 
treffen, die bei derselben Verletzung 0 h ne 
Strahleneinwirkung zu berücksichtigen wären. 

2.2. Erste Hilfe beim Strahlenunfall mit Einbeziehung 
mehrerer Personen 

Bei Strahlenunfällen größeren Ausmaßes, die z. B. 
in der Umgebung kerntechnismer Anlagen bzw, 
durch beabsichtIgte Strahlen einwirkungen auf 
ZiYilpersonen vorkommen könnten, sind prinzipi­
ell die im Absmnitt 2.1. besmriebenen Individual­
maßnahmen zu verwirklimen. Da diese Individual­
maßnahmen aus temnischen Gründen nimt sofort 
sämtlichen betroffenen Personen g lei c h z ei t i g 
zugute kommen können, sind zusätzlim noch 
folgende weitere Prinzipien und Empfehlungen zu 
berücksichtigen. 
Bei jedem Unfallgesmehen, das mehrere Personen 
betrifft, ist wie bekannt als erste zu treffende 
ärztlime Sofortmaßnahme die Tri a g e (Aussor­
tierung) der B e t r 0 f f e n e n vorzunehmen. 
Dies trifft aum beim Strahlenunfall zu; die Triage 
der gesmädigten Personen muß nach folgenden 
Gesimtspunkten, womöglim rasch durt:hgeführt 
werden: 

nach ärztlichen überlegungen 

nam Beurteilung der Ge;amtsituation des 
Unfallgeschehens 
sowie nach Art und Sdlwere der Schädigung 
bzw. nach den zu erwartenden Folgen. 
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~adt leistung der er,ten ärztlidten Hilfe ist die 
T r ans p 0 r t t J. h I g k e i t festzustellen und 
gegebenenfalls die :\rt und der Umfang der medi­
zinisdl-faddichen Betreuung während des Trans­
portes anzuordnen. 

A.uf Grund dieser ärztlichen Feststellung ist weiters 
\'om Arzt zu entscheiden, ob bzw. wohin die 
gesdtädigten Personen zur s tat ion ä ren B e -
h a n d I u n g gebracht werden sollen. 
Um eine möglichst optimale Versorgung zu ge­
währleisten, sind genaue Kenntnisse über den 
s t r u k t ure ll e n Auf bau der in Frage kom­
menden allgemein-öffentlichen K r a n k e n -
ans tal t e n unbedingt notwendig. Gegebenen­
falls ist hinsichtlich des Krankheitsgeschehens 
schriftlich oder fernmündlich mit dem diensthaben­
den Arzt des' aufnehmenden Krankenhauses in 
Kontakt zu treten. 

Bei einer Einwirkung von ionisierenden Strahlen 
beZlieht sich die Tri a g e zuerst 

auf die Frauen in gebärfähigem Alter 

sowie auf Kinder, insbesondere auf Kleinstkin­
der, 

ferner auf Personen mit gleichzeitiger anderer 
Schädigung, wie Verletzungen und akuten 
Erkrankungen (massive Verringerung der über­
lebenswahrscheinlichkeit !). 

Diese Personengruppen sind s 0 f 0 r t von allen 
übrigen Personen, von denen angenommen werden 
muß, daß sie ionisierenden Strahlen ausgesetzt 
waren, zu trennen und isoliert unterzubringen. 
Bei Fra.uen in gebärfähigem Alter ist vom Arzt 
festzustellen, ob eine Schwangerschaft vorliegt, 
denn für den Foetus besteht in den ersten lebens­
monaten - wie bereits bekannt ist - auch bei 
einer relativ geringen Einwirkung ionisierender 
Strahlen eine ernste Gefahr. 

Den schwangeren Frauen ist bei allen zu setzenden 
Maßnahmen der unbedingte Vorrang zu geben! 

Anhang 

Praktische Dekontaminationsmaßnahmen : 

Für die z. B. in Strahlenbetrieben, wo mit offenen 
radioaktiven Stoffen manipuliert wird, auftretenden 
lok ale n K 0 n tarn i n a t ion e n an Händen, 
Kopfhaaren oder Gesicht ist eine lokale Dekontamina­
tion im Handwasdlbecken (La.borbecken) angebracht. 
Oft Wird zu diesem Zwel.:k e:ne 10 zwei <>der unter 
l.!mst.inden 10 mehreren Becken darluttnlgende Dek,m­
tamination empfohlen. Zur Dekllnt.lmlOltion w:rd all­
gemein lauwarmes Wasser (30 bis 32° C) mit Zugabe 
von Detergentien (oberflächenaktive Substanzen, ent­
halten z. B. im Pril, Sunlicht ... ) verwendet, womit 
die Haut der kontaminierten K,)rperteile abgewaschen 
und leicht abgebürstet wird. Die Verwendung der Seife 
\t lUch möglich, IlIUr mit manchen Spaltprodukten 
')trnntium) bildet d~ese unlösliche Niederschläge. 

Bei einer G a n z k ö r per k 0 n t a m ·i n a t ion 
: \t es ratsam, vorerst eine lokale Dekontamination 

von Körperteilen, die nid1t während des Strahlen­
unfalls durch die Kleidung abgededu waren (also vor­
aussimtlich Gesicht, Kopfhaare und Hände), so wie 
oben beschrieben, vorzunehmen. Erst 1m zweiten 
Schritt wird empfohlen, die kontaminierte Kleidung 
(Wäsche) abzulegen und die Dekontaminationsbehand­
lung unter einer Dusche unter Verwendung von Wasser 
mit Zugabe von Detergentien durchzuführen. Durch 
einen Kunststoffrost in der Duschwanne am Ful~boden 
soll womöglich bei dem meist unvermeidlichen Rück­
stau des abfließenden Wassers verhindert werden, daß 
die Füße im kontaminierten Spülwasser verbleiben. In 
stationären Dekontaminierungsein­
r ich tun gen ist mit einem Verhältnis von 4 bis 
6 Handwasdlbecken zu je 1 Dusche zu remnen. Der 
Dekontaminierungsvorgang d. h. gründlidles 
Waschen, abtrocknen und Kontrollmessung - muß 
oft mehrmals wiederholt werden und so muß mit 
einer Dauer von einer halben bis zu zwei Stunden 
und mehr pro Person geredmet werden. Die Abwässer 
aus einer Dekontaminierungseinrichtung können in 
leidlteren Fällen in das öffentliche 1\bwassersystem ein­
geleitet werden. Bei Kontamination mit hoch aktiven, 
hochtox:isdlen und langlebigen Radioisotopen sind 
eigene Sammelbehälter für radioaktive Abwässer aus 
der Dekontaminierungsanlage erforderlich. Hier wer­
den die radioaktiven Abwässer zum teilweisen "Ab­
klingen" ihrer Radioaktivität aufbewahrt bzw. vor dem 
Abtransport mittels Tankwagen zur speziellen Abwas­
seraufbereitung gesammelt. Weiters sind in jeder statio­
nären Dekontaminierungseinrichtung Behälter zum 
Ablegen kontaminiert er Kleidung und Schuhe erfor­
derlim; zusätzlich ist mit einem Vorrat an Ersatz­
kleidung für die Betroffenen zu rechnen. 

Bei stärkeren Hautkontaminationen werden zusätz­
liche Dekontaminierungsmaßnahmen empfohlen. Da 
diese die Haut mehr oder weniger in Mitleidensdlaft 
ziehen, sollten diese nur unter ärztlicher Aufsicht zur 
Anw"!ndung gelangen. Besonders werden hier Kom­
pie x i e run g s lös u n gen (Komplexbildner + 
Detergentien .j.. Puffermittel zur pH-Einstellung) wie 
folgt empfohlen: 

5 g Titriplex III (= EDT A) 
5 g Natriumlaurylsulfat 
5 g Stärke 

35 g Natr~umkarbonat (wasserfrei) 
in 1.000 ml Wasser gelöst. 

Diese lösung hält in Plastikflaschen monatelang und 
mul~ vor Gebrauch gesdlüttelt werden. Die Hände wer­
den in dieser Komplexierungslösung gründlich ge­
w.1sdten, gebürstet und dann unter fließendem. lau­
warmem Wasser abgespült. Dann mit dem ~1t)nitor 
die Hautoberflächenaktivität kontrollieren und bei Be­
darf den Dekontaminierungsvorgang noch 2- bis 3mal 
wiederholen. Als einfachere Dekontami11lierungslösung 
hat sim eine 4% ige Kaliumpermanganatlö,u ng in W lS­
ser bewährt; ähnliche Wirkung hat eine [,i~un~ \'nn 
65 g Kaliumpermanganat in 1.000 ml 1 '1.~er ')dtwe­
felsäJure. Im Bedarfsfall zur Dekontam!nierung von 
Schleimhäuten, Rachen und Nase Wird eine Spülung 
mit Wasser und 3% iger Zitronensäure empfohlen. 
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P b t-. 

\'rrla)!~postamt 1030 Wien 

Vom Verlf')!f'r versendet 
.. MJtI~J lunl!~r, der öqerre,chischen Sanitätsverwaltung" 

'\>:' HhrZf"nht"rger Ges. m. b H., 1030, Postfach 141 

,\>:'enr, unbestellbar, zurück an den Verlag 

',; 
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